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Bericht 

des Finanzausschusses 

über die Regierungsvorlage (621 der Beila­
gen): Bundesgesetz über die Besteuerung des 
Einkommens natürlicher Personen (Einkorn-

mensteuergesetz 1988 - EStG 1988) 

Das Einkommensteuergesetz 1988 ist das Kern­
stück der im Arbeitsübereinkommen der beiden 
Regierungsparteien zum 1. Jänner 1989 vorgesehe­
nen großen Steuerreform. Mit dieser Reform wird 
eine wesentliche Absenkung der Steuertarife ver­
wirklicht und damit die bestehende Diskrepanz 
zwischen nominell hohen Grenzsteuersätzen und 
tatsächlich viel niedrigeren Durchschnittssteuersät­
zen stark abgebaut. Diese Absenkung wird zum 
Teil durch Verbreiterung der Bemessungsgrund­
lage und durch Abschaffung von Ausnahmebestim­
mungen finanziert. Der restliche Teil des Ausfalles 
auf Grund der Tarifsenkung wird durch Begleit­
maßnahmen bei anderen Gesetzen und durch einen 
Budgetbeitrag finanziert. Insgesamt entspricht das 
Einkommensteuergesetz 1988 dem Ziel, das Steuer­
system gerechter zu machen. So weit als möglich 
wurden auch Vereinfachungen vorgesehen. So ent­
fielen im Bereich der betrieblichen Gewinnermitt­
lung viele Abgrenz~ngsfragen, und im Bereich des 
Lohnsteuerrechtes wurde durch Schaffung eines 
völlig neuen Freibetragsverfahrens und durch 
Schaffung eines einheitlichen Sonderausgaben­
Höchstbetrages ein wesentlicher Beitrag zu mehr 
Bürgernähe geleistet. 

Schließlich versucht der vorliegende Entwurf 
eine sprachliche Modernisierung des Gesetzes, 
wodurch eine gänzliche Neufassung unumgänglich 
wurde. 

Im konkreten ist hinsichtlich des Inhalts der V or­
lage zu bemerken: 

1. Teil: Persönliche Steuerpflicht (§ 1) 

Diese Bestimmungen wurden lediglich sprachlich 
verbessert, um eine erhöhte Transparenz zu 
gewährleisten. 

2. Teil: Sachliche Steuerpflicht (§§ 2 bis 32) 

Der Einkommensbegriff hat sich gegenüber 
jenem im Einkommensteuergesetz 1972 (EStG 
1972) geändert. Vom Gesamtbetrag der Einkünfte 
werden - nach allfälliger Vornahme eines Verlust­
ausgleiches - nicht nur die Sonderausgaben abge­
zogen, sondern auch 'außergewöhnliche Belastun­
gen, Sanierungs gewinne und Freibeträge gemäß 
§§ 104 und 105. Das Einkommen gemäß § 2 Abs. 2 
deckt sich nunmehr mit dem im EStG 1972 noch 
zusätzlich zum Begriff "Einkommen gemäß § 2 
Abs. 2" erforderlichen Begriff "zu versteuerndes 
Einkommen", führt also unmittelbar zur Bemes­
sungsgrundlage . 

Die Umstellung des Wirtschaftsjahres auf einen 
anderen Stichtag ist in Hinkunft ausschließlich nur 
mehr dann zulässig, wenn· gewichtige betriebliche 
Gründe vorliegen. Für eine darüber hinausgehende 
Ermessensentscheidung der zuständigen Abgaben­
behörde bleibt kein Raum. 

Die generelle Steuerfreiheit der Bezüge aus einer 
gesetzlichen Kranken- oder Unfallversorgung, der 
Sachleistungen aus der gesetzlichen Sozialversiche­
rung, der Bezüge aus einer ausländischen Kranken­
oder Unfallversorgung, der Krankengelder aus den 
Versorgungs- und Unterstützungs einrichtungen 
der Kammern der selbständig Erwerbstätigen sowie 
die Befreiung des aus der Pensionsversicherung 
stammenden Übergangsgelds sind dahin gehend 
eingeschränkt, daß derartige Transferleistungen 
insoweit steuerpflichtig werden, als sie Einkom­
mensersätze darstellen. 

Ebenso haben bestimmte Bezugsteile der Prä­
senz- und Zivildiener - wie schon jetzt hinsicht­
lich der Arbeitslosengelder vorgesehen - bei der 
Durchführung eines Jahresausgleiches keine pro­
gressionsmindernde Wirkung, da sie Einkommens­
ersätze darstellen. 

Die steuerlichen Gewinnermittlungsvorschriften 
werden im Hinblick auf die derzeitigen Bestrebun-
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gen, das österreichische Rechnungsrecht umfassend 
zu modernisieren, zeitgemäß gefaßt. Im gep!;mten 
Rechnungslegungsgesetz soll ein Aktivierungsver­
bot für unkörperliche Wirtschaftsgüter, die nicht 
entgeltlich erworben wurden, verankert werden. 
Dieser Entwicklung auf dem Gebiet der Rech­
nungslegungsvorschriften wird durch das Einfügen 
eines entsprechenden steuerlichen Aktivierungsver­
botes entsprochen. 

Bei der Gewinnermittlung gemäß § 4 Abs. 1 als 
auch bei jener gemäß § 5 sind die allgemeinen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung (zB 
Bilanzwahrheit und -vollständigkeit) anzuwenden. 
Darüber hinaus sind bei der ersten Ermittlungsart 
die besonderen Gewinnermittlungsvorschriften des 
EStG zu beachten; bei der anderen Gewinrtermitt­
lungsart sind die handelsrechtlichen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung unter Beachtung 
zwingender abweichender Bestimmungen des EStG 
maßgebend. Eine Bilanzänderung ist der Verwal­
tungspraxis folgend nur zulässig, wenn sie wirt­
schaftlich begründet ist. 

Neu ist das Erfordernis, daß der Beitritt zu einer 
Pensionskasse ~owie die Errichtung und Verwal­
tung einer solchen durch eine Betriebsvereinbarung 
geregelt werden müssen und die Beitragsleistungen 
des Arbeitgebers nur aus zwingenden wirtschaftli­
chen Gründen nach Beratung mit dem Betriebsrat 
ausgesetzt oder eingeschränkt werden können. 
Auch der Beitritt zu einer schon bestehenden Pen­
sionskasse ist möglich. Unterschiedliche Leistungs­
zusagen müssen in einem ausgewogenen Verhältnis 
zueinander stehen, um Bevorzugungen einzelner 
Arbeitnehmer oder bestimmter Gruppen von 
Arbeitnehmern zu vermeiden. 

Zur besseren Übersicht werden die begünstigten 
Spendenempfänger in zwei Gruppen geteilt. Jene, 
bei denen die Zuwendungen zur Durchführung 
von Forschungs- oder Lehraufgaben bestimmt sein 
müssen, werden in einer eigenen Ziffer zusammen­
gefaßt. Weiters wird die Absetzbarkeit von Spen­
den als Betriebsausgabe mit 10% des Gewinnes des 
unmittelbar vorangegangenen Wirtschaftsjahres 
begrenzt, um die durch Inanspruchnahme der 
Spendenbegünstigung entstehenden' Steuerausfälle 
zu beschränken. 

Die bisherige Pauschale für üblicherweise nicht 
belegbare Betriebsausgaben von Freiberuflern ,(§ 4 
Abs. 6 EStG 1972) wurde im Hinblick auf den 
weitgehenden Abbau von Ausgabenpauschalierun­
gen nicht übernommen. 

Im EStG 1972 waren die steuerlichen Folgen des 
Wechsels der Gewinnermittlungsart nicht unmittel­
bar geregelt. Die konkrete Umschreibung der mit 
dem Wechsel der Gewinnermittlungsart verbunde­
nen steuerlichen Auswirkungen in § 4 Abs. 10 
schafft nunmehr auch auf diesem Gebiet klare und 
eindeutige Besteuerungsgrundlagen. 

In § 5 ist eindeutig klargestellt, daß die steuerli­
che Gewinnermittlung im Handelsregister eingetra­
gener Gewerbetreibender an die handelsrechtlichen 
Vorschriften ordnungsmäßiger Buchführung an­
knüpft. 

Die Bewertungsvorschriften werden im wesentli­
chen unverändert übernommen. Neu aufgenom­
men wird die Aussage, daß ein entgeltlich erworbe­
ner Firmenwert bei Land- und Forstwirten und bei 
Gewerbetreibenden als abnutzbares Wirtschaftsgut 
gilt. Der bisherige § 123 EStG 1972 wird inhaltlich 
verändert in den § 6 Z 2 lit. c vorgezogen. Wertbe­
richtigungen dürfen nunmehr für bestimmte Aus­
landsforderungen lediglich im Ausmaß der jeweils 
am Bilanzstichtag noch offenen Forderungsteilbe­
träge gebildet werden. 

Die Bestimmungen über die Einlagenbewertung 
sind inhaltlich neu gefaßt; es ist nicht mehr in 
jedem Fall mit den niedrigeren historischen 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten, sondern in 
den im Gesetz angeführten Fällen mit dem höheren 
Teilwert zu bewerten. 

Hinsichtlich der Absetzung für Abnutzung läßt 
§ 7 nur mehr die lineare Absetzung zu. Die diesbe­
züglichen Sonderformen sind nun in § 8 normiert. 

Das Höchstausmaß der Investitionsgrundlage 
wird einerseits von 25% auf 10% vermindert, ande­
rerseits kürzt jedoch der Aufwand für Gewerbe­
steuer nicht mehr das Rücklagenausmaß (§ 9). Die 
Bildung einer Investitionsrücklage wird nicht mehr 
an das Erfordernis einer ordnungsmäßigen Buch­
führung geknüpft. Bezüglich der . Verwendungsfrist 
sind nun vier Wirtschaftsjahre und nicht mehr 
48 Monate normiert. Die den Freiberuflern bisher 
eingeräumte Möglichkeit, Investitionsrücklagen 'in 
einem bestimmten Ausmaß zur Anschaffung von 

. Wertpapieren zu verwenden, ist zur Gänze entfal­
len. 

Der - dem Ausmaß nach unveränderte - Inve­
stitionsfreibetrag steht in Hinkunft dann zu, wenn 
ein Wirtschaftsgut eine betriebsgewähnliche Nut­
zungsdauer von mindestens vier Jahren aufweist. 

Unter die Ausschlußgründe für die Geltendma­
chung des Investitionsfreibetrages wurde ein weite­
rer für das sogenannte "sale and lease back" 
gebrauchter Wirtschaftsgüter aufgenommen, was 
deshalb gerechtfertigt erscheint; weil in diesem Fall 
der Investitionsfreibetrag keinen Investitionsanreiz 
darstellt. 

. Die Rücklage für nichtentnommenen Gewinn 
entfällt ersatzlos. 

In § 12 - Übertragung stiller Reserven, Übertra­
gungsrücklage und steuerfreier Betrag - tritt 
anstelle der bisherigen nach beweglichen und unbe­
weglichen Wirtschaftsgütern differenzierten Behal­
tefristen von] und 15 Jahren eine einheitliche 
Behaltefrist von 7 Jahren; dadurch entfällt die Pro-
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blematik der Abgrenzung. Der Zeitraum für die 
bestimmungsgemäße Verwendung der Übertra­
gungsrücklage wird von 2 auf 3 Wirtschaftsjahre 
erweitert. 

Die bisherige Kraftfahrzeugpauschale und die 
Möglichkeit, gesondert fiktive oder effektive 
Kosten des Massenbeförderungsmittels geltend zu 
machen, entfallen. Die Kosten der Fahrten zwi­
schen Wohnung und Arbeitsstätte werden im Nor­
malfall nun durch den Verkehrsabsetzbetrag abge-
golten. . 

Es wird auch das Verhältnis zwischen Arbeits­
mitteln und Absetzung für Abnutzung klargestellt: 
Ein mehr als ein Jahr nutzbares Arbeitsmittel mit 
Anschaffungskosten von mehr als 5 000 S ist nur im 
Wege der Absetzung für Abnutzung/zu berücksich­
tigen, alle anderen Arbeitsmittel bewirken im Zeit­
punkt der Verausgabung Werbungskosten. Der all­
gemeine Werbungskostenpauschbetrag wird von 
bisher 4 914 Sauf 1 800 S gekürzt. 

Bei den Sonderausgabentatbeständen treten 
unter anderem folgende Änderungen ein: 

Die erforderliche Versicherungsdauer für Versi­
cherungen auf den Erlebensfall wird von 15 auf 
20 Jahre verlängert, wobei bereits ab dem 
41. Lebensjahr eine einschleifende Verkürzung der 
Mindestvertragsdauer bis auf 10 Jahre vorgesehen 
ist. 

Der bisherige Tatbestand für energiesparende 
Maßnahmen entfällt und wird durch einen Sonder­
ausgabenabzug für Instandsetzungs- und Herstel­
lungsaufwendungen zur Sanierung von Wohnraum 

. neu eingefügt. Voraussetzung für die steuerliche 
Begünstigung ist, daß· diese Sanierungsmaßnahmen 
durch dazu befugte Unternehmer ausgeführt wer­
den, wodurch bloße Materialrechnungennicht 
mehr als Sonderausgaben abgesetzt werden kön­
nen. 

Der Verlustabzug wurde aus systematischen 
Gründen verlagert und damit von den übrigen Son­
derausgaben getrennt; der Vortrags zeitraum wurde 
auf fünf Jahre verkürzt. 

Die bisher bei den einzelnen Grundtatbeständen 
geregelten Nachversteuerungstatbestände wurden 
aus Gründen der besseren Übersichtlichkeit zusam­
mengefaßt; der Nachversteuerungssatz beträgt 
nunmehr einheitlich 30%. 

Wesentliche Änderungen ergeben sich bei den 
Höchstbeträgen : 

Anstelle jeweils gesonderter Höchstbeträge für 
die Sonderausgaben Versicherungsprämien, Wohn­
raumschaffung und -sanierung, Genußscheine und 
junge Aktien besteht für derartige Aufwendungen 
nunmehr ein einheitlicher Höchstbetrag von 
40 000 S. Für Alleinverdiener erhöht sich dieser 
Betrag um 40 000 S, für jedes Kind um jeweils 
5 000 S. Der Altershöchstbetrag für Lebensversi-

cherungen entfällt. Nach Anwendung des Höchst­
betrages ist nur mehr die Hälfte der Aufwendun­
gen, maximal somit die Hälfte des Höchstbetrages, 
absetzbar. Keine Höchstbetragsbegrenzungbesteht 
wie bisher für Beiträge für eine freiwillige Weiter­
versicherung; ihre Absetzbarkeit ist nicht auf die 
Hälfte beschränkt. 

Das Sonderausgabenpauschale wurde auf 
1 638 S halbiert und ist nun auf jene Aufwendun­
gen, die nur zur Hälfte abzugsfähig sind, anzuwen­
den. Diese Ausgaben wirken sich steuerlich so wie 
nach derzeitiger Praxis erst dann aus, wenn sie ins­
gesamt 3276 S übersteigen. Renten und dauernde 
Lasten sowie Beiträge zu einer Weiterversicherung 
werden durch das Pauschale nicht mehr gekürzt, 
für Genußscheine und junge Aktien tritt hingegen 
nunmehr eine Anrechnung ein. 

Aus dem Privatvermögen getätigte Spenden an 
die im Gesetz genannten begünstigten Einrichtun­
gen sind ebenso wie solche aus dem Betriebsvermö­
gen nicht mehr unbegrenzt abzugsfähig. 

In § 20 wird nunmehr für bestimmte, erschöp­
fend aufgezählte Aufwandstypen gesetzlich ange­
ordnet, daß diese mit der Lebensführung im 
Zusammenhang stehenden Ausgaben oder Aufwen­
dungen einer besonderen Angemessenheitsprüfung 
zu unterziehen sind. Für die Frage der Angemes­
senheit ist auf die jeweilige Stellung des Steuer­
pflichtigen und nicht auf einen abstrakten Maßstab 
der Angemessenheit abzustellen. Dieser Gedanke 
kam schon in der seinerzeitigen Rechtsprechung 
des Verwaltungs gerichtshofes zu teuren PKW zum 
Ausdruck . 

Der Katalog der freien Berufe in § 22 wird um 
Unternehmensberater, Versicherungsmathematiker 
und Schiedsrichter im Schiedsgerichtsverfahren 
erweitert. 

Infolge des Wegfalles bestimmter Steuerbefrei­
ungen für Leistungen der gesetzlichen Kranken­
und Unfallversorgung werden diese Bezüge dann 
in den Katalog der nichtselbständigen Einkünfte 
aufgenommen, wenn sie auf Grund eines bestehen­
den oder früheren Dienstverhältnisses zufließen. 

Im Zusammenhang mit der Reaktivierung der 
Pensions- und betrieblichen Unterstützungskassen 
wird festgelegt, daß Bezüge aus Pensionskassen, 
die auf die vom Arbeitnehmer eingezahlten Beträge 
entfallen, nur mit 25% steuerlich zu erfassen sind. 

Der bisherige Freibetrag des § 27 Abs. 4 EStG 
1972 für Zinsen aus Spareinlagen entfällt. Der Frei­
betrag für bestimmte Wertpapierzinsen wird eben­
falls nicht übernommen. Auf Grund einer Über­
gangsregelung wird dieser Freibetrag allerdings 
außerhalb der Kapitalertragsteuer für Emissionen 
vor dem 1. Jänner 1989 für die Restlaufzeit dieser 
Wertpapiere weiterhin zustehen. 

Erhaltungsaufwendungen, die bisher sofort als 
Werbungskosten abzugsfähig waren, sind ab 1989 

2 
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in einen sofort abzugsfähigen Instandhaltungsauf­
wand und in einen zwingend auf zehn Jahre zu ver­
teilenden Instandsetzungsaufwand aufzuteilen, 
welcher dann vorliegt, wenn durch Erhaltungsar­
beiten allein oder im Zusammenhang mit Herstel­
lungsarbeiten entweder der Nutzungswert des 
Gebäudes wesentlich höher oder die Nutzungs­
dauer wesentlich verlängert wird. 

Die Spekulationsfrist wurde bei Grundstücken 
und Gebäuden (bzw. grundstücksgleichen Rech­
ten) von bisher fünf auf zehn Jahre verlängert. Die 
Verlängerung gilt für Veräußerungsvorgänge nach 
dem 31. Dezember 1988 und kann somit für 
Anschaffungen nach dem 31. Dezember 1979 wirk­
sam werden. 

Bei der Veräußerung von ererbten oder ge­
schenkten Wirtschafts gütern wird auf Antrag die 
auf die Veräußerung der Wirtschaftsgüter entfal­
lende Einkommensteuer um die infolge Erwerbes 
entrichtete Erbschafts- oder Schenkungssteuer 
gekürzt. 

§ 32 wird um die Krankengelder und vergleich­
bare Leistungen ergänzt. Die hier verankerte Steu­
erpflicht betrifft die bisher befreiten Leistungen der 
gesetzlichen Kranken- und Unfallversorgung bei 
den selbständig Erwerbstätigen. 

3. Teil: Tarif (§ 33 bis 38) 

Der neugestaltete Tarif ist das Kernstück der 
Reform (§ 33). Der Eingangssteuersatz wird von 
21 % auf 10% gesenkt und damit mehr als halbiert, 
der Spitzensteuersatz um 12 Prozentpunkte auf 
50% herabgesetzt. Insgesamt wird der neue Tarif 
nur noch fünf Stufen haben (10%, 22%, 32%, 42% 
und 50%). Der Einkommensteuertarif wird unmit­
telbar auf das neu definierte "Einkommen nach § 2 
Abs. 2" angewendet, welches sich inhaltlich mit 
dem bisherigen "zu versteuernden Einkommen" 
deckt. 

Bei de.n Absetzbeträgen treten folgende Ände­
rungen em: 

Allen unbeschränkt Steuerpflichtigen steht ein 
allgemeiner Absetzbetrag von 5 000 S zu. 

Der Alleinverdienerabsetzbetrag (Allein erhalter­
absetzbetrag) wird auf 4 000 Sangehoben. 

Die Grenze der für den Alleinverdienerabsetzbe­
trag unschädlichen Einkünfte des Ehegatten 
beträgt 20 000 S, bei einem Alleinverdiener mit 
mindestens einem Kind 40 000 S. Innerhalb dieses 
Betrages dürfen die Einkünfte aus Kapitalvermö­
gen maximal 10000 S jährlich betragen. 

Die Grenze von 40000 S gilt analog für Unter­
halts- bzw. Versorgungsleistungen, die von Allein­
erhaltern bezogen werden. Eine Lebensgemein­
schaft (eheähnliche Gemeinschaft) schließt den 
Alleinerhalterabsetzbetrag nicht mehr aus, wenn 
der Lebensgefährte keine höheren Erwerbsein-

künfte als 40000 S (darin Einkünfte aus Kapital­
vermögen von maximal 10000 S) bezieht. 

Der bisher in Höhe von 600 S bestehende 
Zuschlag zum Alleinverdiener- bzw. Alleinerhalter­
absetzbetrag für jedes Kind wird verdreifacht und 
beträgt nunmehr 1 800 S. Neu ist dabei, daß der 
Zuschlag unabhängig von der tatsächlichen Steuer­
leistung stets in voller Höhe gewährt werden soll. 
Ist das Einkommen eines Alleinverdieners oder 
Alleinerhalters so niedrig, daß sich der Zuschlag im 
Wege eines Absetzbetrages nicht oder nicht voll 
auswirkt, wird für Lohnsteuerpflichtige die Auszah­
lung des Differenzbetrages durch den Arbeitgeber 
bzw. eine Berücksichtigung im Rahmen des Jahres­
ausgleiches (§ 72 Abs. 2 Z 4), für Steuerpflichtige 
ohne Lohnsteuerkarte auf Antrag eine Direktzah­
lung (§ 40) erfolgen. 

Allen lohnsteuerpflichtigen aktiven Arbeitneh­
mern steht ein Arbeitnehmerabsetzbetrag von 
1500 S zu. 

Neu eingefügt wird ein sogenannter Verkehrsab­
setzbetrag in Höhe von 4 000 S, der allen Arbeit­
nehmern (auch den Grenzgängern) zusteht. Mit 
diesem Absetzbetrag sind grundsätzlich sämtliche 
Aufwendungen für Fahrten zwischen Wohnung 
und Arbeitsstätte abgegolten. Der Absetzbetrag 
wird auf Grund einer Durchschnittsbetrachtung 
der Kosten eines Massenbeförderungsmittels allen 
aktiven Arbeitnehmern unabhängig davon zuste­
hen, welches Verkehrsmittel für diese Fahrten 
benutzt wird. Damit soll die bisher bestehende ten­
denzielle steuerliche Besserstellung von Benützern 
eines Kraftfahrzeuges weitgehend beseitigt werden. 
Nur soweit größere Entfernungen ?urückgelegt 
werden müssen bzw. die Benützung eines Massen­
beförderungsmittels nicht möglich ist, sind entspre­
chend der tatsächlichen Kostenstruktur zusätzliche 
Pauschalbeträge in abgestufter Höhe vorgesehen 
(§ 16 Abs. 1 Z 6). 

Die bisherige Begrenzung des Arbeitnehmerab­
setzbetrages mit dem Betrag, der isoliert auf die 
lohnsteuerpflichtigen Einkünfte entfallen würde, ist 
weggefallen. 

Für Pensionisten tritt an die Stelle dieser beiden 
Absetzbeträge ein einheitlicher Pensionistenabsetz­
betrag in Höhe von ebenfalls 5 500 S. Die V oraus­
setzungen für die Zuerkennung des Pensionisten­
absetzbetrages sind unverändert. 

Der Grenzgängerabsetzbetrag beträgt wie der 
Arbeitnehmerabsetzbetrag 1 500 S. 

Die Einschleifzone für Bagatellbeträge wird von 
bisher 1 500 Sauf 3 000 S ausgedehnt. Demnach 
wird die Einkommensteuer bis 1 500 S überhaupt 
nicht, bis 3 000 S ermäßigt erhoben. Maßgeblich 
für die Anwendung der Bagatellregelung ist jene 
Steuer, die sich nach Anwendung des Tarifes 
(Abs. 1) und (ier Rundungsbestimmung (Abs.2) 
sowie nach Abzug der Absetzbeträge mit Aus-
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nahme des Kinderzuschlages zum Alleinverdiener­
(Alleinerhalter)absetzbetrag ergibt. Der Kinderzu­
schlag wird erst nach der Einschleifung berücksich­
tigt. 

Durch die Tarifgestaltung wird das steuerfreie 
Existenzminimum wesentlich erhöht. Für einen 
Selbständigen beträgt es nunmehr 56 800 S jährlich 
(gegenüber 43 800 S bisher). Bei einem aktiven 
Arbeitnehmer tritt die Steuerpflicht erst bei einem 
monatlichen Bruttogehalt von zirka 8 450 S (bisher 
6 770 S), bei einem Pensionisten erst bei einer Brut­
topension von zirka 7 170 S (bisher 6 280 S) ein. 
Durch die Anhebung der Besteuerungsgrenzen 
werden etwa 220000 Personen aus der Einkom­
mensteuerpflicht herausfallen. 

Die' Stellung der außergewöhnlichen Belastung 
im System der Einkommensermittlung wird geän­
dert. Sieist nicht mehr als Tarifbestimmung konzi­
piert, sondern bereits bei der Ermittlung des Ein­
kommens nach § 2 Abs. 2 nach Abzug der Sonder­
ausgaben zu berücksichtigen. 

Inhaltlich wurden die grundlegenden Tatbe­
standselemente übernommen. Eine Einschränkung 
ist aber bei der Absetzbarkeit von Unterhaltslei­
stungen vorgesehen., Derartige Aufwendungen sind 
nur mehr insoweit abzugsfähig, als sie zur Deckung 
von Aufwendungen gewährt werden, die beim 
Unterhaltsberechtigten selbst eine außergewöhnli­
che Belastung darstellen würden. 

Nach der Neuregelung des ermäßigten Steuer­
satzes ist zunächst der Durchschnittssteuersatz des 
Gesamteinkommens zu ermitteln und auf die keine 
Tarifbegünstigung genießenden Einkünfte anzu­
wenden. Die tarifbegünstigten Einkünfte werden 
sodann mit der Hälfte (bzw. einem Viertel) des 
DurchschnittSsteuersatzes tarifiert. 

Aus dem Kreis der Tatbestände der außerordent­
lichen Einkünfte wird jener der Entlohnung für 
eine mehrjährige Tätigkeit nicht übernommen. 
Damit scheiden Einkünfte aus nichtselbständiger 
Arbeit aus dem Anwendungsbereich des § 37 prak­
tisch aus. 

Der bisher im § 38 Abs. 4 enthaltene ermäßigte 
Steuersatz für Einkünfte aus einer nebenberufli­
chen Schriftstellertätigkeit wird ersatzlos beseitigt. 
Derartige Einkünfte werden daher in Hinkunft, 
unabhängig davon, ob sie haupt- oder nebenberuf­
lich anfallen, der tarifmäßigen Besteuerung unter­
worfen, 

4. Teil: Veranlagung (§§ 39 bis 46) 

§ 41 regelt wie bisher die Voraussetzungen, unter 
denen Steuerpflichtige, die lohnsteuerpflichtige 
Einkünfte beziehen, veranlagt werden. Dabei wer­
den nur noch zwei Gruppen von Einkünften unter­
schieden, nämlich lohnsteuerpflichtige Einkünfte 
einerseits und alle sogenannten "anderen Ein­
künfte" andererseits. Kapitalertragsteuerpflichtige 

Einkünfte nehmen keine Sonderstellung mehr ein 
und zählen daher zu den anderen Einkünften. 
Betragen die anderen Einkünfte mehr als 10 000 S, 
so ist der Lohnsteuerpflichtige zu veranlagen 
(Pflichtveranlagung) . 

An die Stelle der bisherigen Veranlagungsfreibe­
träge von 10 000 S für nicht steuerabzugspflichtige 
Einkünfte und 7 000 S für bestimmte kapital ertrag­
steuerpflichtige Einkünfte tritt eine einheitliche 
Freigrenze von 10000 S für alle "anderen Ein­
künfte". Im Bereich zwischen 1 0 000 Sund 
20 000 S ist ein einschleifender Freibetrag vorgese­
hen. Übersteigen die anderen Einkünfte 20 000 S, 
so sind sie bei der Veranlagung in voller Höhe steu­
erpflichtig. Durch diese Neuregelung soll dem vor­
rangigen Zweck der Veranlagungsfreibeträge, 
nämlich geringfügige Nebeneinkünfte. im Interesse 
der Verwaltungsvereinfachung von der Steuer­
pflicht auszunehmen, stärker Rechnung getragen 
werden. 

Gemäß § 44 Abs. 7 wird in der Steuererklärung 
ab 1989 auch die Versicherungsnummer anzufüh­
ren sem. 

5. Teil: Steuerabzug vom Arbeitslohn (§§ 47 bis 92) 

§ 47 Abs. 4 soll Pensionsempfängern von gesetz­
lichen Sozialversicherungen die Möglichkeit einer 
AntragsteIlung eröffnen, eine gemeinsame Ver­
steuerung der Pensionsbezüge zu erreichen. In die­
sen Fällen soll die Versteuerung der Pensionsbe­
züge nur von einem Sozialversicherungsträger vor-· 
genommen werden, wobei die jeweiligen Sozialver­
sicherungsträger pensionsauszahlende Stellen blei­
ben. Die Durchführung von amtswegigen Jahres­
ausgleichen ist daher nicht mehr erforderlich, und 
es entstehen dem Abgabepflichtigen aus diesem 
Grund keine Lohnsteuernachforderungen. 

Aus Vereinfachungs gründen soll von der 
Gemeinde nicht mehr die nachträgliche Ausstellung 
~iner Lohnsteuerkarte gemeldet werden, sondern 
lediglich nur noch einmal jährlich eine Mitteilung 
erfolgen, bei welchen Arbeitnehmern der Alleinver­
dienerabsetzbetrag infolge Ausstellung einer Lohn­
steuerkarte für den Ehegatten gestrichen wurde. 

Die Hinzurechnungsbeträge werden angepaßt, 
damit bei einem Jahresausgleich von Amts wegen 
hohe Nachforderungsbeträge vermieden werden 
können. Die Gemeinden werden bei nachträglicher 
Ausstellung von Zweiten oder weiteren Lohnsteu­
erkarten verhalten, bis 31. Jänner des Folgejahres 
an das Finanzamt eine entsprechende Mitteilung zu 
machen, um eine kontinuierliche Erfassung zum 
Jahresausgleich von Amts wegen zu gewährleisten. 

Die seit Jahren bestehende Arbeitsbelastung der 
LohnsteuersteIlen, insbesondere in den Monaten 
Jänner bis März, führte zu erheblichen Wartezeiten 
im Parteienverkehr und daher zu einem Negativ­
image der Finanzverwaltung. Davon ausgehend 
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wurde ein Modell entwickelt, das einerseits eine 
gleichmäßige Belastung der LohnsteuersteIlen wäh­
rend des ganzen Kalenderjahres vorsieht, anderer­
seits eine mehrfache AntragsteIlung bzw. ein per­
sönliches Erscheinen bei den LohnsteUersteIlen zur 
Erlangung eines Freibetrages auf der Lohnsteuer­
karte nicht mehr erforderlich macht. 

Das neue Modell sieht vor, daß besondere Ver­
hältnisse nicht mehr auf der Lohnsteuerkarte einge­
tragen werden, sondern im Rahmen des Jahresaus­
gleichsverfahrens berücksichtigt werden. Um aber 
eine Belastung der Arbeitnehmer beim laufenden 
Lohnsteuerabzugsverfahren zu vermeiden, hat 
gleichzeitig mit dem Jahresausgleichsbescheid ein 
automatisierter Freibetragsbescheid zu ergehen, der 
bei der Berechnung der Lohnsteuer des folgenden 
Kalenderjahres (vom Jahr her gesehen, für das der 
Jahresausgleich durchgeführt wird, zweitfolgen­
den) zu berücksichtigen ist. 

Entsprechend den Bestimmungen der Bundesab­
gabenordnung ist eine Erledigung des Jahresaus­
gleichsantrages und somit gleichzeitig die Erstel­
lung eines Freibetragsbescheides bis zum Jahres­
ende gewährleistet, wenn der Antrag bis zum 
30. Juni beim zuständigen Finanzamt eingebracht 
wird. 

Durch die automatische Erstellung des Freibe­
tragsbescheides bleiben die steuerlichen Begünsti­
gungen kontinuierlich erhalten, auch ein Zinsenver­
lust des Arbeitnehmers aus diesem Titel ist prak­
tisch nicht gegeben. 

Die Mitteilung zur Vorlage beim Arbeitgeber 
wird der Besteuerung der laufenden Bezüge 
zugrunde gelegt. Der Arbeitgeber hat, sofern ihm 
eine Mitteilung vorgelegt wurde, keinen Jahresaus­
gleich für das abgelaufene Kalenderjahr durchzu­
führen. Weiters entfällt im Regelfall die Aufrollung 
während eines Kalenderjahres, da der im Freibe­
tragsbescheid festgesetzte Lohnsteuerfreibetrag 
jeweils für das ganze Kalenderjahr unverändert zu 
berücksichtigen ist. 

In den Arbeitnehmerreferaten ist eine kontinuier­
liche Auslastung während des Kalenderjahres gege­
ben, und der Parteienverkehr fällt weitgehend weg, 
da eine Soforterledigung nicht mehr möglich und 
auch nicht von Bedeutung ist. 

Die bisherige Bagatell- und Einschleifbestim­
mung des § 67 Abs. 1 soll aus Verwaltungsvereinfa­
chungsgründen dahin gehend geändert werden, 
daß in Hinkunft die Besteuerung der sonstigen 
Bezüge bis zum Jahressechstel, höchstens aber bis 
zu einem Jahresbetrag (Freigrenze) von 14400 S, 
unterbleibt. Dadurch soll sichergestellt werden, daß 
neben der Steuerfreiheit der laufenden Mindest­
pensionen auch Sonderzahlungen steuerfrei blei­
ben. 

Die steuerliche Begünstigung für Überstunden­
zuschläge soll in Hinkunft für 50%ige Zuschläge 

auf fünf Überstunden im Monat beschränkt wer­
den. Für die übrigen Zulagen und Zuschläge (SEG­
Zulagen, Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und 
Nachtarbeit) soll ein einheitlicher Freibetrag von 
4 940 S gelten. Darüber hinaus soll die Besteuerung 
nach dem Tarif erfolgen. Für während dieser 
begünstigten Arbeitszeit (Sonntag, Feiertag, Nacht­
zeit) erbrachte Überstunden soll ebenfalls der Frei­
betrag von 4 940 S gelten. 

Der Begriff Nachtarbeit soll dahin gehend 
beschrieben werden, daß darunter eine Arbeitszeit 
zwischen 19 und 7 Uhr zu verstehen ist, die auf 
Grund betrieblicher Erfordernisse anfällt. Zusätz­
lich ist erforderlich, daß in diesen Zeitraum eine 
zusammenhängende Arbeitszeit (Blockzeit) von 
zumindest vier Stunden fällt. 

Bei Arbeitnehmern, deren Normalarbeitszeit im 
Lohnzahlungszeitraum auf Grund der Beschaffen­
heit ihrer Arbeit überwiegend in der Zeit von 
19 Uhr bis 7 Uhr liegt, soll zusätzlich der Freibe­
trag von 4 940 S um 50% angehoben werden. 

Infolge Wegfalls der bisherigen Steuerfreiheit für 
Bezüge aus der gesetzlichen Kranken- und Unfall­
versorgung ist eine vorläufige Besteuerung durch 
den auszahlenden Versicherungsträger in Form 
eines festen Steuersatzes (in Höhe des effektiven 
Eingangssteuersatzes von 22%) vorgesehen. In sol­
chen Fällen soll ein Jahresausgleich von Amts 
wegen durchgeführt werden. 

Der Arbeitgeber hat bei ganzjähriger Beschäfti­
gung des Arbeitnehmers ohne AntragsteIlung einen 
Jahresausgleich dann durchzuführen, wenn eine 
Mitteilung zur Vorlage beim Arbeitgeber (§ 63 
Abs. 1) nicht vorgelegt wurde. 

In § 72 Abs. 2 werden sämtliche Antragsgründe 
für den Jahresausgleich beim Finanzamt aufge­
zählt. Neben der neuen Zuständigkeit des Finanz­
amtes im Falle der Ausstellung des Lohnzettels 
durch den Arbeitgeber ist das Finanzamt auch dann 
zur Durchführung eines Jahresausgleiches zustän­
dig, wenn ein Freibetragsbescheid erlassen wurde 
oder sich der Kinderzuschlag zum Alleinverdiener­
absetzbetrag nicht zur Gänze auswirkt. 

Der Inhalt des Lohnzettels wird nunmehr dem 
neuen Lohnsteuerverfahren angepaßt. Die Ver­
pflichtung zur Ausstellung eines Lohnzettels 
besteht nur für Zwecke der Veranlagung zur Ein­
kommensteuer und der Durchführung eines Jahres­
ausgleichsverfahrens. 

6. Teil: Steuerabzug und Kapitalertrag (§§ 93 bis 
97) 

Die Kapitalertragsteuer wird auf bestimmte 
inländische Kapitalerträge sowie auf Kapitalerträge 
aus im Inland bezogenen Kapitalerträgen aus 
bestimmten Forderungswertpapieren ausgedehnt. 
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Die Kapitalertragsteuer für bereits bisher abzugs­
pflichtige Kapitalerträge (ausgenommen Kapital­
erträge aus Wandel- und Gewinnschuldverschrei­
bungen) wird auf 25% angehoben. Dieser Steuer­
satz entspricht dem halben Spitzensteuersatz und 
korrespondiert insoweit mit der Halbsatzbesteue­
rung für Gewinnausschüttungen. 

Die Bestimmungen über die Steuerabfuhr wer­
den insoweit geändert, als für Kapitalerträge aus 
Einlagen und sonstigen Forderungen bei Banken 
Vorauszahlungen zu leisten sind. Die Vorauszah­
lung ist anhand der im Gesetz näher umschriebe­
nen Werte zu errechnen. 

Die restlichen Bestimmungen des Einkommen­
steuergesetzes 1988 betreffen bzw. sind im: 

7 . Teil: Besteuerung bei beschränkter Steuerpflicht 
(§§ 98 bis 102)' 

8. Teil: Sondervorschriften (§§ 103 bis 110) 

9. Teil: Übergangsbestimmungen (§§ 111 bis 124) 

10. Teil: Schlußbestimmungen (§§ 125 und 126) 

Der Finanzausschuß hat den gegenständlichen 
Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 9. Juni 1988 in 
Verhandlung genommen und am Beginn seiner 
Beratungen den Abgeordneten S c h m i d t m eie r 
zum Berichterstatter für den Ausschuß gewählt. 
Sodann wurde beschlossen, zur Vorbehandlung des 
Gegenstandes einen Unterausschuß einzusetzen. 
Diesem gehörten von der Sozialistischen Partei 
Österreichs die Abgeordneten Mag. Brigitte E d e -
re r, Dr. He i n d I, Elfriede Kar I, 
M r k v i c k a, Dr. N 0 w 0 t n y, S c h m i d t -
m e ie r, von der Österreichischen Volkspartei die 
Abgeordneten Dr. Fe urs t ein, Dipl.-Kfm. Dr. 
K e i m e I, Dr. S c h ü s sei, S c h war z b ö c k, 
Dipl.-Kfm. Dr. S te i d I, Dr. Tau s, von der Frei­
heitlichen Partei Österreichs die Abgeordneten 
Dipl.-Kfm. Holger Bau e r, Dr. G u ger bau e r 
sowie vom Grünen Klub Abgeordneter Dr. P i I z 
an. 

Der Unterausschuß hat den Entwurf in seiner 
konstituierenden Sitzung am 9. Juni 1988 sowie in 
den Sitzungen am 14. Juni und 29. Juni 198-8 bera­
ten. Im Zuge der Unterausschußberatungen unter­
breiteten die Abgeordneten Dr. No w 0 t n y und 
Dr. S c h ü s sei Abänderungsvorschläge ; eben­
falls legte der Abgeordnete Dipl.-Kfm. Holger 
Bau e r Abänderungsvorschlägevor. 

Bei der Abstimmung wurde zu einer Reihe von 
Bestimmungen Einvernehmen - bei den §§ 40, 44, 
46,63,65, 72, 106, 112, 117 und 119 in der Fassung 
der Abänderungsvorschläge Dr. No w 0 t n y und 
Dr. Sc h ü s sei - erzielt; die übrigen Teile blie­
ben offen. 

Der Unterausschuß legte dem Finanzausschuß 
als weitere Verhandlungs grundlage im Sinne des 

§ 41 Abs. 4 letzter Satz des Geschäftsordnungsge­
setzes einen schriftlichen Bericht vor. 

Diesen hat der Finanzau$schuß in seiner Sitzung 
am 30. Juni 1988 in Verhandlung genommen. An 
der Debatte beteiligten sich die Abgeordneten 
Elfriede Kar I, Dr. S c h ü s sei, S c h m i d t -
me i e rund Dipl.-Kfm. Holger Bau e r sowie 
der Bundesminister für Finanzen Dipl.-Kfm. 
La c i n a. 

Im Zuge der Verhandlungen stellten die Abge­
ordneten Elfriede Kar I und Dr. S c h ü s sei 
sowie der Abgeordm:te Dipl.-Kfm. Holger 
Bau e r und der Abgeordnete Dr. G u ger -
bau e r Abänderungsanträge zum Gesetzentwurf. 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetzesvor­
schlag in der Fassung des Unterausschußberichtes 
unter Berücksichtigung der Abänderungsanträge 
der Abgeordneten Elfriede Kar I und Dr. 
Sc h ü s sei mit Stimmenmehrheit --..: sein § 33 
jedoch mit Stimmeneinhelligkeit - angenommen. 

Durch diese Abänderungsanträge wird die 
Regierungsvorlage in den folgenden Bestimmungen 
abgeändert: 

1. Im § 3 Abs. 1 Z 4 wird die Steuerbefreiung auf 
alle Kosten der Rehabilitation ausgedehnt. 

2. Im § 3 Abs. 1 Z 15 entfällt die Einschränkung 
auf Beiträge zu Personenversicherungen. 

3. Im § 4 Abs.4 Z 2 lit a ee wird eine KlarsteI­
lung hinsichtlich der anzurechnenden unmittelba­
ren Zuwendungen des Arbeitgebers getroffen. 

4. Im § 4 Abs. 7 wird die Regelung für die Verc 

teilung des Instandsetzungsaufwands auf W ohnge­
bäude eingeschränkt, die an Fremde vermietet wer­
den. 

5. Durch die Neufassung des § 14 Abs. 7 wird 
erreicht, daß Betriebe gewerblicher Art von Kör­
perschaften öffentlichen Rechts ihre Abfertigungs­
rücklagen und Pensionsrückstellung nicht durch 
Wertpapiere decken müssen. 

6. Die Neufassung des § 16 Abs. 1 Z 6 hängt mit 
der Herausnahme des Werkverkehrs aus den steu­
erb aren Einkünften in § 26 Z 5 zusammen. Die 
Änderung des § 16 Abs.3 ist eine Folgeänderung. 

7. Im § 18 Abs. 1 Z 2 wird der Sonderausgaben­
abzug für reine Versicherungssparprodukte ausge­
schlossen. 

8. Durch die Änderungen im § 18 Abs. 1 Z 3 sol­
len achtjährig gebundene Beiträge an alle Bauträ­
ger, unabhängig von der Rechtsform dieser Bauträ­
ger, geleistet werden können. Zusätzlich soll klar­
gestellt werden,· daß auch energiesparende Maß­
nahmen zu den begünstigten Instandsetzungsauf­
wendungen gehören. 

9, Durch die Änderung im § 18 Abs.6 soll der 
Verlustvortrag weiter für sieben Jahre möglich sein. 

3 

673 der Beilagen XVII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 7 von 74

www.parlament.gv.at



8 673 der Beilagen 

10. Die Aufzählung des § 20 Abs. 1 Z 2 soll um 
Kombinationskraftwagen und Jagden ergänzt wer­
den. 

11. Durch die Änderung des § 28 Abs. 3 sollen 
die beschleunigt abgeschriebenen Herstellungsauf­
wendungen in bestimmten Fällen auf den Rechts­
nachfolger übergehen. 

12. Die Änderung im § 30 soll einen stufenwei­
sen Abbau der Spekulationseinkünfte aus der Ver­
äußerung unbebauter Grundsti.\cke bringen. 

13. Aus sozialen Gründen sollen durch die Ände­
rung des § 35 Abs. 4 die Freibeträge für die Bezie­
her von Zusatzrenten für Schwerversehrte entspre­
chend valorisiert werden. 

14. Durch die Ergänzung des § 37 Abs.2 soll 
auch für die besonderen Einkünfte des § 28 Abs. 7 
die Tarifbegünstigung in Betracht kommen. 

15. Durch die Änderung des § 45 soll eine auto­
matische Valorisierung der Vorauszahlungen vor­
gesehen werden. Diese Valorisierung soll an die 
Stelle der ursprünglich geplanten Verzinsung von 
Abschlußzahlungen und Gutschriften treten. 

16. Durch die Änderung des § 63 Abs.4 sollen 
Verbesserungen im Freibetragsverfahren bei Auf­
nahme einer nichtselbständigen Tätigkeit oder bei 
erstmaligem Anfall von Werbungskosten erreicht 
werden. 

17. Durch die Änderung im § 68 Abs. 6 soll für 
die Nachtarbeit eine Blockarbeitszeit von drei 
Stunden an Stelle der bisher vorgesehenen vierstün­
digen Blockarbeitszeit treten. 

18. Durch die Änderung des § 94 Z 3 'soll für 
jene Fälle vorgesorgt werden, in denen ein Eckzins­
abkommen nicht besteht. 

19. Durch die Änderung des § 94 Z 7 soll für 
Pensions- und Versorgungskassen bzw. vergleich­
bare Einrichtungen von Körperschaften öffentli­
chen Rechts eine Befreiung von der 10%igen Kapi­
talertragsteuer normiert werden. 

20. Durch die Änderung des § 106 entfällt die 
steuerliche Berücksichtigung von Alimentationslei­
stungen durch· außereheliche oder geschiedene 
Väter. 

21. Durch die Änderung des § 107 Abs.3 soll 
eine Mietzinsbeihilfe auch für Mietzinserhöhungen 
infolge bestimmter Verbesserungs arbeiten zuste. 
hen. 

Die im· Unterausschuß und im Ausschuß 
beschlossenen Änderungen waren wie folgt begrün­
det: 

Zu § 3 Abs. 1 Z 4 lit. b: 

Die nunmehr gewählte Formulierung soll 
gewährleisten, daß auch Ersatzleistungen für 

Umschulungsmaßnahmen (zB Erlangung des Füh­
rerscheins) steuerfrei sind. 

Zu § 3 Abs: 1 Z 15: 

Auf Grund der geänderten Textierung ist die 
steuerbegünstigte Zukunftssicherung von Arbeit­
nehmern nicht ausschließlich auf den Abschluß von 
Personenversicherungen beschränkt. 

Zu § 4 Abs. 4 Z 2 lit. a ee: 

Auf die Betriebsausgabengrenze von 10% werden 
nunmehr nur solche unmittelbaren Zuwendungen 
an die Arbeitnehmer angerechnet, die dem Grunde 
nach Maßnahmen der Zukunftssicherung im Sinne 
des § 3 Abs. 1 Z 15 darstellen. Eine Anrechnung 
von Pensionszusagen ist hingegen ausgeschlossen. 

Zu § 4 Abs. 7 erster Satz: 

Die Verteilung von Instandsetzungsaufwendun­
gen auf zehn Jahre soll jedenfalls insoweit entfal­
len, als das betreffende Gebäude Wohnzwecken 
betriebszugehöriger Arbeitnehmer dient. Diese 

. Voraussetzung ist unabhängig davon erfüllt, ob die 
Überlassung an die Arbeitnehmer gegen gesonder­
tes Entgelt oder unmittelbar auf Grund des Dienst­
vertrages erfolgt. 

Zu § 14 Abs. 11: 

Im Hinblick auf die besondere dienstrechtliche 
Stellung der bei Betrieben gewerblicher Art einge­
setzten Dienstnehmer (in der Regel pragmatisierte 
Bedienstete der Trägerkörperschaft) wird vom 
Erfordernis der Wertpapierdeckung Abstand 
genommen. 

Zu den §§ 16 Abs.l Z 6 und Abs.3 letzter Satz 
sowie 62 Abs. 2 Z 4: 

Diese Regelungen stehen im Zusammenhang mit 
der im § 26 neu eingefügten Z 5. Da der geldwerte 
Vorteil aus der Beförderung im Werkverkehr ohne­
dies nicht der Besteuerung unterliegt, können die 
Pauschbeträge für über 20 km betragende Fahrt­
strecken sowie für Fahrtstrecken, bei denen die 
Beförderung durch ein Massenbeförderungsmittel 
unzumutbar ist, nicht geltend gemacht werden. 

Zu den §§ 18 Abs. 1 Z 2 dritter Satz und 117 
Abs.l: 

In den letzten Jahren wurden auf dem Gebiet der 
Lebensversicherungen Produkte entwickelt, die pri­
mär der Kapitalanlage und nicht der Risikovor­
sorge dienen. Die bisherige steuerliche Förderung 
dieser Produkte hat zu einem Spannungsverhältnis 
zu nicht geförderten Kapitalveranlagungen bei 
Banken geführt. Durch das nunmehr aufgenom­
mene Erfordernis, im Versicherungsvertrag Erle­
bens- und Ablebenskomponenten zu gleichen Tei­
len abzudecken, wird die ursprüngliche Zielsetzung 
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der steuerlichen Förderung der Risikovorsorge 
stärker betont. Gleichzeitig ist damit eine eindeu­
tige Abgrenzung zur :{<.apitalveranlagung bei Ban­
ken verbunden. Die Neuregelung gilt erst für ab 
1. Jänner 1989 abgeschlossene Verträge. 

Zu § 18 Abs. 1 Z 3 lit. a und d sowie Z 5: 

Der Sonderausgabentatbestand für achtjährig 
gebundene Beträge wird auf sämtliche Bauträger 
ausgeweitet, deren Unternehmensgegenstand die 
Schaffung von Wohnraum ist. Damit kÖnnen unter 
anderem auch Beitragsleistungen an Bauträger in 
der Rechtsform einer Personengesellschaft zu Son­
derausgaben führen. 

Zu § 18 Abs. 1 Z 3 lit. c: 

Die vorgenommene Ergänzung verdeutlicht, daß 
Instandsetzungsaufwendungen in Form energiespa­
render Maßnahmen Sonderausgaben darstellen. 

Zu § 18 Abs. 4 letzter Satz: 

Der Entfall der Meldepflicht bei Prämienauf­
rechnung hat vor allem für den Bereich der Kran­
kenversicherungen mit vereinbarter laufender Prä­
mienrückerstattung bzw. laufender Ergebnisbeteili­
gung Bedeutung. 

Zu den §§ 18 Abs. 6 erster Satz und 117 Abs. 6: 

Der Zeitraum für die Geltendmachung des Ver­
lustabzuges wird nunmehr wieder wie im EStG 
1972 mit sieben Jahren festgelegt. 

Zu § 20 Abs. 1 Z 2 lit. b zweiter Satz: 

Der Katalog jener Wirtschaftsgüter, die der 
Angemessenheitsprüfung unterliegen, wird um die 
Kombinationskraftwagen und die Jagden erweitert. 
In Bezug auf Kombinationskraftwagen scheint dies 
deswegen gerechtfertigt, weil auch sehr repräsenta­
tive und teure Fahrzeuge dieser Kategorie angehö­
ren. Ebenso ist beim Unterhalten von Jagden häufig 
eine Mitveranlassung aus Gründen der Repräsenta­
tion gegeben. 

Zu § 26 Z 5: 

Arbeitnehmer, die im Werkverkehr ihrer Arbeit­
geber befördert werden, hätten im Regelfall 
Anspruch auf die Pauschbeträge gemäß § 16 Abs. 1 
Z 6 lit. bund c. Aus Vereinfachungsgründen wird 
von einer Steuerpflicht des Vorteils aus der Beför­
derung im Werkverkehr abgesehen und dafür die 
Geltendmachung der Pauschbeträge des § 16 Abs. 1 
Z 6 ausgeschlossen. 

Zu § 28 Abs. 3: 

Bei den Herstellungsaufwendungen wird klarge­
stellt, daß auch die Förderung der W ohnhaussanie­
rung nach landes gesetzlichen Vorschriften Grund-

lage für eine Absetzung in Teilbeträgen sein kann. 
Weiters reicht die Förderungszusage für eine 
Absetzung der Herstellungsaufwendungen in Teil­
beträgen aus. Zudem werden nunmehr im Falle der 
Übertragung des Gebäudes von Todes wegen restli­
che Teilbeträge - wie im Bereich der Zehntelab­
setzungen - beim Erwerber fortgeführt, sofern 
dieser der Berechnung der AfA den Eiriheitswert 
zugrunde legt. 

Zu § 30 Abs. 4 dritter Satz: 

Die Einkünfte aus Spekulationsgeschäften mit 
unbebauten Grundstücken reduzieren sich ab dem 
sechsten Jahr der Veräußerung. Damit wird eine 
möglichst ungehinderte Grundstücksbeschaffung 
durch die Bauwirtschaft gewährleistet. 

Zu § 34 Abs. 6: 

Die Änderung dient einer einheitlichen Begriffs­
verwendung. 

Zu § 35 Abs. 4: 

Die vorgesehenen Freibeträge sollen Härten bei 
der Einbeziehung von Unfallrenten in die Steuer­
pflicht vermeiden. 

Zu § 37 Abs. 2 Z 5: 

Die Einbeziehung der besonderen Einkünfte aus 
Vermietung und Verpachtung in den begünstigten 
Steuersatz trägt dem Umstand Rechnung, daß bei 
einer Nacherfassung von sieben oder mehr Teilbe­
trägen kumulierte Einkünfte vorliegen. 

Zu § 40 letzter Satz: 

Die Angabe der Sozialversicherungsnummer auf 
Erstattungsanträgen dient einer durchgängigen 
Einführung dieser Nummer als Ordnungsbegriff. 

Zu § 44 Abs. 4 und 5: 

Es wird nunmehr lediglich die Vorlage der 
Abschrift einer Einnahmen-Ausgabenaufstellung 
gefordert. 

Zu den §§ 45 Abs. 1 und 121: 

Durch die Änderung des § 45 und die Einfügung 
einer Übergangsbestimmung soll eine automatische 
Valorisierung der Vorauszahlungen eintreten. 
Diese Valorisierung soll an die Stelle der ursprüng­
lich geplanten Verzinsung von Abschlußzahlungen 
und Gutschriften treten. 

Zu den §§ 46 Abs. 1 Z 2 letzter Satz und Abs. 3 
sowie 112 Z 10 und 123 Abs. 3: 

Die Änderung~n betreffen lediglich Zitatkorrek­
turen. 

673 der Beilagen XVII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 9 von 74

www.parlament.gv.at



10 673 der Beilagen 

Zu § 63: 

Die Ergänzung bewirkt, daß ein Freibetragsbe­
scheid auch dann anzupassen ist, wenn der 
zugrunde liegende Veranlagungs bescheid geändert 
wird. 

Bei Wegfall der unbeschränkten Steuerpflicht 
(zB im Falle des Ablebens des Abgabepflichtigen) 
sowie nach Ablauf des Kalenderjahres, für das ein 
Freibetragsbescheid wirken würde, wird kein Frei­
betragsbescheid erlassen. 

Neu vorgesehen ist, daß ein gesonderter Freibe-
. tragsbescheid auch dann ergeht, wenn der Abgabe­

pflichtige erstmals nichtselbständige Einkünfte 
bezieht (also Erlassung eines Freibetragsbescheides 
im Kalender- bzw. im Folgejahr der Ausstellung 
der Lohnsteuerkarte). 

Der Vorgang der Berücksichtigung von Wer­
bungskosten beschränkt steuerpflichtiger Arbeit­
nehmer wird erlaßmäßig geregelt werden, sodaß 
der Hinweis auf § 63 Abs.4 im Abs.7 entfallen 
kann. 

Zu § 65: 

Die Mitteilung des Arbeitnehmers hat an das 
jeweils zuständige Finanzamt zu erfolgen. Bei 
beschränkt steuerpflichtigen Arbeitnehmern ist dies 
das Finanzamt der Betriebsstätte (§ 81). 

Zu § 68 Abs. 6 erster Satz: 

Die Einstufung einer Dienstleistung als Nachtar­
beit wird an die Voraussetzung geknüpft, daß 
innerhalb des Zeitraumes von 19.00 Uhr bis 
7.00 Uhr eine zusammenhängende Arbeitszeit 
(Blockzeit) von drei (bisher vier) Stunden vorliegt. 

Zu § 72 Abs. 2 Z 4: 

Da gemäß § S7 einem Alleinerhaltei der Allein­
verdienerabsetzbetrag zusteht, kann der Ausdruck 
"AlIeinerhalterabsetzbetrag" entfallen. 

Zu § 72 Abs. 2 letzter Satz: 

Auf Grund der BAO-Novelle 1988 ist eine ent­
sprechende Zitierungsänderung erforderlich. 

Zu § 85 Abs. 2: 

Der ansonsten nicht mehr verwendete Ausdruck 
"Lohnsteuerbescheinigung (§ 83)" wurde durch 
den richtigen Ausdruck "Lohnzettel (§ 84)" ersetzt. 

Zu § 94 Z 3: 

Für den Fall, daß kein Eckzinsabkommen 
besteht, wird eine Formel für die Berechnung eines 
Zinssatzes festgelegt, bis zu dem Einlagen ohne 
Kapitalertragsteuerabzug verzinst werden können. 

Zu § 94 Z 7: 

Kapitalerträge aus Einlagen bei Banken sowie 
aus Forderungseinrichtungen unterliegen nicht der 
Kapitalertragsteuer, wenn es sich um Veranlagun­
gen von Pensions- und Unterstützungskassen, von 
Hilfskassen sowie von Versorgungs- und Unter­
stützungseinrichtungen von Körperschaften des 
öffentlichen Rechtes (insbesondere Kammern) han­
delt. 

Zu § 107: 

Für den Bereich der Mietzinsbeihilfe werden 
Verbesserungs beiträge den Erhaltungsbeiträgen 
gleichgestellt. 

Die Kaufkraftausgleichszulage und die Aus­
landsverwendungszulage werden nicht in die 
Berechnung der für die Mietzinsbeihilfe maßgebli­
chen Einkommensgrenzen einbezogen. 

Oie Untergrenze für den Abgeltungsbetrag von 
30 S monatlich wird trotz einer allgemeinen Klein­
betragsvalorisierung durch die BAO-Novelle 1988 
beibehalten. 

Zu § 112 Z 3 a: 

Darlehensrückzahlungen für nach dem EStG 
1972 vorgenommene energiesparende Maßnahmen 
sind auslaufend als Sonderausgaben abzugsfähig. 

Zu § 112 Z 6 letzter Satz: 

Die Übergangsregelung für die echten stillen 
Gesellschafter wird dahin gehend ergänzt, daß 
Gewinnanteile zur Auffüllung der Einlage insoweit 
steuerpflichtig sind, als die vorangegangenen einla­
gemindernden Verluste steuerwirksam waren. 

Zu § 119: 

Für die Überleitung der Steuerbefreiung von 
Erträgen aus nach dem EStG 1972 angeschafften 
Genußscheinen und jungen Aktien wird eine ergän­
zende Regehing aufgenommen. 

Nach dem EStG 1972 vorgenommene Zehntel­
absetzungen für Herstellungsaufwendungen wer­
den ab dem Jahr 1989 bei Erwerb von Todes wegen 
und Geltendmachung der AfA vom Einheitswert 
beim Erwerber fortgeführt. 

Die Ab änderungsanträge des Abgeordneten 
Dipl.-Kfm. Holger Bau e r und des Abgeordne­
ten Dr. G u ger bau erfanden nicht die Zustim­
mung der Ausschußmehrheit. 

Weiters traf der Ausschuß mehrheitlich die fol­
genden Feststellungen zu den vorgeschlagenen 
gesetzlichen Maßnahmen: 
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Zu § 3: 

I1er Ausschuß geht davon aus, daß durch die 
nunmehr steuerpflichtig gewordenen Zinserspar­
nisse aus Arbeitgeberdarlehen hinsichtlich der 
Gehaltsvorschüsse keine Änderung der derzeitigen 
Rechtslage eintritt. 

Unter die Formulierung des § 3 Abs. 1 Z 2 sind 
wie bisher auch die Renten an politisch Verfolgte 
zu subsumieren. Die durch jüngste gesetzliche 
Maßnahmen gewährten Ehrengaben sind über­
haupt nicht als steuerbare Einnahmen anzusehen, 
sodaß eine besondere Befreiung nicht erforderlich 
war. 

Unter die Formulierung des § 3 Abs. 1 Z 3 lit. a 
fallen wie bisher Bezüge nach den Sonderunterstüt­
zungsgesetzen. 

Unter die ua. im § 3 Abs. 1 Z 4 lit. averwendete 
Formulierung "Versorgungs- und Unterstützungs­
einrichtungen der Kammern der selbständig 
Erwerbstätigen" fällt so wie bisher auch die Phar­
mazeutische Gehaltskasse als besondere Einrich­
tung der Apothekerkammer. 

Zu § 4 Abs. 7 ist festzuhalten, daß Hotel- und 
vergleichbare Gebäude nicht unter diese Bestim­
mung fallen, weil jene Gebäude nicht "Wohnzwek­
ken" dienen. Personalwohngebäude sind schon 
nach der ausdrücklichen Gesetzesformulierung 
nicht erfaßt. 

Zu § 4 Abs. 8 hält der Finanzausschuß fest, daß 
sich durch die Um reihung der Bestimmung keine 
Änderung an der gegenwärtigen Praxis ergeben 
soll, wonach Erstaufforstungen, die. jährlich das 
Ausmaß von 10% der Forstfläche des entsprechen­
den Betriebes nicht übersteigen, nicht aktivierungs­
pflichtig sind. 

Zu § 4 Abs. 10 ist festzustellen, daß unter den 
begünstigten Übergangsgewinn nunmehr auch die 
Rücklage gemäß § 11 EStG 1972 fällt, wenn diese 
bei Einbringung eines Betriebes in eine Kapitalge­
sellschaft gewinnerhöhend aufgelöst werden muß. 

Zu § 8 Abs. 1 hält der Finanzausschuß fest, daß 
sich durch die Festlegung von Abschreibungssätzen 
nichts an der gegenwärtigen kürzeren Abschrei­
bungsdauer für besondere Fälle (zB Gebäude in 
Leichtbauweise oder bloße Umhüllungen von 
Maschinen) ändern soll. 

Zur Bestimmung über die Abfertigungsrückstel­
lung ist festzuhalten, daß sich am materiellen 
Gehalt dieser Bestimmung nichts ändern soll und 
daher auch keine Änderung in jenen Fällen eintre­
ten soll, in' denen Abfertigungsrisken durch eine 
Versicherung (zB durch eine Kammer; vergleiche 
die Befreiungsbestimmung des § 4 Abs. 1 Z 9 des 
Versicherungssteuergesetzes) abgedeckt ist. 

Zu § 15 Abs. 2 hält der Finanzausschuß fest, daß 
bei Arbeitnehmern im Fremdenverkehrsgewerbe, 
denen außerhalb ihres üblichen Wohnortes vom 

Dienstgeber unentgeltlich Wohnungen zur Verfü­
gung gestellt werden, entsprechend der bisherigen 
Praxis kein Sachbezugswert anzusetzen ist. 

Zu § 16 Abs.l Z 6 hält der Finanzausschuß 
zunächst fest, daß die einzelnen Freibeträge unter . 
folgenden Voraussetzungen anzusetzen sind: 

Der Freibetrag nach Z 6 lit. b steht zu, wenn die 
Benützung eines Massenbeförderungsmittels 
zumutbar ist. Aus lit. c ergibt sich, daß das Massen­
beförderungsmittel zumindest auf der halben Fahrt­
strecke verkehren muß. Unerheblich ist es, ob das 
Massenbeförderungsmittel auf der kürzesten Route 
verkehrt. Nicht zumutbar ist die Benützung eines 
Massenbeförderungsmittels im Falle einer Gehbe­
hinderung oder einer sonstigen Behinderung, 
infolge der eine Befreiung von der KFZ-Steuer 
zusteht. Nicht zumutbar ist die Benützung eines 
Massenbeförderungsmittels überdies bei wesentlich' 
längeren Fahrtzeiten gegenüber dem Einsatz eines 
PKW (einschließlich Wartezeiten, Anmarschzeiten 
usw.), wobei bei den in den Erläuterungen zur 
Regierungsvorlage genannten Zeiten jedenfalls die 
höheren Freibeträge zustehen. Die Detailregelun­
gen werden in den Durchführungsbestimmungen 
zu treffen sein. Wenn kein Massenbeförderungs­
mittel verkehrt, ist dies dem Fall gleichzustellen, 
daß die Benützurig eines Massenverkehrsmittels 
nicht zumutbar ist. 

Der Freibetrag nach Z 6 lit. c setzt voraus, daß 
die Unzumutbarkeit der Benützung des Massenbe­
förderungsmittels "überwiegend im Lohnzahlungs­
zeitraum" gegeben ist. Dies muß also für mehr als 
die Hälfte des Arbeitstages des jeweiligen Lohnzah­
lungszeitraumes zutreffen. Liegen in einem Lohn­
zahlungszeitraum Urlaubs- oder Krankheitstage, 
dann sind nur die tatsächlichen Arbeitstage im' 
Lohnzahlungszeitraum für die Ermittlung des 
Überwiegens heranzuziehen. ' 

Die Erfordernisse für die Bauherreneigenschaft 
im Sinne der entsprechenden steuerlichen Bestim­
mungen (ua. der §§ 28 und 30) sollen im Interesse 
der Rechtssicherheit durch Verordnung festgelegt 
werden. 

Zu § 34 Abs. 6: 

Dazu stellt der Ausschuß fest, daß unter "Berufs­
'ausbildung" jede Art der Ausbildung zu einem 
Beruf zu verstehen ist. 

Zu § 35 Abs. 1 hält der Finanzausschuß fest, daß 
auch im Falle einer psychischen Behinderung die 
Voraussetzungen für die Gewährung eines Freibe­
trages bzw. für den Nachweis erhöhter Aufwen­
dungen vorliegen können. 

Zu § 35 Abs. 7: 

Auf Grund der Verordnungsermächtigung des 
§ 35 Abs. 7 sollen für möglichst alle Behinderungs­
arten Durchschnittssätze für die Aufwendungen, 
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die aus einer körperlichen oder geistigen Behinde­
rung entstehen, festgesetzt werden. In diesem 
Zusammenhang sind insbesondere die Aufwendun­
gen, die im Bereich der Ernährung (Diät), des 
Wohnens, des Verkehrs sowie durch die Anschaf­
fung von Hilfsmitteln (Rollstühle, Blindenhilfsmit­
tel, Hörgeräte und dergleichen) entstehen, zu 
berücksichtigen. 

Von der Verordnungsermächtigung des § 35 
Abs. 7 soll auch in Fällen von Schwerbehinderten 
und nicht bloß bei Diätmehrkosten von körperlich 
nur leicht Behinderten Gebrauch gemacht werden. 

Der Begriff der "internationalen Finanzinstitu­
tionen" des § 94 Z 9 ist dem Grunde nach im Sinne 
der gesetzlichen Bestimmungen (zB BGBI. 
Nr.466/1985) über Beitragsleistungen der Repu­
blik bei derartigen Institutionen auszulegen. 

Kuba 

Berichterstatter 

Zu § 107 Abs. 10 stellt der Finanzausschuß fest, 
daß sich die Rückzahlungsverpflichtung für die 
Mietzinsbeihilfe nur dann ergeben kann, wenn die 
Rückzahlung an den Beihilfenbezieher bzw. einen 
Angehörigen (Mitmieter usw.) erfolgt. 

Schließlich beschloß der Ausschuß im Zusam­
menhang mit dem Gegenstand einige Selbständige 
Anträge gemäß § 27 Abs. 1 des Geschäftsordnungs­
gesetzes, über die in 683 bis 689 der Beilagen 
berichtet wird. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Finanz­
ausschuß somit den An t rag, der Nationalrat 
wolle dem an g e s chi 0 s sen e nG e set z -
e n t w u r f die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Wien,1988 06 30 

Dr. Nowotny 

Obmann 
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Bundesgesetz vom xx. xxxxx. 1988 über 
die Besteuerung des Einkommens natürlicher 
Personen (Einkommensteuergesetz 1988 -

EStG 1988) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Inhaltsverzeichnis 

1. TEIL 

§ 1. Persönliche Steuerpflicht 

2. TEl L 

SACHLICHE STEUERPFLICHT 

1. ABSCHNITT 

§ 2. Einkunftsarten, Einkünfte, Einkommen 

2. ABSCHNITT 

§ 3. Steuerbefreiungen 

3. ABSCHNITT 

§ 4. Gewinn 
§ 5. Gewinn der protokollierten Gewerbetrei-

benden 
§ 6. Bewertung 
§ 7. Absetzung für Abnutzung 
§ 8. Sonderformen der Absetzung für Abnut-

zung' 
§ 9. Investitionsrücklage (steuerfreier Betrag) 
§ 10. Investitionsfreibetrag 
§ 11. Mietzinsrücklage und steuerfreier Betrag 
§. 12. Übertragung stiller Reserven, Übertragungs­

rücklage und steuerfreier Betrag 
§ 13. Geringwertige Wirtschaftsgüter 
§ 14. Vorsorge für Abfertigungen und Pensionen 

4. ABSCHNITT 

Überschuß der Einnahmen über die Werbungs­
kosten 

§ 15. Einnahmen 
§ 16. Werbungskosten 

5. ABSCHNITT 

§ 17. Durchschnittssätze 

6. ABSCHNITT 

§ 18. Sonderausgaben 

7. ABSCHNITT 

§ 19. Zeitliche Zuordnung von Einnahmen und 
Ausgaben 

8. ABSCHNITT 

§ 20. Nichtabzugsfähige Aufwendungen und Aus­
gaben 

9. ABSCHNITT 

Die einzelnen Einkunftsarten 

§ 21. Land- und Forstwirtschaft (§ 2 Abs. 3 Z 1) 
§ 22. Selbständige Arbeit (§ 2 Abs. 3 Z 2) 
§ 23. Gewerbebetrieb (§ 2 Abs. 3 Z 3) 
§ 24. Veräußerungsgewinne 
§ 25. Nichtselbständige Arbeit (§ 2 Abs. 3Z 4) . 
§ 26. Leistungen des Arbeitgebers, die nicht unter 

die Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit 
fallen 

§ 27. Kapitalvermögen (§ 2 Abs. 3 Z 5) 
§ 28. Vermietung und Verpachtung (§ 2 Abs.3 

Z 6) 
§ 29. Sonstige Einkünfte (§ 2 Abs. 3 Z 7) 
§ 30. Spekulationsgeschäfte 
§ 31. Veräußerung bestimmter Beteiligungen 
§ 32. Gemeinsame Vorschriften 

3. TEl L 

TARIF 

§ 33. Steuersätze und Steuerabsetzbeträge 
§ 34. Außergewöhnliche Belastung 
§ 35. Behinderte 
§ 36. Sanierungsgewinn 
§ 37. Ermäßigte Steuers ätze 
§ 38. Verwertung von Patentrechten 

4. TE I L 

VERANLAGUNG 

§ 39. Allgemeine Veranlagung und Veranla­
gungszeitraum 

§ 40. Kinderzuschläge zum Alleinverdienerab­
setzbetrag 
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§ 41. Veranlagung von lohnsteuerpflichtigen Ein­
künften 

§ 42. Steuererklärungspflicht 
§ 43. Steuererklärung bei gesonderter Feststel-

lung der Einkünfte 
§ 44. Form der Steuererklärungen 
§ 45. Vorauszahlungen 
§ 46. Abschlußzahlungen 

5. TE I L 

STEUERABZUG VOM ARBEITSLOHN 
(LOHNSTEUER) 

§ 47. Arbeitgeber, Arbeitnehmer 
§ 48. Lohnsteuerkarte 
§ 49. Verpflichtung der Gemeinde 
§ 50. Kennzeichnung der Lohnsteuerkarten 
§ 51. Aushändigung der Lohnsteuerkarten 
§ 52. Antrag des Arbeitnehmers auf Ausschrei­

bung einer Lohnsteuerkarte 
§ 53. Nachträgliche Ausschreibung von Lohnsteu-

erkarten 
§ 54. Mehrere Lohnsteuerkarten 
§ 55. Verlust der Lohnsteuerkarte 
§ 56. 
§ 57. 
§ 58. 

Verbot privater Änderungen 
Steuerabsetzbeträge 
Änderung des Alleinverdienerabsetzbetrages 
und des Vermerkes von Kindern (§ 106) 

§ 59. Wirksamkeitsbeginn von Änderungen oder 
Ergänzungen der Lohnsteuerkarte 

§ 60. Vermerk in der Haushaltsliste 
§ 61. Sicherung der Durchführung der §§ 49 bis 

60 
§ 62. Berücksichtigung besonderer Verhältnisse 
§ 63. Freibetragsbescheid 
§ 64. Berücksichtigung des Freibetragsbescheides 
§ 65. Mitteilungspflicht des Arbeitnehmers 
§ 66. Lohnsteuertarif 
§ 67. Sonstige Bezüge 
§ 68. Besteuerung bestimmter Zulagen und 

Zuschläge 
§ 69. Vorübergehend beschäftigte Arbeitnehmer 
§ 70. Beschränkt steuerpflichtige Arbeitnehmer 
§ 71. Arbeitslohn von mehreren Arbeitgebern 
§ 72. Jahresausgleich 
§ 73. Durchführung des Jahresausgleichs 
§ 74. Vorlage und Aufbewahrung der Lohnsteu-

erkarte und des Freibetragsbescheides 
§ 75. Nichtvorlage der Lohnsteuerkarte 
§ 76. Lohnkonto 
§ 77. LohnzahlungszeitraupI 
§ 78. Einbehaltung der Lohnsteuer 
§ 79. Abfuhr der Lohnsteuer 
§ 80. Lohnsteueranmeldung 
§ 81. Betriebsstätte 
§ 82. Haftung 
§ 83. Steuerschuldner 
§ 84. Lohnzettel 
§ 85. Körperschaften des öffentlichen Rechts 
§ 86. Außenprüfung 
§ 87. Verpflichtung der Arbeitgeber 

§ 88. Verpflichtung der Arbeitnehmer 
§ 89. Mitwirkung der Versicherungsträger 
§ 90. Auskunftspflicht der Behörde 
§ 91. Arbeitnehmer ohne inländischen Wohnsitz 
§ 92. Auslandsbeamte 

6. TE I L 

STEUERABZUG VOM KAPITALERTRAG 
(KAPITALERTRAGSTEUER) 

§ 93. Steuerabzugspflichtige Kapitalerträge 
§ 94. Befreiung von der Kapitalertragsteuer 
§ 95. Höhe und Einbehaltung der Kapitalertrag­

steuer 
§ 96. Abfuhr der Kapitalertragsteuer 
§ 97. überwachung des Steuerabzuges 

7. TEIL 

BESTEUERUNG BEI BESCHRÄNKTER 
STEUERPFLICHT 

§ 98. Einkünfte bei beschränkter Steuerpflicht 
§ 99. Steuerabzug in besonderen Fällen 
§ 100. Höhe und Einbehaltung der Steuer 
§ 101. Abfuhr der Abzugsteuer 
§ 102. Veranlagung beschränkt Steuerpflichtiger 

8. TE I L 

SONDERVORSCHRIFTEN 

§ 103. Zuzugsbegünstigung 
§ 104. Landarbeiterfreibetrag 
§ 105. Inhaber von Amtsbescheinigungen und 

Opferausweisen 
§ 106. Kinder 
§ 107. Mietzinsbeihilfen 
§ 108. Bausparen 
§ 109. Verrechnung von Abgeltungs- und Erstat­

tungsbeträgen 
§ 110. Verweisungen auf andere Bundesgesetze 

9. TEIL 

ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN 

§ 111. Verweisungen anderer Bundesgesetze 
§ 112. Weitergeltung von Bestimmungen des EStG 

1972 
§ 113. Bewertung 
§ 114. Absetzung für Abnutzung 
§ 115. Vorzeitige Abschreibung 
§ 116. Rücklagen, steuerfreie Beträge, Rückstel-

lungen 
§ 117. Sonderausgaben 
§ 118. Veräußerungsgewinne, Stille Reserven 
§ 119. Einkünfte aus Vermietung und Verpach-

tung 
§ 120. Sonstige Einkünfte 
§ 121. Vorauszahlungen 
§ 122. Lohnsteuerverfahren 
§ 123. Kapitalertragsteuer 
§ 124. Pensionskassen 
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10. TEIL 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

'§ 125: Zeitlicher Geltungsbereich 
. § 126. Vollziehung 

1. TEIL 

PERSÖNLICHE STEUERPFLICHT 

§ 1. (1) Einkommensteuerpflichtig sind nur 
natürliche Personen. 

'(2) Unbeschränkt steuerpflichtig sind jene natür­
lichen Personen, die im Inland einen Wohnsitz 
oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. Die 
unbeschränkte Steuerpflicht erstreckt sich auf alle 
in- und ausländischen Einkünfte. 

(3) Beschränkt steuerpflichtig sind jene natürli­
chen Personen, die im Inland weder einen W ohn­
sitz noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. 
Die beschränkte Steuerpflicht erstreckt sich nur auf 
die im § 98 aufgezählten Einkünfte. 

2. TEIL 

SACHLICHE STEUERPFLICHT 

1. ABSCHNITT 

Einkunftsarten, Einkünfte, Einkommen 

§ 2. (1) Der Einkommensteuer ist das Einkom­
men zugrunde zu legen, das der Steuerpflichtige 
innerhalb eines Kalenderjahres bezogen hat. 

(2) Einkommen ist der Gesamtbetrag der Ein­
künfte aus den im Abs. 3 aufgezählten Einkunftsar­
ten nach Ausgleich mit Verlusten, die sich aus ein­
zelnen Einkunftsarten ergeben, und nach Abzug 
der Sonderausgaben (§ 18), außergewöhnlichen 
Belastungen (§§ 34 und 35) und Sanierungsgewinne 
(§ 36) sowie der Freibeträge nach den §§ 104 und 
105. 

(3) Der Einkommensteuer unterliegen nur: 
1. Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft 

(§ 21), 
2. Einkünfte aus selbständiger Arbeit (§ 22), 
3. Einkünfte aus Gewerbebetrieb (§ 23), 
4. Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit 

(§ 25), 
5. Einkünfte aus Kapitalvermögen (§ 27), 
6. Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 

(§ 28), 
7. sonstige Einkünfte im Sinne des § 29. 

(4) Einkünfte im Sinne des Abs. 3 sind: 
1. Der Gewinn (§§ 4 bis 14) bei Land- und 

Forstwirtschaft, selbständiger Arbeit und 
Gewerbebetrieb. 

2. Der Überschuß der Einnnahmen über die 
Werbungskosten (§§ 15 und 16) bei den ande­
ren Einkunftsarten. 

(5) Gewinnermittlungszeitraum ist das Wirt­
schaftsjahr. Das Wirtschaftsjahr deckt sich grund­
sätzlich mit dem Kalenderjahr. Buchführende 
Land- und Forstwirte und protokollierte Gewerbe­
treibende (§ 5) dürfen jedoch ein vom Kalenderjahr 
abweichendes Wirtschaftsjahr haben; in diesem Fall 
ist der Gewinn bei Ermittlung des Einkommens für 
jenes Kalenderjahr zu berücksichtigen, in dem das 
Wirtschaftsjahr endet. 

(6) Das Wirtschaftsjahr umfaßt einen Zeitraum 
von zwölf Monaten. Einen kürzeren Zeitraum darf 
es dann umfassen, wenn 

1. ein Betrieb eröffnet oder aufgegeben wird 
oder 

2. das Wirtschaftsjahr bei einem buchführenden 
Land- und Forstwirt oder einem protokollier­
ten Gewerbetreibenden auf einen anderen 
Stichtag umgestellt wird. 

(7) Die Umstellung des Wirtschaftsjahres auf 
einen anderen Stichtag ist nur zulässig, wenn 
gewichtige betriebliche Gründe vorliegen und das 
Finanzamt vorher bescheidmäßig zugestimmt hat. 
Das Finanzamt muß zustimmen, wenn solche 
Gründe vorliegen. Die Erzielung eines Steuervor­
teils gilt nicht als gewichtiger betrieblicher Grund. 

2. ABSCHNITT 

Steuerbefreiungen 

§ 3. (1) Von der Einkommensteuer sind befreit: 
1. Versorgungsleistungen an Kriegsbeschädigte 

und Hinterbliebene oder diesen gleichge­
stellte Personen auf Grund der versorgungs­
rechtlichen Bestimmungen sowie auf Grund 
des Heeresversorgungsgesetzes, BGBI. 
Nr. 27/1964. 

2. Renten und Entschädigungen an Opfer des 
Kampfes für ein freies demokratisches 
Österreich auf Grund besonderer gesetzli­
cher Vorschriften. 

3. Bezüge oder Beihilfen 
a) aus öffentlichen Mitteln oder aus Mitteln 

einer öffentlichen Stiftung wegen Hilfs­
bedürftigkeit 

b) aus öffentlichen Mitteln oder aus Mitteln 
einer öffentlichen Stiftung zur unmittel­
baren Förderung der Kunst 

c) aus öffentlichen Mitteln, aus Mitteln 
einer öffentlichen Stiftung oder aus Mit­
teln einer im§ 4 Abs.4 Z 5 genannten 
Institution zur unmittelbaren Förderung 
von Wissenschaft oder Forschung 

d) aus öffentlichen Mitteln oder aus Mitteln 
eines Fonds im Sinne des § 4 Abs. 4 Z 5' 
lit. b für eine Tätigkeit im Ausland, die 
der Kunst, der Wissenschaft oder For­
schung dient 

e) nach dem Studienförderungsgesetz 1983 
und dem Schülerbeihilfengesetz 1983. 

4 
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4. a) das Wochengeld und vergleichbare 
Bezüge aus der gesetzlichen Sozialversi­
cherung sowie dem Grunde und der 
Höhe nach gleichartige Zuwendungen 
aus Versorgungs- und U nterstützungs­
einrichtungen der Kammern der selb­
ständig Erwerbstätigen 

b) Erstattungsbeträge aus einer gesetzlichen 
Sozialversicherung für Kosten der Kran­
ken- und Unfallheilbehandlung und für 
Maßnahmen der Rehabilitation sowie 
dem Grunde und der Höhe nach gleich­
artige Beträge aus Versorgungs- und 
Unterstützungseinrichtungen der Kam­
mern der selbstständig Erwerbstätigen 

c) Zusatzrenten für Schwerversehrte zu 
einer gesetzlichen Unfallversorgung 

d) Zusatzrenten für Schwerversehrte zu 
einer ausländischen gesetzlichen Unfall­
versorgung, die einer inländischen 
gesetzlichen Unfallversorgung entspricht 

e) Sachleistungen aus der gesetzlichen 
Sozialversicherung oder aus einer auslän­
dischen gesetzlichen Sozialversicherung, 
die der inländischen gesetzlichen Sozial­
versicherung entspricht 

f) Übergangsgelder aus der gesetzlichen 
Sozialversicherung. 

5. a) das versicherungsmäßige Arbeitslosen­
geld und die NotstandshiIfe oder an 
deren Stelle tretende Ersatzleistungen 

b) das Karenzurlaubsgeld, an dessen Stelle 
tretende Ersatzleistungen und die 
Karenzurlaubshilfe auf Grund der beson­
deren gesetzlichen Regelungen 

c) die Überbrückungshilfe für Bundesbe­
dienstete nach den besonderen gesetzli­
chen Regelungen sowie gleichartige 
Bezüge, die auf Grund besonderer lan­
desgesetzlicher Regelungen gewährt 
werden 

d) Beihilfen nach dem Arbeitsmarktförde­
rungsgesetz, BG BI. NI. 31/196 9 

e) Leistungen nach dem Invalideneinstel­
lungsgesetz 1969, BGBI. Nr.22/1970. 

6. Zuwendungen aus öffentlichen Mitteln (ein­
schließlich Zinsenzuschüsse) zur Anschaf­
fung oder Herstellung von Wirtschaftsgü­
tern des Anlagevermögens oder zu ihrer 
Instandsetzung (§ 4 Abs. 7), wenn sie auf 
Grund gesetzlicher Ermächtigung oder eines 
Beschlusses eines Organes einer Körper­
schaft des öffentlichen Rechts gewährt wer­
den .. Dies gilt auch für entsprechende 
Zuwendungen der im § 4 Abs. 4 Z 5 genann­
ten Institutionen. 

7. Leistungen auf Grund des Familienlastenaus­
gleichsgesetzes 1967 und gleichartige auslän­
. dische Leistungen, die den Anspruch auf 
Familienbeihilfe gemäß § 4 des Familienla­
stenausgleichsgesetzes 1967 ausschließen. 

8. Bei Auslandsbeamten (§ 92) die Kaufkraft­
ausgleichszulage, die Auslandsverwendungs­
zulage gemäß § 21 des Gehaltsgesetzes 1956 
sowie Kostenersätze und Entschädigungen 
für den Heimaturlaub oder dem Grunde und 
der Höhe nach gleichartige Bezüge, Kosten­
ersätze und Entschädigungen auf Grund von 
Dienst-(Besoldungs)-Ordnungen von .Kör­
perschaften des öffentlichen Rechts. 

9. Jene Einkünfte von Auslandsbeamten (§ 92), 
die in dem Staat der Besteuerung unterlie­
gen, in dessen Gebiet sie ihren Dienstort 
haben; dies gilt nicht für Einkünfte gemäß 
§ 98. 

10. Einkünfte, die Arbeitnehmer inländischer 
Betriebe (lit. a) für eine begünstigte Aus­
landstätigkeit (lit. b) von ihren Arbeitgebern 
beziehen, wenn die Auslandstätigkeit jeweils 
ununterbrochen über den Zeitraum von 
einem Monat hinausgeht. 
a) Inländische Betriebe sind Betriebe von 

inländischen Arbeitgebern oder inländi­
sche Betriebsstätten von im Ausland 
ansässigen Arbeitgebern. 

b) Begünstigte Auslandstätigkeiten sind die 
Bauausführung, Montage, Montageüber­
wachung, Inbetriebnahme, Instandset­
zung und Wartung von Anlagen, die Per­
sonalgestellung anläßlich der Errichtung 
von Anlagen durch andere Unterneh­
mungen sowie die Planung, Beratung 
und Schulung, soweit sich alle diese 
Tätigkeiten auf die Errichtung von Anla­
gen im Ausland beziehen, weiters das 
Aufsuchen und die Gewinnung von 
Bodenschätzen im Ausland. 

11. Einkünfte, die Fachkräfte der Entwicklungs­
hilfe (Entwicklungshelfer oder Experten) als 
Arbeitnehmer von Entwicklungshilfeorgani­
sationen im Sinne des § 1 Abs. 2 des Ent­
wicklungshilfegesetzes, BGBI. NI. 474/1974, 
für ihre Tätigkeit in Entwicklungsländern im 
Rahmen von Vorhaben beziehen, die dem 
Entwicklungshilfeprogramm '(§ 8 des Ent­
wicklungshilfegesetzes ) entsprechen. 

12. Bezüge von ausländischen Studenten (Ferial­
praktikanten), die bei einer inländischen 
Unternehmung nicht länger als sechs 
Monate beschäftigt sind, soweit vom Aus­
land Gegenseitigkeit gewährt wird, 

13. Der geldwerte Vorteil aus der Benützung 
von Einrichtungen und Anlagen, die der 
Arbeitgeber 'allen Arbeitnehmern oder 
bestimmten Gruppen seiner Arbeitnehmer 
zur Verfügung stellt (zB Erholungs- und 
Kurheime, Kindergärten, Betriebsbibliothe­
ken, Sportanlagen). 

14. Der geldwerte Vorteil aus der Teilnahme an 
Betriebsveranstaltungen (zB Betriebsaus­
flüge, kulturelle Veranstaltungen, Betriebs­
feiern) und die dabei empfangenen üblichen 
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Sachzuwendungen, soweit die Kosten der 
Betriebsveranstaltungen ",nd der Sachzuwen­
dungen angemessen sint!. 

15. Zuwendungen des Arbeitgebers für die 
Zukunftsicherung seiner Arbeitnehmer, 
soweit diese Zuwendungen an alle Arbeit­
nehmer oder bestimmte Gruppen seiner 
Arbeitnehmer geleistet werden oder dem 
Betriebsratsfonds zufließen und für den ein­
zelnen Arbeitnehmer 4 000 S jährlich nicht 
übersteigen. . 

16. Freiwillige soziale Zuwendungen des Arbeit­
gebers an alle Arbeitnehmer oder bestimmte 
Gruppen seiner Arbeitnehmer oder an den 
Betriebsratsfonds; Zuwendungen an indivi­
duell bezeichnete Arbeitnehmer sind steuer­
pflichtiger Arbeitslohn. 

17. Freie oder verbilligte Mahlzeiten, die der 
Arbeitgeber an nicht in seinen Haushalt auf­
genommene Arbeitnehmer zur Verköstigung 
am Arbeitsplatz freiwillig gewährt. 

18. Getränke, die der Arbeitgeber zum Ver­
brauch im Betrieb unentgeltlich oder verbil­
ligt abgibt. 

19. Der Haustrunk im Brauereigewerbe. Darun­
ter ist jenes Bier zu verstehen, das zum 
Genuß außerhalb des Betriebes unentgeltlich 
verabreicht wird. Voraussetzung für die 
Steuerbefreiung ist, daß der Haustrunk vom 
Arbeitnehmer nicht verkauft werden darf 
und daß er nur in einer solchen Menge 
gewährt wird, die einen Verkauf tatsächlich 
ausschließt. 

20. Freitabak, Freizigarren und Freizigaretten 
an Arbeitnehmer in tabakverarbeitenden 
Betrieben, wenn die gewährten Erzeugnisse 
nicht verkauft werden, dürfen und nur in 
einer solchen Menge gewährt werden, die 
einen Verkauf. tatsächlich ausschließt. 

21. Der geldwerte Vorteil aus der unentgeltli­
chen oder verbilligten Beförderung der eige­
nen Arbeitnehmer und ihrer Angehörigen 
bei Beförderungsunternehmen. 

22. a) Bezüge der Wehrpflichtigen nach den 
Abschnitten II, III, V und VI des Heeres­
gebührengesetzes 1985, BGBL Nr.87, 
ausgenommen die Entschädigung in der 
Höhe des Verdienstentganges im Sinne 
§ 36 Abs. 2 des Heeresgebührengesetzes 
1985, 

b) Geldleistungen gemäß § 3 Abs.2 des 
Bundesgesetzes über die Entsendung von 
Angehörigen des Bundesheeres zur Hil­
feleistung in das Ausland, BGBI. 
Nr. 233/1965. 

23. Bezüge der Zivildiener nach dem Zivildienst­
gesetz 1986, ausgenommen die Entschädi­
gung in der Höhe des Verdienstentganges 

im Sinne des § 34 b des Zivildienstgesetzes 
1986. 

24. Die Auslandseinsatzzulage im Sinne des § 1 
Abs. 1 des Bundesgesetzes über die Gewäh­
rung von Auslandseinsatzzulagen für Ange­
hörige österreichischer Einheiten, die zur 
Hilfeleistung in das Ausland auf' Ersuchen 
internationaler Orgaf\isationen entsendet 
werden, BGBI. Nr.375/1972. 

25. Geldleistungen nach dem Bundesgesetz über 
die Gewährung von Hilfeleistungen an 
Opfer von Verbrechen, BGBI. Nr. 288/1972. 

26. Entschädigungen gemäß § 12 Abs.4 des 
-Bewährungshilfegesetzes, BGBI. Nr. 146/ 
1969. 

27. Ersatzleistungen nach dem Strafrechtlichen 
Entschädigungsgesetz, BGBI. Nr. 270/1969. 

28. In Geld bestehende Versorgungsleistungen 
nach dem Impfschadengesetz, BGBI. 
Nr. 371/1973. 

29. Der Erwerb von Anteilsrechten auf Grund 
einer Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmit­
teln. 

(2) Erhält der Steuerpflichtige Bezüge im Sinne 
des Abs. 1 Z 5 lit. a oder c, Z 22 lit. a (Abschnitte V 
und VI des Heeresgebührengesetzes 1985) und 
lit. b sowie Z 23 (ausgenommen Bezüge gemäß 
§ 25 Abs. 1 Z 7, 8, 8 a, 9 des Zivildienstgesetzes 
1986) nur für einen Teil des Kalenderjahres, so 
sind die für das restliche Kalenderjahr bezogenen 
Einkünfte im Sinne des § 2 Abs. 3 Z 1 bis 3 und lau­
fende Einkünfte. aus nichtselbständiger Arbeit im 
Sinne des § 41 Abs. 4 für Zwecke der Ermittlung 
des Steuersatzes auf einen Jahresbetrag umzurech­
nen. Das Einkommen ist mit jenem Steuersatz zu 
besteuern, der sich unter Berücksichtigung der 
umgerechneten Einkünfte ergibt; die festzuset­
zende Steuer darf jedoch nicht höher sein als jene, 
die sich bei Besteuerung sämtlicher Bezüge ergeben 
würde. Die diese Bezüge auszahlende Stelle hat bis 
31. Jänner des Folgejahres dem Wohnsitzfinanzamt 
des Bezugsempfängers eine Mitteilung zu übersen­
den, die neben Namen und Anschrift des Bezugs­
empfängers seine Versicherungsnummer - (§ 31 
ASVG) , die Höhe der Bezüge und die Anzahl der 
Tage, für die solche Bezüge ausgezahlt wurden, 
enthalten muß. Diese Mitteilung kann entfallen, 
wenn die entsprechenden Daten durch Datenträ­
geraustausch übermittelt werden. Der Bundesmini­
ster für Finanzen wird ermächtigt, das Verfahren 
des Datenträgeraustausches mit Verordnung fest­
zulegen. 

(3) Einkünfte im Sinne des Abs. 1 Z 10 und 11 
sind bei der Festsetzung der Steuer für das übrige 
Einkommen des Arbeitnehmers zu berücksichtigen. 
Für Jahre, in denen dem Arbeitnehmer solche Ein­
künfte zufließen, ist die Durchführung eines Jah­
resausgleiches ausgeschlossen. 
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3. ABSCHNITI 

Gewinn 

§ 4. (1) Gewinn ist der durch doppelte Buchfüh­
rung zu ermittelnde Unterschiedsbetrag zwischen 
dem Betriebsvermögen am Schluß des Wirtschafts­
jahres und dem Betriebsvermögen am Schluß des 
vorangegangenen Winschaftsjahres. Der Gewinn 
wird durch Entnahmen nicht gekürzt und durch 
Einlagen nicht erhöht. Entnahmen sind alle nicht 
betrieblich veranlaßten Abgänge von Wenen (zB 
von Bargeld, Waren, Erzeugnissen und anderen 
Winschaftsgütern des Umlaufvermögens, von lei­
stungen, von Wirtschaftsgütern des Anlagevermö­
gens oder von Nutzungen solcher Winschaftsgü­
ter). Einlagen sind alle Zuführungen von Wirt­
schaftsgütern aus dem außerbetrieblichen Bereich. 
Für unkörperliche Wirtschaftsgüter des Anlagever­
mögens darf ein Aktivposten nur angesetzt werden, 
wenn sie entgeltlich erworben worden sind. 
Gewinne oder Verluste aus der Veräußerung oder 
Entnahme und sonstige Wertänderungen von 
Grund und Boden, der zum Anlagevermögen 
gehört, sind nicht zu berücksichtigen. 

(2) Der Steuerpflichtige muß die Vermögens­
übersicht Qahresabschluß, Bilanz) nach den allge­
meinen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchfüh­
rung erstellen. Ist die Vermögensübersicht nicht 
nach diesen Grundsätzen erstellt oder verstößt sie 
gegen zwingende Vorschriften dieses Bundesgeset­
zes, so muß er sie auch nach dem Einreichen beim 
~inanzamt berichtigen. Andere nachträgliche 
Anderungen der Bilanz sind nur zulässig, wenn sie 
wirtschaftlich begründet sind und das Finanzamt 
zustimmt. Das Finanzamt muß zustimmen, wenn 
die Bilanzänderung wirtschaftlich begründet ist. 

(3) Der Überschuß der Betriebseinnahmen über 
die Betriebsausgaben darf dann als Gewinn ange­
setzt werden, wenn keine gesetzliche VerpfIichtung 
zur Buchführung besteht und Bücher auch nicht 
freiwillig geführt werden. Durchlaufende Posten, 
das sind Beträge, die im Namen und für Rechnung 
eines anderen vereinnahmt und verausgabt werden, 
scheiden dabei aus. Der Steuerpflichtige darf selbst 
entscheiden, ob er die für Lieferungen und sonstige 
Leistungen geschuldeten Umsatzsteuerbeträge und 
die abziehbaren Vorsteuerbeträge als durchlau­
fende Posten behandelt. Hinsichtlich des Grund 
und Bodens gilt Abs. 1 letzter Satz. 

(4) Betriebsausgaben sind die Aufwendungen 
oder Ausgaben, die durch den Betrieb veranlaßt 
sind. Betriebsausgaben sind jedenfalls: 

1. a) Beiträge des Versicherten zur Pflichtversi­
cherung in der gesetzlichen Kranken-, 
Unfall- und Pensionsversicherung sowie 

b) Pflichtbeiträge zu Versorgungs- und 
Unterstützungseinrichtungen der Kam­
mern der selbständig Erwerbstätigen, 
soweit diese Einrichtungen der Kranken-, 

2. a) 

Alters-, Invaliditäts- und Hinterbliebenen­
versorgung dienen. 

Beiträge an Pensionskassen unter folgen­
den Voraussetzungen: 
aa) Die Kasse muß einer staatlichen Auf­

sicht unterliegen. 
bb) Die Kasse muß einen Rechtsanspruch 

auf Leistungen zwecks Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung gewäh­
ren. Wird zusätzlich eine Invaliditäts­
versorgung gewährt, muß auch ein 
Rechtsanspruch auf diese Versorgung 
bestehen. 

cc) Die Errichtung, der Beitritt zur Kasse 
und ihre Verwaltung müssen durch 
eine Betriebsvereinbarung geregelt 
werden. Die Vereinbarung muß 
regeln, daß die laufenden Beitragslei­
stungen des Steuerpflichtigen nur aus 
zwingenden wirtschaftlichen Grün­
den und nur nach Beratung mit dem 
Betriebsrat ausgesetzt oder einge-
schränkt werden können. . 

dd) Die Beiträge sind abzugsfähig, soweit 
sie satzungsmäßig für Leistungsan­
sprüche der Zugehörigen und frühe­
ren Zugehörigen der Betriebe des 
Steuerpflichtigen vorgeschrieben 
sind. Zu den Zugehörigen zählen 
auch Ehegatten und Kinder (§ 106). 

ee) Die Beiträge dürfen zusammen mit 
unmittelbaren Zuwendungen Im 
Sinne des § 3 Abs. 1 Z 15 10% der 
Lohn- und Gehaltssumme der Lei­
stungsberechtigten nicht übersteigen. 
Dieser Höchstbetrag vermindert sich 
um Beiträge der Leistungsberechtig­
ten. Unterschiedliche Leistungszusa-
gen müssen In einem ausgewogenen 
Verhältnis zueinander stehen. Die 
10%-Grenze gilt nicht, falls höhere 
Beiträge auf Grund einer Anordnung 
der Aufsichtsbehörde geleistet wer­
den .. 

b) Zuwendungen an betr~iebliche Unterstüt­
zungskassen und sonstige Hilfskassen, die 
keinen Rechtsanspruch auf Leistungen 
gewähren, soweit sie zusammen mit 
unmittelbaren Zuwendungen an die Lei­
stungsberechtigten der Kasse 10% der 
Lohn- und Gehaltssumme der Leistungs­
berechtigten der Kasse nicht übersteigen. 
Die 10%-Grenze darf nicht ausgenützt 
werden, falls die Leistungen zu einem 
unangemessen hohen Kassenvermögen 
führen. Als angemessenes Kassenvermö­
gen gilt: 

Bei Kassen, die im Falle des Alters 
oder der Invalidität laufende Unter­
stützungen gewähren, das Deckungs­
kapital für die bereits laufenden Unter-
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stützungen und für die Anwartschaf­
ten auf Witwen- und Waisenunterstüt­
zungen. Das Deckungskapital ist nach 
der Anlage zu diesem Bundesgesetz zu 
berechnen. 
Bei Kassen, die keine laufenden Unter­
stützungen gewähren, der durch­
schnittliche Jahresbedarf der Kasse. 
Dieser ist nach dem Durchschnitt der 
Leistungen zu bemessen, die die Kasse 
in den letzten drei Jahren vor dem 
Zeitpunkt der Zuwendung an die Lei­
stungsempfänger gewährt hat. 

3. Zuwendungen an den Betriebsratsfonds bis zu 
3% der Lohn- und Gehaltssumme. 

4. Ein Forschungsfreibetrag für Aufwendungen 
zur Entwicklung oder Verbesserung volks­
wirtschaftlich wertvoller Erfindungen, ausge­
nommen Verwaltungs- oder Vertriebskosten 
sowie Aufwendungen für Wirtschaftsgüter 
d,es Anlagevermögens (Forschungsaufwen­
dungen). Der volkswirtschaftliche Wert der 
angestrebten oder abgeschlossenen Erfindung 
ist durch eine Bescheinigung des Bundesmini­
sters für wirtschaftliche Angelegenheiten 
nachzuweisen. Die Bescheinigung ist nicht 
erforderlich, wenn die Erfindung bereits 
patentrechtlich geschützt ist. 

Der Forschungsfreibetrag beträgt grund­
sätzlich bis zu 12% der Forschungsauf­
wendungen. 
Ein erhöhter Forschungsfreibetrag bis zu 
18% kann geltend gemacht werden, wenn 

. die Erfindungen nicht anderen Personen 
zur wesentlichen Verwertung überlassen 
werden. Eine wesentliche Verwertung 
liegt vor, wenn im Wirtschaftsjahr die Ein­
nahmen aus der Verwertung der Erfin­
dungen durch andere Persone~ mehr als 
25% der Forschungsaufwendungen dieses 
Wirtschaftsjahres betragen. 

5. Zuwendungen aus dem Betriebsv~rmögen zur 
Durchführung von 

Forschungsaufgaben oder 
der Erwachsenenbildung dienenden Lehr­
aufgaben, welche die wissenschaftliche 
oder künstlerische Lehre betreffen und 
dem Allgemeinen Hochschulstudiengesetz 
oder dem Kunsthochschul-Studiengesetz 
entsprechen, 

sowie. damit verbundenen wissenschaftlichen 
Publikationen und Dokumentationen an fol­
gende Einrichtungen: 
a) Universitäten, Kunsthochschulen und die 

Akademie der bildenden Künste, deren 
Fakultäten, Institute und besondere Ein­
richtungen. 

b) Durch Bundes- oder Landesgesetz errich­
tete Fonds, die mit Aufgaben der For­
schungsförderung betraut sind. 

c) Die Österreichische Akademie der Wis­
senschaften. 

d) Juristisch unselbständige Einrichtungen 
von Gebietskörperschaften, die im wesent­
lichen mit Forschungs- oder Lehraufgaben 
der genannten Art für die österreichische 
Wissenschaft oder Wirtschaft und damit 
verbundenen wissenschaftlichen Publika­
tionen oder Dokumentationen befaßt 
sind. 

e) Juristische Personen, die 'im wesentlichen 
mit Forschungs- oder Lehraufgaben der 
genannten Art für die österreichische Wis­
senschaft oder Wirtschaft und damit ver­
bundenen wissenschaftlichen Publikatio­
nen oder Dokumentationen befaßt sind. 
Weitere Voraussetzung ist, daß an diesen 
juristischen . Personen entweder eine 
Gebietskörperschaft zumindest mehrheit­
lich beteiligt oder daß ihre Tätigkeit nicht 
auf die Erzielung von Gewinnen gerichtet 
ist. . 

Die Voraussetzungen der lit. d und e sind von 
der jeweiligen Einrichtung durch einen unter 
dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs 
erteilten Bescheid des Bundesministers für 
Wissenschaft und Forschung nachzuweisen. 
Sämtliche Einrichtungen, denen ein solcher 
Bescheid ausgestellt wurde, sind einmal jähr­
lich durch den Bundesminister für Wissen­
schaft und Forschung im Amtsblatt zur Wie­
ner Zeitung zu veröffentlichen. Die Zuwen­
dungen sind nur insoweit abzugsfähig, als sie 
zusammen mit Zuwendungen im Sinne der 
Z 6 insgesamt 10% des Gewinnes des unmit­
telbar vorangegangenen Wirtschaftsjahres 
nicht übersteigen. 

6. Zuwendungen aus dem Betriebsvermögen an 
a) die Österreichische Nationalbibliothek, 

die Diplomatische Akademie, das Öster­
reichische Archäologische Institut und das 
Institut für Österreichische Geschichtsfor­
schung zur Durchführung der diesen Ein­
richtungen gesetzlich obliegenden Aufga­
ben, 

b) Museen von Körperschaften des öffentli­
chen Rechts. 

Z 5 letzter Satz ist anzuwenden. 

(5) Mehraufwendungen des Steuerpflichtigen für 
Verpflegung und Unterkunft bei ausschließlich 
durch den Betrieb veranlaßten Reisen sind als 
Betriebsausgaben anzuerkennen, soweit sie die sich 
aus § 26 Z 4 ergebenden Beträge. nicht übersteigen. 

(6) Nicht aktivierungspflichtige V orauszahlun­
gen von Beratungs-, Bürgschafts-, Fremdmittel-, 
Garantie-, Miet-, Treuhand-, Vermittlungs-, Ver­
triebs- und Verwaltungskosten müssen gleichmäßig 
auf den Zeitraum der Vorauszahlung verteilt wer­
den, außer sie betreffen lediglich das . laufende und 
das fo!gende Jahr. 
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(7) Bei Gebäuden, die zum Anlagevermögen 
gehören und Personen, die nicht betriebszugehö­
rige Arbeitnehmer sind, für Wohnzwecke entgelt­
lich überlassen werden, gilt hinsichtlich der 
Instandsetzungsaufwendungen folgendes: 

Instandsetzungsaufwendungen, die unter 
Verwendung von entsprechend gewidmeten 
steuerfreien Subventionen aus öffentlichen 
Mitteln (§ 3 Abs. 1 Z 3, § 3 Abs. 1 Z 5 lit d 
und e, §3 Abs. 1 Z 6) aufgewendet werden, 
scheiden insoweit aus der Gewinnermittlung 
aus. 
Sind nach Verrechnung der ohne Berücksich­
tigung der Instandsetzungsaufwendungen 
ermittelten Verluste im Sinne des § 11 Abs. 1 
Z 3 noch steuerfreie Rücklagen nach § 11 
vorhanden, dann sind die nicht durch steuer­
freie Subventionen abgedeckten Instandset­
zungsaufwendungen mit diesen steuerfreien 
Rücklagen zu verrechnen. 
Jene Instandsetzungsaufwendungen, die 
nicht durch steuerfreie Subventionen abge­
deckt und nicht mit steuerfreien Rücklagen 
zu verrechnen waren, sind gleichmäßig auf 
zehn Jahre verteilt abzusetzen. 

Instaridsetzungsaufwendungen sind jene Aufwen­
dungen, die nicht zu den Anschaffungs- oder Her­
stellungskosten gehören und allein oder zusammen 
mit Herstellungsaufwand den Nutzungswert des 
Gebäudes wesentlich erhöhen oder seine Nut­
zungsdauer wesentlich verlängern. 

(8) Wird bei land- und forstwirtschaftlichen 
Betrieben für das stehende Holz der höhere Teil­
wert (§ 6 Z 2 lit. b) nicht angesetzt, dann sind Auf­
wendungen für die Pflege des stehenden Holzes 
und Wiederaufforstungskosten als Betriebsausga­
ben abzusetzen. 

(9) Die Beiträge für die freiwillige Mitgliedschaft 
bei Berufs- und Wirtschaftsverbänden sind nur 
unter folgenden Voraussetzungen abzugsfähig: 

. Die Berufs- und Wirtschaftsverbände müssen 
sich nach ihrer Satzung und tatsächlichen 
Geschäftsführung ausschließlich oder über­
wiegend mit der Wahrnehmung der betriebli­
chen und beruflichen Interessen ihrer Mit­
glieder befassen. 
Die Beiträge können nur in angemessener, 
statutenmäßig festgesetzter Höhe abgesetzt 
werden. . 

(10) Beim Wechsel der Gewinnermittlungsart gilt 
folgendes: 

1. Es ist durch Zu- und Abschläge auszuschlie­
ßen, daß Veränderungen des Betriebsvermö­
gens (Betriebseinnahmen, Betriebsausgaben) 
nicht oder doppelt berücksichtigt werden. Die 
Zu- und Abschläge sind beim Gewinn des 
ersten Gewinnermittlungszeitraumes nach 
dem Wechsel, bei Veräußerung oder Aufgabe 
des ganzen Betriebes, eines Teilbetriebes oder 
eines Mitunternehmeranteilesbeim Gewinn 

des letzten Gewinnermittlungszeitraumes vor 
Veiäußerung oder. Aufgabe zu berücksichti-. 
gen. 

2. Darüber hinaus ist durch Zu- oder Abschläge 
und durch entsprechende Bilanzansätze 
sicherzustellen, daß sonstige Änderungen der 
Gewinnermittlungsgrundsätze (zB hinsicht­
lich der handelsrechtlichen Grundsätze ord­
nungsmäßiger Buchführung beim Übergang 
von der Gewinnermittlung gemäß § 4 Abs. 1 
oder 3 auf § 5 oder hinsichtlich der Berück­
sichtigung von Wertminderungen des 
Betriebsvermögens beim Übergang auf Buch­
führung) mit dem Wechsel der Gewinnermitt­
lungsart berücksichtigt werden. 

3. a) Beim Übergang auf die Gewinnermittlung 
gemäß § 5 ist der Grund und Boden steu­
erneutral auf den höheren Teilwert aufzu­
werten. Ist der Grund und Boden inner­
halb der letzten zehn Jahre angeschafft 
worden, dürfen die Anschaffungskosten 
nicht überschritten werden. 

b) Beim Übergang von der Gewinnermitt­
lungsart gemäß § 5 auf eine andere 
Gewinnermitdungsart sind die stillen 
Reserven des Grund und Bodens und des 
gewillkürten Betriebsvermögens aufzudek­
ken und zu versteuern. Auf Antrag des 
Steuerpflichtigen sind die stillen Reserven 
des zum notwendigen Betriebsvermögen 
gehörenden Grund und Bodens aber einer 
Rücklage (bei Gewinnermittlung gemäß 
§ 4 Abs. 3 einem steuerfreien Betrag) 
zuzuführen, die (der) erst im Zeitpunkt 
des Ausscheidens des Grund und Bodens 
aus dem Betriebsvermögen oder im Zeit­
punkt der Veräußerung oder Aufgabe des 
Betriebes zu versteuern ist. 

Gewinn der protokollierten Gewerbetreibenden 

§ 5. Für die Gewinnermittlung jener Steuer­
pflichtigen, deren Firma im Handelsregister einge­
tragen ist und die Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
(§ 23) beziehen, sind die handelsrechtlichen Grund­
sätze ordnungsmäßiger Buchführung maßgebend, 
außer zwingende Vorschriften dieses Bundesgeset­
zes treffen abweichende Regelungen. § 4 Abs. 1 
letzter Satz ist jedoch nicht anzuwenden. Beteiligt 
sich ein Gesellschafter als Mitunternehmer am 
Betrieb eines protokollierten Gewerbetreibenden, 
so gilt auch diese Gesellschaft als protokollierter 
Gewerbetreibender. 

Bewertu~g 

§ 6. Für die Bewertung der einzelnen Wirt­
schaftsgüter des Betriebsvermögens gilt folgendes: 

1. Abnutzbares Anlagevermögen ist mit den 
Anschaffungs- oder HerStellungskosten, ver­
mindert um die Absetzung für Abnutzung 
nach den §§ 7 und 8, anzusetzen. Bei Land-
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und Forstwirten und bei Gewerbetreibenden 
gilt der Firmenwert als abnutzbares Anlage­
vermögen. Ist der Teilwert niedriger, so 
kann dieser angesetzt werden. Teilwert ist 
der Betrag, den der Erwerber des ganzen 
Betriebes im Rahmen des Gesamtkaufpreises 
für das einzelne Wirtschaftsgut ansetzen 
würde; dabei ist davon auszugehen, daß der 
Erwerber den Betrieb fortführt. Bei Wirt­
schaftsgütern, die bereits am Schluß des vor­
angegangenen Wirtschaftsjahres zum Anla­
gevermögen gehört haben, darf im Falle der 
Gewinnermittlung gemäß § 4 Abs. 1 der 
Bilanzansatz nicht über den letzten Bilanz­
ansatz hinausgehen. Für protokollierte 
Gewerbetreibende (§ 5) gilt Z 13. 

2. a) Nicht abnutzbares Anlagevermögen und 
Umlaufvermögen sind mit den Anschaf­
fungs- oder Herstellungskosten anzuset­
zen. Ist der Teilwert niedriger, so kahn 
dieser angesetzt werden. Bei Wirtschafts­
gütern, die bereits am Schluß des voran­
gegangenen Wirtschaftsjahres zum 
Betriebsvermögen gehört haben, kann 
der Steuerpflichtige in den folgenden 
Wirtschaftsjahren den Teilwert auch 
dann ansetzen, wenn er höher ist als der 
letzte Bilanzansatz ; es dürfen jedoch 
höchStens die Anschaffungs- oder Her­
stellungskosten angesetzt werden. 

b) Bei länd- und· forstwirtschaftlichen 
Betrieben ist für die Wirtschafts güter mit 
biologischem Wachstum auch der Ansatz 
des über den Anschaffungs- oder Her­
stellungskosten liegenden Teilwertes 
zulässig. 

c) Von Auslandsforderungen kann in der 
Vermögensübersicht Uahresabschluß, 
Bilanz) eine Abschreibung bis zu 15% des 
zum· jeweiligen Bilanzstichtag offenen 
Forderungsbetrages vorgenommen wer­
den, wenn die folgenden Voraussetzun­
gen vorliegen: 

Die Forderungen wurden aus Umsät­
zen gemäß § 6 Z 1 bis 3 des Umsatz­
steuergesetzes 1972 oder aus Leistun­
gen im Ausland an ausländische 
Abnehmer (§ 7 Abs. 1 Z 1 des 
Umsatzsteuergesetzes 1972) erwor­
ben. 
Die pauschale Abschreibung wird 
erstmals in der Bilanz jenes Wirt­
schaftsjahres ausgewiesen, in dem die 
Forderungen entstanden sind. 
Die pauschale Abschreibung wird 
nach Maßgabe des Forderungsein­
ganges gewinnerhöhend aufgelöst. 
Für protokollierte Gewerbetreibende 
gilt Z 13. 
Die pausch~le Abschreibung wird nur 
insoweit geltend gemacht, als für die 

Forderungen keine Teilwertabschrei­
bung nach lit. a in Anspruch genom­
men wurde. 
Die begünstigten Forderungen und 
der Betrag der Abschreibung werden 
in den Bilanzen gesondert ausgewie­
sen. 

3 . Verbindlichkeiten sind gemäß Z 2 . lit. a zu 
bewerten. Im Jahr der Aufnahme einer Ver­
bindlichkeit ist ein Aktivposten anzusetzen 

in Höhe des Unterschiedsbetrages zwi­
sehen Rückzahlungsbetrag und aufge­
nommenem Betrag und 
in Höhe der mit der Verbindlichkeit 
unmittelbar zusammenhängenden Geld­
beschaffungskosten. 

Der Aktivposten ist zwingend auf die 
gesamte Laufzeit der Verbindlichkeit zu ver­
teilen. Die Verteilung kann gleichmäßig 
oder entsprechend abweichenden handels­
rechtlichen Grundsätzen ordnungsm~ßiger 
Buchführung vorgenommen werden. 

4. Entnahmen sind mit dem Teilwert im Zeit­
punkt der Entnahme anzusetzen. 

5. Einlagen sind mit dem Teilwert im Zeit­
punkt der Zuführung anzusetzen; sie sind 
höchstens mit den um Absetzungen für 
Abnutzung nicht gekürzten tatsächlichen 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
anzusetzen, wenn Gegenstand der Einlage 

Grundstücke (grundstücksgleiche 
Rechte) sind, die innerhalb der letzten 
zehn Jahre, 
sonstige Wirtschaftsgüter sind, die inner­
halb eines Jahres vor dem Zeitpunkt der 
Zuführung 

angeschafft oder hergestellt und nicht außer­
halb einer betrieblichen Tätigkeit zur Erzie- . 
lung von Einkünften verwendet worden 
sind. Wurden sie zur Erzielung nichtbetrieb­
licher Einkünfte verwendet, dann sind die 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten um 
die berücksichtigten Beträge an Absetzung 
für Abnutzung oder an begünstigten 
Abschreibungen von Herstellungsaufwand 
zu vermindern. Beteiligungen, deren Veräu­
ßerung nach § 31 zu erfassen wäre, sind 
jedoch stets mit den Anschaffungskosten 
anzusetzen. 

6. Werden -Wirtschaftsgüter eines im Inland 
gelegenen Betriebes (Betriebsstätte) ins Aus­
land in einen anderen Betrieb (Betriebss~ätte) 
überführt, so sind die ins Ausland überführ­
ten Wirtschaftsgüter mit den Werten anzu­
setzen, die im Falle einer Lieferung oder 
sonstigen Leistung. an einen vom Steuer­
pflichtigen völlig unabhängigen Betrieb 
angesetzt worden wären, wenn 

der ausländische Betrieb demselben Steu­
erpflichtigen gehört, 

673 der Beilagen XVII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 21 von 74

www.parlament.gv.at



22 673 der Beilagen 

der Steuerpflichtige Mitunternehmer des 
ausländischen Betriebes ist, 
der Steuerpflichtige an der ausländischen 
Kapitalgesellschaft wesentlich, das ist zu 
mehr als 25%, beteiligt ist oder 
bei beiden Betrieben dieselben Personen 
die Geschäftsleitung oder die Kontrolle 
ausüben oder darauf Einfluß haben. 

Dies gilt auch, wenn ein im Inland gelegener 
Betrieb (Betriebsstätte) ins Ausland verlegt 
wird, weiters wenn Wirtschaftsgüter oder 
Betriebe (Betriebsstätten) aus dem Ausland 
in das Inland überführt oder verlegt werden. 

7. Beteiligungen und Darlehensforderungen 
bei Gesellschaften mit Sitz oder Geschäftslei­
tung im Ausland dürfen unter folgenden 
Voraussetzungen im Jahr der Anschaffung 
mit einem Wert von 90% der Anschaffungs­
kosten angesetzt werden: 
a) Die Mittel finden Verwendung für eine 

Betriebsstätte im Ausland, die dem Ver­
trieb, dem Aufstellen oder dem Warten 
von in Österreich erzeugten Waren 
dient. 

b) Bei Kapitalgesellschaften liegen vor 
wesentliche Beteiligungen (Beteili­
gung zu mehr als 25% am Grund­
oder Stammkapital), die bei Grün­
dung oder einer Kapitalerhöhung 
erworben worden sind, oder 
Gesellschafterdarlehen von wesent­
lich Beteiligten, wenn die Darlehen 
bei Gründung oder einer erheblichen 
Erweiterung des Unternehmens hin­
gegeben worden sind. 

c) Bei Personengesellschaften, bei denen die 
Gesellschafter als Mitunternehmer anzu­
sehen sind, liegen wesentliche Beteiligun­
gen gemäß lit. b vor, die bei Gründung 
oder einer erheblichen Erweiterung des 
Unternehmens erworben worden sind. 

Eine erhebliche Erweiterung liegt vor, wenn 
das Grund- oder Stammkapital bzw. das 
Gesellschaftsvermögen im Jahre des Erwer­
bes der Beteiligung bzw. der Darlehenshin­
gabe um mindestens 50% erhöht wird. Das 
Vorliegen der Voraussetzungen für eine sol­
che Abschreibung hat der Steuerpflichtige 
durch geeignete Unterlagen nachzuweisen 
bzw. glaubhaft zu machen. 

8., a) Bei Eröffnung eines Betriebes sind die 
Wirtschaftsgüter mit den Anschaffungs­
oder Herstellungskosten anzusetzen. 
Einlagen sind gemäß Z 5 zu bewerten. 

b) Bei entgeltlichem Erwerb eines Betriebes 
sind die Wirtschaftsgüter mit den 
Anschaffungskosten anzusetzen. 

9. a) Wird ein Betrieb, ein Teilbetrieb oder der 
Anteil eines Gesellschafters, der als 
Unternehmer (Mitunternehmer) eines 
Betriebes anzusehen ist, unentgeltlich 

übernommen, so hat der Rechtsnachfol­
ger die Buchwerte des bisherigen 
Betriebsinhabers (Anteilsinhabers) zu 
übernehmen (Buchwertfortführung). 

b) Werden aus betrieblichem Anlaß ein­
zelne Wirtschaftsgüter unentgeltlich in 
das Betriebsvermögen eines anderen 
Steuerpflichtigen übertragen, so gilt für 
den Empfänger als Anschaffungskosten 
der Betrag, den er für das einzelne Wirt­
schaftsgut im Zeitpunkt des Empfanges 
hätte aufwenden milssen (fiktive 
Anschaffungskosten). Liegt ein betriebli­
cher Anlaß nicht vor, dann gilt dies als 
Einlage (Z 5). 

10. Bei Wirtschaftsgütern, die unter Verwen­
dung von entsprechend gewidmeten steuer­
freien Subventionen aus öffentlichen Mitteln 
(§ 3 Abs. 1 Z 3, § 3 Abs. 1 Z 5 lit d und e, § 3 
Abs. 1 Z 6) angeschafft oder hergestellt wur­
den, gelten als Anschaffungs- oder Herstel­
lungskosten nur die vom Empfänger der 
Zuwendungen aus anderen Mitteln geleiste­
ten Aufwendungen. 

11. Soweit die Vorsteuer abgezogen werden 
kann (§ 12 Abs. 1 des Umsatzsteuergesetzes 
1972), gehört sie nicht zu den Anschaffungs­
oder Herstellungskosten des Wirtschaftsgu­
tes, auf dessen Anschaffung oder Herstel­
lung sie entfällt, und ist als Forderung auszu­
weisen. Soweit die Vorsteuer nicht abgezo­
gen werden kann, gehört sie zu den 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten. 

12. Wird die Vorsteuer berichtigt, so sind auch 
die Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
zu berichtigen. Dies gilt nicht, wenn die 
Vors teuer nach § 12 Abs. 10 und 11 des 
Umsatzsteuergesetzes 1972 berichtigt wird; 
in diesem Fall sind die Mehrbeträge· als 
Betriebseinnahmen und die Minderbeträge 
als Betriebsausgaben zu behandeln. 

13. Werden nach Maßgabe der handelsrechtli­
chen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch­
führung im handelsrechtlichen Jahresab­
schluß eines späteren Wirtschaftsjahres Inve­
stitionsfreibeträge (§ 10), Rücklagen nach 
§ 11, die Übertragung stiller Reserven oder 
Übertragungsrücklagen (§ 12) ganz oder 
teilweise rückgängig gemacht oder werden 
Anlagegüter einschließlich geringwertiger 
Wirtschaftsgüter (§ 13) oder gemäß Z 2 lit. c 
abgeschriebene Auslandsforderungen aufge~ 
wertet (Zuschreibung), so sind diese 
Zuschreibungen auch für den steuerlichen 
Wertansatz maßgebend und erhöhen den 
steuerlichen Gewinn dieses Jahres. Der 
Zuschlag gemäß § 12 Abs.8 ist anteilig zu 
berechnen. 

14. Beim Tausch von Wirtschaftsgütern liegt 
jeweils eine Anschaffung und eine Veräuße­
rung vor. Als Veräußertingspreis des hinge-
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gebenen Wirtschaftsgutes und als Anschaf­
fungskosten des erworbenen Wirtschaftsgu­
tes ist jeweils der gemeine Wert des hingege­
benen Wirtschaftsgutes anzusetzen. Beim 
Austausch von Gesellschaftsanteilen oder 
Genossenschaftsanteilen ist kein Tausch 
anzunehmen, wenn der Austausch auf 
Grund einer Verschmelzung erfolgt, die zu 
keiner Liquidationsbesteuerung führt. Die 
Einlage von Wirtschaftsgütern in eine Kör­
perschaft (§ 1 des Körperschaftsteuergeset­
zes 1988) gilt als Tausch. 

15. Bei einer Kapitalerhöhung aus Gesellschafts­
mitteln (§ 3 Abs. 1 Z 29) sind für die Anteils­
rechte und Freianteile jene Beträge anzuset­
zen, die sich bei Verteilung des bisherigen 
Buchwertes entsprechend dem Verhältnis 
der Nennwerte der Anteilsrechte und Freian­
teile ergeben. . 

Absetzung für Abnutzung 

§ 7. (1) Bei Wirtschaftsgütern, deren Verwen­
dung oder Nutzung durch den Steuerpflichtigen 
zur Erzielung von Einkünften sich erfahrungsge­
mäß auf einen Zeitraum von mehr als einem Jahr 
erstreckt (abnutzbares Anlagevermögen), sind die 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten gleichmä­
ßig verteilt auf die betriebsgewöhnliche Nutzungs­
dauer abzusetzen (Absetzung für Abnutzung). Die 
betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer bemißt sich 
nach der Gesamtdauer der Verwendung oder Nut­
zung. 

(2) Wird das Wirtschaftsgut im Wirtschaftsjahr 
mehr als sechs Monate genutzt, dann ist der 
gesamte auf ein Jahr entfallende Betrag abzusetzen, 
sonst die Hälfte dieses Betrages. 

(3) Steuerpflichtige, die den Gewinn gemäß § 4 
Abs. 3 ermitteln, müssen ein Verzeichnis (Anlage­
kartei) der im Betrieb verwendeten Wirtschaftsgü­
ter des abnutzbaren Anlagevermögens führen. Das 
Verzeichnis hat unter genauer Bezeichnung jedes 
einzelnen Anlagegutes zu enthalten: 

Anschaffungstag, 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten, 
Name und Anschrift des Lieferanten, 
voraussichtliche Nutzungsdauer, 
Betrag der jährlichen Absetzung für Abnut­
zung und 
den noch absetzbaren Betrag (Restbuchwert). 

Sonderformen der Absetzung für Abnutzung 

§ 8. (1) Von den Anschaffungs- oder Herstel­
lungskosten der Gebäude beträgt die Absetzung für 
Abnutzung ohne Nachweis der Nutzungsdauer 

bis zu 4%, soweit diese unmittelbar der 
Betriebsausübung eines Land- und Forstwir­
tes oder Gewerbetreibenden dienen und bis 
zu 2,5% oder 2%, soweit diese den in der 
Folge genannten Zwecken dienen; dient ein 

Gebäude zu mindestens 80% unmittelbar der 
Betriebsausübung, dann beträgt die Abset­
zung für Abnutzung für das ganze Gebäude 
bis zu 4% der Anschaffungs- oder Herstel­
lungskosten 
bis zu 2,5%, soweit diese unmittelbar dem 
Betrieb des Bank- und Versicherungswesens 
sowie unmittelbar dem Betrieb ähnlicher 
Dienstleistungen (zB der Kreditvermittlung) 
dienen; dient ein solches Gebäude zu minde­
stens 80% dem Kundenverkehr, dann beträgt 
die Absetzung für Abnutzung für das ganze 
Gebäude bis zu 4% der Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten 
bis zu 2%, soweit diese anderen betrieblichen 
Zwecken dienen. 

(2) Anscha:ffungs- oder Herstellungskosten, die 
zur Assanierung von Betriebsgebäuden aufgewen­
det werden, können statt mit den Sätzen des Abs. 1 
gleichmäßig auf zehn Jahre verteilt abgeschrieben 
werden, wenn die Assanierung auf Grund des· 
Stadterneuerungsgesetzes erfolgt. Diese Abschrei­
bung ist auch für Anschaffungs- oder Herstellungs­
kosten zulässig, die für denkmalgeschützte 
Betriebsgebäude im Interesse der Denkmalpflege 
aufgewendet werden. Daß die Aufwendungen im 
Interesse der Denkmalpflege liegen, muß vom Bun­
desdenkmalamt bescheinigt sein. Die Anschaffung 
des Gebäudes gilt nicht als Maßnahme zur Assanie­
rung oder im Interesse der Denkmalpflege. Die 
Abschreibung auf zehn Jahre ist ausgeschlossen, 

wenn für die Anschaffungs- oder Herstel­
lungskosten ein Investitionsfreibetrag oder 
soweit für die Anschaffungs- oder Herstel­
lungskosten Förderungen aus öffentlichen 
Mitteln 

in Anspruch genommen werden. 

(3) Die Anschaffungskosten eines Firmenwertes 
bei land- und forstwirtschaftlichen Betrieben und 
bei Gewerbebetrieben sind gleichmäßig verteilt auf 
fünfzehn Jahre abzusetzen. 

(4) Absetzungen für außergewöhnliche techni­
sche oder wirtschaftliche Abnutzung sind zulässig. 

(5) Bei Bergbauunternehmen, Steinbrüchen und 
anderen Betrieben, die einen Verbrauch der Sub­
stanz mit sich bringen, sind Absetzungen für Sub­
stanzverringerung vorzunehmen. 

Investitionsrücklage (steuerfreier Betrag) 

§ 9. (1) Steuerfreie Rücklagen (im Falle der 
Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 steuerfreie 
Beträge) können im Ausmaß bis zu 10% des Gewin-
nes 

vor Abzug der Gewerbesteuer und eines 
gewinnmindernd in Anspruch genommenen 
Investitionsfreibetrages und 
nach Abzug aller anderen Betriebsausgaben 

gebildet werden. Der so errechnete Betrag ist um 
einen gewinnmindernd in Anspruch genommenen 

5 
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Investitionsfreibetrag zu vermindern. Die Rückla­
gen sind in der Bilanz nach Wirtschaftsjahren auf­
zugliedern und gesondert auszuweisen. 

(2) Die Rücklage ist gegen jenen Betrag aufzulö­
sen, der als Investitionsfreibetrag (§ 10) gewinnmin­
dernd in Anspruch genommen werden könnte 
(bestimmungsgemäße Verwendung). Rücklagen 
(Rücklagenteile), die nicht bestimmungsgemäß ver­
wendet wurden, sind im vierten Wirtschaftsjahr 
nach der Bildung der Rücklage gewinnerhöhend 
aufzulösen. Die Rücklage kann auch freiwillig vor­
her gewinnerhöhend aufgelöst werden. Der 
gewinnerhöhend aufgelöste Betrag erhöht sich um 
je 5% für jedes Wirtschaftsjahr ab der Bildung 
(Zuschlag). Der Zuschlag entfällt bei der gewinner­
höhenden Auflösung an läßlich der Betriebsaufgabe, 
der entgeltlichen Übertragung eines Betriebes, Teil­
betriebes oder Mitunternehmeranteiles sowie 
anläßlich der Einbringung in eine Körperschaft. 

(3) Wird der Gewinn gemäß § 4 Abs. 3 ermittelt, 
so sind für die Bildung, Verwendung und Auflö­
sung der steuerfreien Beträge die Abs. 1 und 2 
anzuwenden. Die Begünstigung steht nur zu, wenn 
die steuerfrei gelassenen Beträge in einer mit der 
Erklärung über den Gewinn des betreffenden Wirt­
schaftsjahres dem Finanzamt vorgelegten Aufzeich­
nung ausgewiesen werden. Aus dieser Aufzeich­
nung muß die Höhe der steuerfrei belassenen 
Beträge und ihre Verwendung klar ersichtlich sein. 
Wurde dieses Verzeichnis nicht mit der Steuerer­
klärung dem Finanzamt vorgelegt, geht aber aus 
der Erklärung oder den ihr angeschlossenen Beila­
gen hervor, daß der Steuerpflichtige einen steuer­
freien Betrag bildet, so hat das Finanzamt dem 
Steuerpflichtigen eine Nachfrist von zwei Wochen 
zur Vorlage des Verzeichnisses zu setzen. 

Investitionsfreibetrag 

§ 10. (1) Bei der Anschaffung oder Herstellung 
von abnutzbaren Anlagegütern kann der Steuer­
pflichtige einen Investitionsfreibetrag von höch­
stens 20% der Anschaffungs- oder Herstellungsko­
sten gewinnmindernd geltend machen. Die Abset­
zung für Abnutzung (§§ 7 und 8) wird dadurch 
nicht berührt. Bilanzierende Steuerpflichtige müs­
sen die Investitionsfreibeträge eines jeden Wirt­
schaftsjahres in einer Summe gesondert bezeichnet 
ausweisen. Mit Ablauf des vierten allf das Jahr der 
Anschaffung oder Herstellung folgenden Wirt­
schaftsjahres sind die Investitionsfreibeträge auf 
Kapitalkonto oder auf eine als versteuert geltende 
Rücklage steuerfrei zu übertragen. 

(2) Der Investitionsfreibetrag kann nur für Wirt-
schaftsgüter geltend gemacht werden, die 

eine betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer von 
mindestens vier Jahren haben und 
in einer inländischen Betriebsstätte verwendet 
werden, die der Erzielung von Einkünften im 

Sinne von § 2 Abs. 3 Z 1 bis 3 dient. Dabei 
gelten Wirtschaftsgüter, die auf Grund einer 
entgeltlichen Überlassung überwiegend im 
Ausland eingesetzt werden, nicht als in einer 
inländischen Betriebsstätte verwendet. 

(3) Für Gebäude darf der Investitionsfreibetrag 
nur insoweit geltend. gemacht werden, als sie 
unmittelbar dem Betriebszweck dienen oder für 
Wohnzwecke betriebszugehöriger Arbeitnehmer 
bestimmt sind. Für Gebäude, die zur entgeltlichen 
Überlassung an Dritte (ausgenommen betriebszu­
gehörige Arbeitnehmer) bestimmt sind, steht ein 
Investitionsfreibetrag nur zu, wenn der ausschließli­
che Betriebsgegenstand die gewerbliche Vermie­
tung von Wirtschaftsgütern ist. 

(4) Für Kraftfahrzeuge, zB Lastkraftwagen oder 
Omnibusse, beträgt der Investitionsfreibetrag höch­
stens 10%. Für Personenkraftwagen, Kombina­
tionskraftwagen und Krafträder kann ein Investi­
tionsfreibetrag grundsätzlich nicht geltend gemacht 
werden. Der Investitionsfreibetrag von höchstens 
10% steht jedoch zu für 

Fahrschulkraftfahrzeuge und 
Kraftfahrzeuge, die zu mindestens 80% dem 
Zweck der gewerblichen Personenbeförde­
rung oder der gewerblichen Vermietung die­
nen. 

Diese Einschränkungen gelten auch für Rechte auf 
entgeltliche Überlassung von solchen Fahrzeugen. 

(5) In folgenden Fällen darf ein Investitionsfrei­
betrag weder gewinnmindernd noch durch bestim­
mungsgemäße Verwendung einer Investitionsrück­
lage (eines steuerfreien Betrages) geltend gemacht 
werden: 

Für Luftfahrzeuge, die der Personenbeförde­
rung dienen, ausgenommen Luftfahrzeuge 
der Luftverkehrsunternehmen (§ 101 des 
Luftfahrtgesetzes, BGBI. Nr. 253/1957) und 
der Zivilluftfahrerschulen. 
Für geringwertige Wirtschaftsgüter, die 
gemäß § 13 abgesetzt werden. 
Bei Erwerb eines Betriebes, eines Teilbetrie­
bes oder eines Anteiles eines Gesellschafters, 
der als Unternehmer (Mitunternehmer) 
anzusehen ist. 
Für gebrauchte Wirtschaftsgüter, die unmit­
telbar oder mittelbar zur entgeltlichen Über­
lassung an den Veräußerer (sale and lease 
back) oder zur Rückveräußerung an den 
Veräußerer (sale and sale back) bestimmt 

. sind. 
Für gebrauchte Wirtschaftsgüter, die von 
einem Konzernunternehmen innerhalb eines 
Konzerns im Sinne des § 15 des Aktiengeset­
zes 1965 erworben werden. 

(6) Soweit eine Investitionsrücklage (ein steuer­
freier Betrag) bestimmungsgemäß zu verwenden 
ist, kann ein Investitionsfreibetrag nicht gewinn­
mindernd geltend gemacht werden. 
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(7) Der Investitionsfreibetrag kann nur im Jahr 
der Anschaffung oder Herstellung geltend gemacht 
werden. Erstreckt sich die An~chaffung oder Her­
stellung von Anlagegütern über einen Bilanz­
stichtag hinaus, so kann der Investitionsfreibetrag 
bereits von den in der jeweiligen Bilanz zu aktivie­
renden Teilbeträgen der Anschaffungs- oder Her­
stellungskosten, die auf das einzelne Jahr entfallen, 
geltend gemacht werden. Ändern sich nachträglich 
die Anschaffungs- oder Herstellungskosten, dann 
ist der Investitionsfreibetrag im Jahr der Änderung 
entsprechend anzupassen (zu erhöhen oder zu ver­
mindern). 

(8) Entsteht oder erhöht sich durch gewinnmin­
dernd geltend gemachte Investitionsfreibeträge ein 
Verlust, so ist der Verlust insoweit weder aus­
gleichs- noch gemäß § 18 Abs. 6 und 7 vortragsfä­
hig. Ein solcher Verlust ist mit späteren Gewinnen 
(Gewinnanteilen) aus diesem Betrieb frühestmög­
lich zu verrechnen. 

(9) Der Investitionsfreibetrag ist gewinnerhö­
hend aufzulösen, wenn Wirtschaftsgüter, für die er 
gewinnmindernd oder durch bestimmungsgemäße 
Verwendung einer Investitionsrücklage geltend 
gemacht worden ist, vor Ablauf der Frist von vier 
Wirtschaftsjahren (Abs. 7) 

aus dem Betriebsvermögen ausscheiden oder 
- in eine ausländische Betriebsstätte verbracht 

werden. 
Die gewinnerhöhende Auflösung hat im Jahr des 
Ausscheidens oder der Verbringung zu erfolgen. 
Im Falle des Ausscheidens eines Wirtschaftsgutes 
infolge höherer Gewalt oder behördlichen Eingriffs 
unterbleibt die gewinnerhöhende . Auflösung des 
Investitionsfreibetrages. 

(10) Wird der Gewinn gemäß § 4 Abs. 3 ermit­
telt, darf ein Investitionsfreibetrag nur für jene 
Wirtschaftsgüter in Anspruch genommen werden, 
die in einem besonderen Verzeichnis ausgewiesen 
werden. Dieses Verzeichnis hat folgendes zu ent­
halten: 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten, 
Anschaffungs- oder Herstellungstag, 
Name und Anschrift des Lieferanten, 
den geltend gemachten Investitionsfreibetrag. 

Wird dieses Verzeichnis nicht mit der Steuererklä­
rung vorgelegt, so gilt für die zu setzende Nachfrist 
§ 9 Abs. 3 letzter Satz. 

Mietzinsrucklage und steuerfreier Betrag 

§ 11. (1) Bei der Vermietung eines Grundstückes 
(Gebäudes) können unter folgenden Bedingungen 
von buchführenden Steuerpflichtigen steuerfreie 
Rücklagen gebildet werden: 

1. Die nach mietrechtlichen Vorschriften ver­
rechnungspflichtigen Einnahmen sowie die 
zur Deckung von Aufwendungen nach § 10 
des Mietrechtsgesetzes vereinnahmten 
Beträge übersteigen die mit diesem Grund-

stück (Gebäude) in wirtschaftlichem Zusam­
menhang stehenden Betriebsausgaben. Dabei 
sind die Betriebskosten und die laufenden 
öffentlichen Abgaben für das Grundstück 
(Gebäude) sowohl bei den Betriebseinnahmen 
als auch bei den Betriebsausgaben außer 
Ansatz zu lassen. Dieser übersteigende Betrag 
kann einer steuerfreien Rücklage zugeführt 
werden. 

2. Die Rücklage wird in der Bilanz (im Jahresab­
schluß) gesondert ausgewiesen und in einer 
Beilage zur Steuererklärung nach Wirtschafts­
jahren aufgegliedert. 

3. Falls in einem der folgenden neun Jahre ein 
Verlust entsteht (höhere Betriebsausgaben als 
Betriebseinnahmen im Sinne der Z 1), so ist 
der Verlust mit den für die V orj ahre gebilde­
ten Rücklagen, beginnend mit der ältesten, zu 
verrechnen. 

4. Rücklagen (Rücklagenteile), die nicht bis zum 
Ende der 9-Jahres-Frist der Z 3 zu verrechnen 
waren, sind zu diesem Zeitpunkt gewinnerhö­
hend aufzulösen. 

(2) Bei Gewinnermittlung gemäß § 4 Abs. 3 kann 
entsprechend den Vorschriften des Abs. 1 ein .steu­
erfreier "Betrag gebildet werden. Dieser steuerfreie 
Betrag ist in einem mit der Steuererklärung dem 
Finanzamt vorgelegten besonderen Verzeichnis 
auszuweisen. Aus diesem Verzeichnis muß die 
Höhe sämtlicher Beträge, ihre Berechnung und ihre 
Verwendung klar ersichtlich sein. Wird dieses Ver­
zeichnis nicht mit der Steuererklärung vorgelegt, so 
gilt für die zu setzende Nachfrist § 9 Abs. 3 letzter 
Satz. 

Übertragung stiller Reserven, Übertragungsruck­
lage und steuerfreier Betrag 

§ 12. (1) Wird Anlagevermögen veräußert, so 
können die dabei aufgedeckten stillen Reserven 
von den Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
oder den Teilbeträgen der Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten im Sinne des § 10 Abs. 7 zwei­
ter Satz des im Wirtschaftsjahr der Veräußerung 
angeschafften 9der hergestellten Anlagevermögens 
abgesetzt werden. Stille Reserven sind die Unter­
schiedsbeträge zwischen den Veräußerungserlösen 
und den Buchwerten der veräußerten Wirtschafts­
güter. 

(2) Eine Übertragung ist nur zulässig, wenn 
1. das veräußerte Wirtschafts gut im Zeitpunkt 

der Veräußerung mindestens sieben Jahre 
zum Anlagevermögen dieses Betriebes gehört 
hat und 

2. das Wirtschaftsgut, auf das stille Reserven 
übertragen werden sollen, in einer inländi­
schen Betriebsstätte verwendet wird; § 10 
Abs. 2 letzter Satz ist anzuwenden. 

Die in Z 1 genannte Frist beträgt 15 Jahre für 
Grundstücke oder Gebäude, auf die stille Reserven 
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übertragen wurden, und für Gebäude, die nach § 8 
Abs. 2 abgeschrieben wurden. 

(3) Eine Übertragung auf körperliche Wirt­
schaftsgüter ist nur zulässig, wenn auch die stillen 
Reserven aus der Veräußerung körperlicher Wirt­
schaftsgüter stammen. Eine Übertragung auf 
unkörperliche Wirtschaftsgüter ist nur zulässig, 
wenn auch die stillen Reserven aus der Veräuße­
rung unkörperlicher Wirtschaftsgüter stammen. Bei 
Beteiligungen ist eine Übertragung nur auf solche 
an Kapitalgesellschaften, Erwerbs- und Wirt­
schaftsgenossenschaften oder auf eine solche als 
stiller Gesellschafter und überdies nur zulässig, 
wenn die Geschäftsleitung oder der Sitz im Inland 
liegen. Eine Übertragung auf Grund und Boden ist 
nur bei Gewinnermittlung nach § 5 zulässig. 

(4) Die Abs. 1 bis 3 gelten auch, wenn Anlagever­
mögen infolge höherer Gewalt, durch behördlichen 
Eingriff oder zur Vermeidung eines solchen nach­
weisbar unmittelbar drohenden Eingriffes aus dem 
Betriebsvermögen ausscheidet. Die Fristen des 
Abs.2 gelten jedoch nicht. 

(5) Als Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
gelten sodann die um die übertragenen stillen 
Reserven gekürzten Beträge. 

(6) Die Hälfte der Einkünfte aus Waldnutzun­
gen infolge höherer Gewalt (insbesondere Eis-, 
Schnee-, Windbruch, Insektenfraß, Hochwasser 
oder Brand) kann gemäß Abs. 1 bis 5 verwendet 
werden. 

(7) Stille Reserven können im Jahr der Aufdek­
kung einer steuerfreien Rücklage zugeführt wer­
den, soweit _ eine Übertragung im selben Wirt­
schaftsjahr nicht erfolgt. Diese Rücklage ist geson­
dert auszuweisen. Bei Gewinnermittlung nach § 4 
Abs. 3 kann ein. Betrag in dieser Höhe steuerfrei 
belassen werden. Dieser Betrag ist in einem Ver­
zeichnis auszuweisen, aus dem seine Verwendung 
ersichtlich ist. Wird dieses Verzeichnis nicht mit 
der Steuererklärung vorgelegt, gilt für die Setzung 
einer Nachfrist § 9 Abs. 3 letzter Satz. 

(8) Die Rücklage (der steuerfreie Betrag) kann in 
den folgenden drei Wirtschaftsjahren nach den vor­
stehenden Bestimmungen auf' die Anschaffungs­
oder Herstellungskosten oder die Teilbeträge der 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten im Sinne 
des § 10 Abs. 7 zweiter Satz von Anlagevermögen 
übertragen werden. Auf welche Wirtschaftsgüter 
die Rücklagen (steuerfreien Beträge) übertragen 
werden können, richtet· sich .danach, bei welchen 
Wirtschaftsgütern die stillen Reserven. aufgedeckt 
wurden (Abs.3). Rücklagen (steuerfreie Beträge) 
oder Teile der Rücklagen oder steuerfreien 
Beträge, die nicht bis zum Ablauf des der Bildung 
folgenden dritten Wirtschaftsjahres übertragen 
wurden, sind im dritten Wirtschaftsjahr nach Bil­
dung der Rücklage gewinnerhöhend aufzulösen. 
Der gewinnerhöhend aufzulösende Betrag erhöht 

sich um einen Zuschlag von 15%. Der Zuschlag 
entfällt bei der gewinnerhöhenden Auflösung 
anläßlich der Betriebsaufgabe, der entgeltlichen 
Übertragung eines Betriebes, Teilbetriebes oder 
Mitunternehrrieranteiles sowie anläßlich der Ein­
bringung in eine Körperschaft. 

Geringwertige Wirtschafts güter 

§ 13. Die Anschaffungs- oder Herstellungsko­
sten von abnutzbaren Anlagegütern können als 
Betriebsausgaben abgesetzt werden, wenn diese 
Kosten für das einzelne Anlagegut 5 000 S nicht 
übersteigen (geringwertige Wirtschaftsgüter). Bei 
Gewinnermittlung gemäß § 4 Abs. 3 kann dieser 
Betrag im Jahr der Verausgabung voll abgesetzt 
werden. Wirtschaftsgüter, die aus Teilen bestehen, 
sind als Einheit aufzufassen, wenn sie nach ihrem 
wirtschaftlichen Zweck oder nach der Verkehrsauf­
fassung eine Einheit bilden. 

Vorsorge für Abfertigungen und Pensionen 

§ 14. (1) Eine Abfertigungsrückstellung kann im 
Ausmaß bis zu 50% der am Bilanzstichtag bestehen­
den fiktiven Abfertigungsansprüche gebildet wer­
den. Fiktive Abfertigungsansprüche sind jene, die 
bei Auflösung des Dienstverhältnisses bezahlt wer­
den müßten 

1. ,an Arbeitnehmer als Abfertigung auf Grund 
- gesetzlicher Anordnung oder 
- eines Kollektivvertrages, 
wobei in bei den Fällen Beschäftigungszeiten 
(Vordienstzeiten) angerechnet werden kön­
nen, 

2. an andere Personen auf Grund gesetzlicher 
Anordnung. 

(2) Die Rückstellung ist in der Bilanz gesondert 
auszuweisen. 

(3) Bei erstmaliger Bildung der Rückstellung hat 
der Steuerpflichtige das prozentuelle Ausmaß der 
Rückstellung festzulegen. Dieses Ausmaß ist gleich­
mäßig auf fünfaufeinanderfolgende Wirtschafts­
jahre verteilt zu erreichen. Eine Änderung des Aus­
maßes ist unzulässig. 

(4) Gehen im Falle des Unternehmerwechsels 
Abfertigungsverpflichtungen auf den Rechtsnach­
folger über, so ist die Rückstellung beim Rechtsvor­
gänger insoweit nicht gewinnerhöhend aufzulösen, 
sondern vom Rechtsnachfolger weiterzuführen. 

(5) Am Schluß jedes Wirtschaftsjahres müssen 
auf· Inhaber lautende Teilschuldverschreibungen 
inländischer Schuldner im Nennbetrag von minde­
stens 50% des am Schluß des vorangegangenen 
Wirtschafts jahres in der Bilanz ausgewiesenen 
Rückstellungsbetrages im Betriebsvermögen vor­
handen sein (Wertpapierdeckung). Beträgt die 
Wertpapierdeckung im Wirtschaftsjahr auch nur 
vorübergehend weniger als 50% der maßgebenden 
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Rückstellung, ist der Gewinn um 60% der Wertpa­
pierunterdeckung zu erhöhen. Dies gilt aber nicht 
für jenen Teil des Rückstellungsbetrages, der 
infolge Absinkens der fiktiven Abfertigungsansprü­
che am Schluß des Wirtschaftsjahres nicht mehr 
ausgewiesen ist. Die Gewinnerhöhung entfällt 
überdies, soweit die Wertpapiere getilgt und inner­
halb von zwei Monaten nach Einlösung ersetzt 
werden. Die Fortführung der Rückstellung selbst 
wird durch die Gewinnerhöhung nicht berührt. 
Den Teilschuldverschreibungen sind Pfandbriefe 
und Kommunalschuldverschreibungen inländischer 
Schuldner oder Forderungen aus Schuldscheindar­
lehen an die Republik Österreich gleichgestellt. 

(6) Steuerpflichtige, die ihren Gewinn gemäß § 4 
Abs. 3 ermitteln, können in der Steuererklärung 
beantragen, daß für die am Schluß des Wirtschafts­
jahres bestehenden fiktiven Abfertigungsansprüche 
ein Betrag steuerfrei belassen wird. Die Bestimmun -
gen der Abs. 1 und 3 bis 5 sind anzuwenden. Die' 
Begünstigung darf nur in Anspruch genommen 
werden, wenn die steuerfrei belassenen Beträge in 
einer mit der Erklärung über den Gewinn des 
betreffenden Wirtschaftsjahres dem Finanzamt vor­
gelegten, laufend geführten Aufzeichnung ausge­
wiesen sind. Aus dieser Aufzeichnung muß die 
Berechnung der steuerfrei belassenen Beträge sowie 
die genaue Bezeichnung der Wertpapiere unter 
Angabe des jeweiligen Anschaffungstages klar 
ersichtlich sein. Wird diese Aufzeichnung nicht vor­
gelegt, gilt für die Setzung einer Nachfrist § 9 
Abs. 3 letzter Satz. 

(7) Steuerpflichtige, die ihren Gewinn gemäß § 4 
Abs. 1 oder § 5 ermitteln, können für schriftliche, 
rechtsverbindliche und unwiderrufliche Pensions­
zusagen Pensionsrückstellungen bilden. Für die Bil­
dung gilt folgendes: 

1. Die Pensionsrückstellung ist' nach den aner­
kannten Regeln der Versicherungsmathema­
tik zu bilden. 

2. Die Pe-nsionsrückstellung ist erstmals im Wirt­
schaftsjahr der Pensionszusage zu bilden, 
wobei Veränderungen der Pensionszusage 
wie neue Zusagen zu behandeln sind. Als 
neue Zusagen gelten auch Änderungen der 
Pensionsbemessungsgrundlage und Indexan­
passungen von Pensionszusagen. 

3. Der Rückstellung ist im jeweiligen Wirt­
schaftsjahr soviel zuzuführen, als bei Vertei­
lung des Gesamtaufwandes auf die Zeit zwi­
schen Pensionszusage und dem vorgesehenen 
Zeitpunkt der Beendigung der aktiven 
Arbeits- oder Werkleistung auf das einzelne 
Wirtschaftsjahr entfällt. 

4. Soweit durch ordnungsmäßige Zuweisungen 
an die Pensionsrückstellung das zulässige 
Ausmaß der Rückstellung nicht erreicht wird, 
ist in dem Wirtschaftsjahr, in dem der Pen­
sionsfall eintritt, eine erhÖhte Zuweisung vor­
zunehmen. 

5. Die zugesagte Pension darf 80% des letzten 
laufenden Aktivbezugs nicht übersteigen. Auf 
diese Obergrenze sind zugesagte Leistungen 
aus Pensionskassen anzurechnen, soweit die 
Leistungen nicht vom Leistungsberechtigten 
getragen werden. 

6. Der Bildung der Pensionsrückstellung ist ein 
Rechnungszinsfuß von 6 % zugrunde zu 
legen. 

7. Die Pensionsrückstellung ist durch Wertpa­
piere zu decken. Für diese Wertpapierdek­
kung gilt Abs. 5. 

(8) Abs. 7 gilt auch für Rückstellungen, die für 
Zusagen von Kostenersätzen für Pensionsverpflich­
tungen eines Dritten 'gebildet werden. 

(9) Wird eine Pension zugesagt, für die von 
einem früheren Arbeitgeber (Vertragspartner) des 
Leistungsberechtigten V c;rgütungen gewährt wer­
den, ist bei der Bildung der Pensionsrückstellung 
von der Höhe dieser Vergütungen, höchstens 
jedoch von dem nach Abs. 7 ermittelten Ausmaß 
auszugehen. 

(10) Abs. 7 Z 5 und 6 gilt insoweit nicht, als dem 
Arbeitgeber die Aufgaben der gesetzlichen Pen­
sionsversicherung übertragen sind. 

(11) Abs.5 und Abs.7 Z 7 sind auf Betriebe 
gewerblicher Art von Körperschaften öffentlichen 
Rechts (§ 2 des Körperschaftsteuergesetzes 1988) 
nicht anzuwenden. 

4. ABSCHNITT 

Überschuß der Einnahmen über die Werbungs­
kosten 

Einnahmen 

§ 15. (1) Einnahmen liegen vor, wenn dem Steu­
erpflichtigen Geld oder geldwerte Vorteile im Rah­
men der Einkunftsarten des § 2 Abs. 3 Z 4 bis 7 
zufließen. Die Veräußerung von Wirtschaftsgütern 
führt nur dann zu Einnahmen, wenn dies ausdrück­
lich angeordnet ist. Hinsichtlich der durchlaufen­
den Posten ist § 4 Abs. 3 anzuwenden. 

(2) Geldwerte Vorteile (Wohnung, Heizung, 
Beleuchtung, Kleidung, Kost, Waren, Überlassung 
von Kraftfahrzeugen zur Privatnutiungund son­
stige Sachbezüge) sind mit den üblichen Mittelprei-

. sen des Verbrauchsortes anzusetzen. 

Werbungskosten 

§ 16. (1) Werbungskosten sind die Aufwendun­
gen oder Ausgaben zur Erwerbung, Sicherung oder 
Erhaltung der Einnahmen. Aufwendungen und 
Ausgaben für den Erwerb oder Wertminderungen 
von Wirtschaftsgütern sind nur insoweit als Wer­
bungskosten abzugsfähig, als dies im folgenden 
ausdrücklich zugelassen ist. Hinsichtlich der durch­
laufenden Posten ist § 4 Abs. 3 anzuwenden. Wer-
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bungskosten sind bei der Einkunftsart abzuziehen, 
bei der sie erwachsen sind. Werbungskosten sind 
auch: 

1. Schuldzinsen und auf besonderen V erpflich­
tungsgründen beruhende Renten und dau­
ernde Lasten, soweit sie mit einer Einkunfts­
art in wirtschaftlichem Zusammenhang ste­
hen. Abzuziehen sind auch Renten und dau­
ernde Lasten zum Erwerb einer Einkunfts­
quelle, soweit sie den auf den Zeitpunkt der 
Übertragung kapitalisierten Wert der Renten­
verpflichtung (§ 16 Abs.2 und 4 des Bewer­
tungsgesetzes 1955) übersteigen. 

2. Abgaben und Versicherungsbeiträge, soweit 
sie sich auf Wirtschaftsgüter beziehen, die 
dem Steuerpflichtigen zur Einnahmenerzie­
lung dienen. 

3. a) Pflichtbeiträge zu gesetzlichen Interessen­
vertretungen auf öffentlich-rechtlicher 
Grundlage sowie Betriebsratsumlagen. 

b) Beiträge für die freiwillige Mitgliedschaft 
bei Berufsverbänden und Interessenvertre­
tungen. Die Beiträge sind nur unter fol­
genden Voraussetzungen abzugsfähig: 

Die Berufsverbände und Interessenver­
tretungen müssen sich nach ihrer Sat­
zung und tatsächlichen Geschäftsfüh­
rung ausschließlich oder überwiegend 
mit der Wahrnehmung der beruflichen 
Interessen ihrer Mitglieder befassen. 
Die Beiträge können nur in angemes­
sener, statutenmäßig festgesetzter 
Höhe abgezogen werden. 

4. a) Beiträge des Versicherten zur Pflichtversi­
cherung in der gesetzlichen Sozialversi­
cherung. 

b) Beiträge zu den zusätzlichen Pensionsver­
sicherungen, die vom Pensionsinstitut der 
Linzer Elektrizitäts-, Fernwärme- und 
Verkehrsbetriebe AG und nach der Bun­
desforste-Dienstordnung durchgeführt 
werden. 

c) Pensions(Provisions)pflichtbeiträge der 
Bediensteten der Gebietskörperschaften 
und Pflichtbeiträge der Bediensteten 
öffentlich-rechtlicher Körperschaften zu 
Versorgungs einrichtungen, soweit auf 
Grund öffentlich-rechtlicher Vorschriften 
eine Verpflichtung zur Teilnahme an einer 
solchen Versorgungseinrichtung besteht. 

d) Beiträge auf Grund gesetzlicher Ver­
pflichtungen der von § 25 Abs. 1 Z 4 und 
§ 29 Z 4 erlaßten Personen. 

e) Pflichtbeiträge zu Versorgungs- und 
Unterstützungseinrichtungen der Kam­
mern der selbständig Erwerbstätigen, 
soweit diese Einrichtungen der Kranken-, 
Alters-, Invaliditäts- und Hinterbliebenen­
versorgung dienen. 

f) Beiträge von Arbeitnehmern zu einer aus­
ländischen Pflichtversicherung, die einer 

inländischen gesetzlichen Sozialversiche­
rung entspricht. 

g) Beiträge von Grenzgängern zu einer 
inländischen oder ausländischen gesetzli­
chen Krankenversicherung. Grenzgänger 
sind im Inland anSässige Arbeitnehmer, 
die im Ausland ihren Arbeitsort haben und 
sich in der Regel an jedem Arbeitstag von 
ihrem Wohnort dorthin begeben. 

5. Von Arbeitnehmern beim Steuerabzug vom 
Arbeitslohn entrichtete Wohnbauförderungs­
beiträge im Sinne des Bundesgesetzes über die 
Einführung eines Wohnbauförderungsbeitra­
ges, BGBI. Nr. 13/1952. 

6. Ausgaben des Steuerpflichtigen' für Fahrten 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte. Für die 
Berücksichtigung dieser Aufwendungen gilt: 

a) Diese Ausgaben sind bei einer einfachen 
Fahrtstrecke zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte bis 20 km grundsätzlich 
durch den Verkehrsabsetzbetrag (§ 33 
Abs. 5 und § 57 Abs. 3) abgegolten. 

b) Beträgt die einfache Fahrtstrecke zwi­
schen Wohnung und Arbeitsstätte, die der 
Arbeitnehmer im Lohnzahlungszeitraum 
überwiegend zurücklegt, mehr als 20 km 
und ist die Benützung eines Massenbeför­
derungsmittels zumutbar, dann werden 
zusätzlich als Pauschbeträge berücksich­
tigt: 

Bei einer Fahrtstrecke von 
20 km bis 3600,- S jährlich 

40 km 300,- S monatlich 

40 km bis 
60 km 

über 60 km 

70,- S wöchentlich 
12,- S täglich 

7200,- S jährlich 
600,- S monatlich 
140,- S wöchentlich 
24,- S täglich 

10800,- S jährlich 
900,- S monatlich 
210,- S wöchentlich 
36,- S täglich. 

c) Ist dem Arbeitnehmer im Lohnzahlungs­
zeitraum überwiegend die Benützung 
eines Massenbeförderungsmittels zwi­
schen Wohnung und Arbeitsstätte zumin­
dest hinsichtlich der halben Fahrtstrecke 
nicht zumutbar, dann werden anstelle der 
Pauschbeträge nach lit. b folgende 
Pauschbeträge berücksichtigt: 

Bei einer einfachen Fahrtstrecke von 
2 km bis 20 km 1 800,- S jährlich 

150,- S monatlich 
35,- S wöchentlich 
6,- S täglich 
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20 km bis 
40 km 

40 km bis 
60 km 

über 60 km 

7 200,- S jährlich 
600,- S monatlich 
140,- S wöchentlich 
24,- S täglich 

12600,- S jährlich 
1 050,- S monatlich 

245,- S wöchentlich 
42,- S täglich 

18 000,- S jährlich 
1 500,- S monatlich 

350,- S wöchentlich 
60,- S täglich. 

Mit dem Verkehrsabsetzbetrag und den 
Pauschbeträgen nach lit. bund c sind alle 
Ausgaben für Fahrten zwischen Wohnung 
und Arbeitsstätte abgegolten. Für die Inan~ 
spruchnahme der Pauschbeträge hat der 
Arbeitnehmer dem Arbeitgeber auf einem 
amtlichen Vordruck eine Erklärung über das 
Vorliegen der Voraussetzungen der lit. bund 
c abzugeben. Der Arbeitgeber hat die Erklä­
rung des Arbeitnehmers· zum Lohnkonto 
(§ 76) zu nehmen. Änderungen der Verhält­
nisse für die Berücksichtigung dieser Pausch­
beträge muß der Arbeitnehmer dem Arbeitge­
ber innerhalb eines Monates melden. Die 
Pauschbeträge sind auch für Feiertage sowie 
für Lohnzahlungszeiträume zu berücksichti­
gen, in denen sich der Arbeitnehmer im Kran­
kenstand oder auf Urlaub (Karenzurlaub) 
befindet. Wird der Arbeitnehmer im Lohn­
zahlungszeitraum überwiegend im Werkver­
kehr (§ 26 Z 5) befördert, dann stehen ihm die 
Pauschbeträge nach lit. bund c nicht zu. 
Erwachsen ihm für die Beförderung im Werk­
verkehr Kosten, dann sind diese bis zur Höhe 
der sich aus lit. bund c ergebenden Beträge 
als Werbungskosten zu berücksichtigen. 

7. Ausgaben für Arbeitsmittel (zB, Werkzeug 
und Berufskleidung). Ist die Nutzungsdauer 
der Arbeitsmittel länger als ein Jahr, ist Z 8 
anzuwenden. 

8. Absetzungen für A~nutzung und für Sub­
stanzverringerung (§§ 7 und 8). Gehört ein 
Gebäude oder ein sonstiges Wirtschaftsgut 
nicht zu einem Betriebsvermögen, so gilt für 
die Bemessung der Absetzung für Abnutzung 
oder Substanzverringerung folgendes: 
a) Grundsätzlich sind die tatsächlichen 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
zugrunde zu legen. Bei der Ermittlung der 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten ist 
§ 6 Z 11 und 12· zu berücksichtigen. § 13 
ist anzuwenden. 

b) Wird ein Gebäude unentgeltlich erwor­
ben, dann ist der gesamte Einheitswert für 
den letzten Feststellungszeitpunkt vor 
dem unentgeltlichen Erwerb zugrunde zu 
legen. Auf Antrag sind auch die fiktiven 
Anschaffungskosten im Zeitpunkt des 

unentgeltlichen Erwerbes (§ 6 Z 9) anzu­
setzen. 

c) Wird ein sonstiges Wirtschaftsgut unent­
geltlich erworben, sind die fiktiven 
Anschaffungskosten im Zeitpunkt des 
unentgeltlichen Erwerbes (§ 6 Z 9) anzu­
setzen. 

d) Wird ein vom Steuerpflichtigen früher 
angeschafftes oder hergestelltes Wirt­
schaftsgut erstmalig zur Erzielung von 
Einkünften verwendet, dann sind der 
Bemessung der Absetzung für Abnutzung 
die ungekürzten tatsächlichen Anschaf­
fungs- oder Herstellungskosten zugrunde 
zu legen. Wurde das Wirtschaftsgut vor 
mehr als zehn Jahren angeschafft oder 
hergestellt, dann darf der höhere gemeine 
Wert angesetzt werden. 

e) Bei Gebäuden, die der Erzielung von Ein­
künften aus Vermietung und Verpachtung 
dienen, können ohne Nachweis der Nut­
zungsdauer jährlich 1,5% der Bemessungs­
grundlage (lit. abis d) als Absetzung für 
Abnutzung geltend gemacht werden. 

9. Reisekosten bei ausschließlich beruflich ver­
anlaßten Reisen. Diese Aufwendungen sind 
ohne Nachweis ihrer Höhe als Werbungsko­
sten anzuerkennen, soweit sie die sich aus· 
§ 26 Z 4 ergebenden Beträge nicht überstei­
gen. Höhere Aufwendungen für Verpflegung 
sind nicht zu berücksichtigen. 

(2) Zu den Werbungskosten zählt auch die 
Erstattung (Rückzahlung) von Einnahmen, sofern 
weder der Zeitpunkt des Zufließens der Einnahmen 
noch der Zeitpunkt der Erstattung willkürlich fest­
gesetzt wurde. Steht ein Arbeitnehmer in einem 
aufrechten Dienstverhältnis zu jenem Arbeitgeber, 
dem er Arbeitslohn zu erstatten (rückzuzahlen) 
hat, . so hat der Arbeitgeber die Erstattung (Rück~ 
zahlung) beim laufenden Arbeitslohn als Wer­
bungskosten zu berücksichtigen, ohne daß es einer 
Eintragung auf der Lohnsteuerkarte bedarf. 

(3) Für Werbungskosten, die bei nichtselbständi­
gen Einkünften erwachsen, ist ohne besonderen 
Nachweis ein Pauschbetrag von 1 800 S jährlich 
abzusetzen. Dies gilt nicht, wenn diese Einkünfte 
den Anspruch auf den Pensionistenabsetzbetrag 
(§ 33 Abs.6 und § 57 Abs.4) begründen. Der 
Abzug des Pauschbetrages darf nicht zu einem Ver­
lust aus nichtselbständiger Arbeit. führen. Ohne 
Anrechnung auf den Pauschbetrag sind abzuset­
zen: 

Werbungskosten im Sinne des Abs. 1 Z 3 mit 
Ausnahme der Betriebsratsumlagen 
Werbungskosten im Sinne des Abs. 1 Z 4 und 5 
der Pauschbetrag gemäß Abs. 1 Z 6 
dem Arbeitnehmer für den Werkverkehr 
erwachsende Kosten (Abs. 1 Z 6 letzter Satz) 
und 
Werbungskosten im Sinne des Abs. 2. 
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5. ABSCHNITT 

, Durchschnittssätze 

§ 17. (1) Für die Ermittlung des Gewinnes kön­
nen mit Verordnung des Bundesministers für 
Finanzen Durchschnittssätze für Gruppen von 
Steuerpflichtigen aufgestellt werden. Die Durch­
schnittssätze sind auf Grund von Erfahrungen über' 
die wirtschaftlichen Verhältnisse bei der jeweiligen 
Gruppe von Steuerpflichtigen festzusetzen. 

(2) Solche Durchschnittssätze sind für die Fälle 
aufzustellen, in denen weder ordnungsmäßige 
Bücher noch Aufzeichnungen geführt werden, die 
eine Gewinnermittlung nach § 4 ermöglichen. 

(3) In der Verordnung werden bestimmt: 

1. Die Gruppen von Betrieben, für die Durch­
schnittssätze anzuwenden sind. 

2. Die für die Einstufung jeweils maßgeblichen 
Betriebsmerkmale. Als solche kommen insbe­
sondere in Betracht: 
a) Bei land- und forstwirtschaftlichen Betrie­

ben die Betriebsart und der Einheitswert. 
b) Bei gewerblichen Betrieben die örtliche 

Lage, die Ausstattung, die Konkurrenz­
verhältnisse, der Wareneingang oder 
Wareneinsatz und die Zahl der Arbeits­
kräfte. 

3. Die Art.der Gewinnermittlung für die einzel­
nen Gruppen von Betrieben durch Aufstellung 
von Reingewinnsätzen und Reingewinnpro­
zentsätzen vom Einheitswert oder vom 
Umsatz. In der Verordnung kann bestimmt 
werden, daß für die Gewinnermittlung nur 
die Betriebsausgaben oder Betriebsausgaben­
teile nach Durchschnittssätzen ermittelt wer­
den. 

4. Der Veranlagungszeitraum, für den die 
Durchschnittssätze anzuwenden sind. 

5. Der Umfang, in dem jenen Steuerpflichtigen, 
die den Gewinn nach Durchschnittssätzen 
ermitteln, Erleichterungen in der Führung von 
Aufzeichnungen gewährt werden. 

(4) Ist die genaue Ermittlung von Werbungsko­
sten mit unverhältnismäßigen Schwierigkeiten ver­
bunden, so können vom Bundesminister für Finan­
zen neben dem Werbungskostenpauschbetrag 
gemäß § 16 Abs.3 Durchschnittssätze für Wer­
bungskosten im Verordnungswege für bestimmte 
Gruppen von Steuerpflichtigen nach den jeweiligen 
Erfahrungen der Praxis festgelegt werden. Der 
Bundesminister für Finanzen kann bei Berufsgrup­
pen, die eindeutig von der Verordnung erfaßt wer­
den, anordnen, daß diese Durchschnittssätze vom 
Arbeitgeber beim Steuerabzug vom Arbeitslohn 
ohne Vorliegen eines Bescheides über den Freibe­
trag zu berücksichtigen sind. 

6. ABSCHNITT 

Sonderausgaben 

§ 18. (1) Folgende Ausgaben sind bei der Ermitt­
lung des Einkommens als Sonderausgaben abzuzie­
hen, soweit sie nicht Betriebsausgaben oder Wer­
bungskosten sind: 

1. Renten und dauernde Lasten, die auf beson­
deren Verpflichtungsgründen beruhen. Ren­
ten und dauernde Lasten, die als Gegenlei­
stung für die Übertragung von Wirtschaftsgü­
tern geleistet werden, sind jedoch nur inso­
weit abzugsfähig, als die Summe der bezahl­
ten Beträge den auf den Zeitpunkt' der Über­
tragung kapitalisierten Wert der Rentenver­
pflichtung (§ 16 Abs. 2 und 4 des Bewertungs­
gesetzes 1955) übersteigt. 

2. Beiträge und Versicherungsprämien zu einer 
freiwilligen Kranken-, Unfall- oder Pen­
sionsversicherung 
Lebensversicherung (Kapital- oder Ren­
tenversicherung) 
freiwilligen Witwen-, Waisen-, Versor­
gungs- und Sterbekasse 
Pensionskasse. 

Versicherungsprämien sind nur dann abzugs­
fähig, wenn das Versicherungsunternehmen 
Sitz oder Geschäftsleitung im Inland hat oder 
ihm die Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb im 
Inland erteilt wurde. 

Beiträge zu Versicherungsverträgen auf den 
Erlebensfall sind nur abzugsfähig, wenn für 
den Fall des Ablebens des Versicherten min­
dest,ens die für ~en Erlebensfall vereinbarte 
Versicherungssufllme zur Auszahlung kommt 
und überdies zwischen dem Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses und dem Zeitpunkt des 
Anfallens der Vi~ rsicherungssumme im Erle­
bensfall ein Zei aum von mindestens zwanzig 
Jahren liegt. H t der Versicherte im Zeit­
punkt des Vertrdgsabschlusses das 41. Lebens­
jahr vollendet, d~nn verkürzt sich dieser Zeit­
raum auf den ~eitraum bis zur Vollendung 
des 60. LebensJlahres, er darf jedoch nicht 
weniger als zeh!) Jahre betragen. 

Besteht der Beitrag (die Versicherungsprämie) 
in einer einmali~'en Leistung, so kann der Er­
bringer dieser L istung auf Antrag ein Zehn­
tel des als Einm, lprämie geleisteten Betrages 
durch zehn aufeinanderfOlgende Jahre als 
Sonderausgaben in Anspruch nehmen. 

Werden als So.nqerausgaben abgesetzte Versi­
cherungsprämle1 ohne Nachversteuerung 
(Abs.4 Z 1) vorausgezahlt, rückgekauft oder 
sonst rückvergütet, dann vermindern die 
rückvergüteten Beträge beginnend ab dem 
K, alenderjahr det Rückvergütung die aus die­
sem Vertrag als Sonderausgaben absetzbaren 

ve";Ohcrung"'r;en. 
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3. Ausgaben zur Wohnraumschaffung oder zur 
Wohnraumsanierung : 
a) Mindestens achtjährig gebundene Beträge, 

die vom Wohnungswerber zur Schaffung 
von Wohnraum an Bauträger geleistet 
werden. Bauträger sind 

gemeinnützige Bau-, Wohnungs- und 
Siedlungsvereinigungen 
Unternehmen, deren Betriebsgegen­
stand nach Satzung und tatsächlicher 
Geschäftsführung die Schaffung von 
Wohnungseigentum ist 
Gebietskörperschaften. 

Dabei ist es gleichgültig, ob der Wohn­
raum dem Wohnungswerber in Nutzung 
(Bestand) gegeben oder ob ihm eine Kauf­
anwartschaft eingeräumt wird. Ebenso ist 
es nicht maßgeblich, ob der Wohnungs­
werber bis zum Ablauf der achtjährigen 
Bindungszeit im Falle seines Rücktrittes 
einen Anspruch auf volle Erstattung des 
Betrages hat oder nicht. 

b) Beträge, die zur Errichtung von Eigenhei­
men oder Eigentumswohnungen veraus­
gabt werden. Eigenheim ist ein Wohnhaus 
im Inland mit nicht mehr als zwei Woh­
nungen, wenn mindestens zwei Drittel der 
Gesamtnutzfläche des Gebäudes W ohn­
zwecken dienen. Das Eigenheim kann 
auch im Eigentum zweier oder mehrerer 
Personen stehen. Eigenheim kann auch 
ein Gebäude auf fremdem Grund und 
Boden sein. Eigentumswohnung ist eine 
Wohnung im Sinne des Wohnungseigen­
tumsgesetzes 1975, die mindestens zu 
zwei Dritteln der Gesamtnutzfläche 
Wohnzwecken dient. Auch die Aufwen­
dungen für den Erwerb von Grundstücken 
zur Schaffung von Eigenheimen oder 
Eigentumswohnungen durch den Steuer­
pflichtigen bzw. einen von ihm Beauftrag­
ten sind abzugsfähig. 

c) Ausgaben zur Sanierung von Wohnraum 
durch befugte Unternehmer, und zwar 

Instandsetzungsaufwendungen ein­
schließlich Aufwendungen für energie­
sparende Maßnahmen, wenn diese 
Aufwendungen den Nutzungswert des 
Wohnraumes wesentlich erhöhen oder 
den Zeitraum seiner Nutzung wesent­
lich verlängern oder 
Herstellungsaufwendungen. 

d) Rückzahlungen von Darlehen, die für die 
Schaffung von begÜnstigtem Wohnraum 
oder für die Sanierung von Wohnraum im 
Sinne der lit. abis lit. c aufgenommen 
wurden, sowie Zinsen für derartige Darle­
hen. Diesen Darlehen sind Eigenmittel der 
in lit. a genannten Bauträger gleichzuhal­
ten. 

4. Ausgaben natürlicher Personen für die 
Anschaffung von Genußscheinen im Sinne des 

§ 6 des Beteiligungsfondsgesetzes und für die 
Erstanschaffung junger Aktien (Abs. 3 Z 4 
lit. a) von Aktiengesellschaften im Sinne des 
Abs. 3 Z 4 lit. b, die den Ausgabebetrag 
(Nennbetrag und ein Aufgeld) betreffen. 
Die Genußscheine oder jungen Aktien müs­
sen bei einer inländischen Bank 

gegen sofortige volle Zahlung der 
Anschaffungskosten der Genußscheine 
oder des Ausgabebetrages der jungen 
Aktien erworben und 
durch mindestens zehn Jahre ab der 
Anschaffung hinterlegt werden. 

Die Bank hat dem Steuerpflichtigen die 
Anschaffung der Genußscheine oder jungen 
Aktien, die bezahlten Beträge und die Tatsa­
che der Hinterlegung auf einem amtlichen 
Vordruck zu bescheinigen. Eine Gleichschrift 
dieser Bescheinigung ist von der Bank dem 
Wohnsitzfinanzamt zu übersenden. 

5. Beiträge an gesetzlich anerkannte Kirchen 
und Religionsgesellschaften, höchstens jedoch 
1 000 S jährlich. 

6. Steuerberatungskosten, die an berufsrechtlich 
befugte Personen geleistet werden. 

7. Ausgaben zur Leistung von Zuwendungeri im 
Sinne des § 4 Abs. 4 Z 5 und 6, soweit diese 
nicht aus dem Betriebsvermögen erfolgen. 
Diese Zuwendungen sind jedoch nur insoweit 
als Sonderausgaben abzugsfähig, als sie 
zusammen mit Zuwendungen aus dem 
Betriebsvermögen im Sinne des § 4 Abs. 4 Z 5 
und 6 insgesamt 10% des sich nach Verlust­
ausgleich ergebenden Gesamtbetrages der 
Einkünfte des unmittelbar vorangegangenen 
Kalenderjahres nicht übersteigen. 

(2) Für Sonderausgaben im Sinne des Abs. 1 Z 2 
bis 4 mit Ausnahme der Beiträge für eine freiwillige 
Weiterversicherung in der gesetzlichen Pensions­
versicherung und vergleichbarer Beiträge an· Ver­
sorgungs- und Unterstützungseinrichtungen der 
Kammern der selbständig Erwerbstätigen ist ohne 
besonderen Nachweis ein Pauschbetrag von 
1 638 S jährlich abzusetzen. 

(3) In Ergänzung des Abs. 1 wird bestimmt: 
1. Ausgaben im Sinne des Abs. 1 Z 2, 3 und 5 

kann der Steuerpflichtige auch d:mn absetzen, 
wenn er sie für seinen nicht dauernd getrennt 
lebenden Ehegatten und für seine Kinder 
(§ 106) leistet. 

2. a) Für Ausgaben im Sinne des Abs. 1 Z 2 bis 
4 mit Ausnahme der Beiträge für eine frei­
willige Weiterversicherung in der gesetzli­
chen Pensionsversicherung und vergleich­
barer Beiträge an Versbrgungs- und 
Unterstützungseinrichtungen der Kam­
mern der selbständig Erwerbstätigen 
besteht ein einheitlicher Höchstbetrag von 
40 000 S jährlich. Dieser Betrag erhöht 
sich um 

6 
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40 000 S, wenn dem Steuerpflichtigen 
der Alleinverdienerabsetzbetrag 
zusteht 
je 5 000 S für jedes Kind. 

Sind diese Ausgaben insgesamt 
niedriger als der jeweils maßgebende 
Höchstbetrag, so ist die Hälfte der 
Ausgaben als Sonderausgaben abzuset" 
zen 
gleich hoch oder höher als der jeweils 
maßgebende Höchstbetrag, so ist die 
Hälfte des Höchstbetrags als Sonder­
ausgaben abzusetzen. 

b) Hat der Steuerpflichtige für Sonderausga­
ben im Sinne des Abs. 1 Z 2 bis 4 mit Aus­
nahme der Beiträge für eine freiwillige 
Weiterversicherung in der gesetzlichen 
Pensionsversicherung und vergleichbarer 
Beiträge an Versorgungs- und Unterstüt­
zungseinrichtungen der Kammern der 
selbständig Erwerbstätigen den Erhö­
hungsbetrag für ein Kind in Anspruch 
genommen, so steht dem Ehegatten für 
dieses Kind kein Erhöhungsbetrag zu. Ein 
Kind, für das der Erhöhungsbetrag in 
Anspruch genommen worden ist, kann 
selbst keine derartigen Sonderausgaben 
geltend machen; hat das Kind selbst sol­
che Sonderausgaben geltend gemacht, so 
kann der Erhähungsbetrag für dieses Kind 
nicht in Anspruch genommen werden. 

3. a) Soweit Beträge nach Abs. 1 Z 3 als Son­
derausgaben anerkannt worden sind, kön­
nen sie aus einem anderen Rechtstitel 
nicht nochmals als Sonderausgaben 
berücksichtigt werden. In gleicher Weise 
dürfen Beträge, bei denen gemäß § 108 
Abs. 7 Z 2 die Rückforderung erstatteter 
Einkommensteuer (Lohnsteuer) unter­
bleibt, nicht als Sonderausgaben nach 
Abs. 1 Z 3 berücksichtigt werden. 

b) Abs. 1 Z 3 ist auch dann anzuwenden, 
wenn innerhalb des in Z 1 genannten Per­
sonenkreises Geldgeber oder Darlehens­
schuldner einerseits und Errichter (Eigen­
tümer) bzw. Wohnungswerber (Nut­
zungsberechtigter, Bestandnehmer) ande­
rerseits nicht identisch sind. 

4.a) Junge Aktien im Sinne des Abs. 1 Z 4 sind 
. Aktien, 

aa) die im Rahmen der Gründung gegen 
Bareinzahlung mit sofortiger voller 
Leistung des Ausgabebetrages (Nenn­
betrag und Aufgeld) bis zum Ablauf 
von drei Monaten ab der Eintragung 
der Gesellschaft in das Handelsregi­
ster angeschafft werden, 

bb) die im Rahmen einer Kapitalerhö­
hung gegen Bareinzahlung mit sofor­
tiger voller Leistung des Ausgabebe­
trages (Nennbetrag und Aufgeld) neu 

ausgegeben werden und die im Rah­
men einer ordentlichen oder geneh­
migten Kapitalerhöhung bis zum 
Ablauf von drei Monaten ab der Ein­
tragung der Durchführung der Erhö­
hung des Grundkapitals in das Han­
delsregister angeschafft werden oder 
bei denen im Rahmen einer beding­
ten Kapitalerhöhung die Ausübung 
des unentziehbaren Bezugsrechtes 
erklärt wird. Nicht begünstigt sind 
Aktien, die auf Grund einer Kapital­
erhöhung ausgegeben werden, wenn 
der Beschluß auf Erhöhung des 
Grundkapitals (§ 149 Abs. 1 des 
Aktiengesetzes 1965) innerhalb von 
zwei Jahren nach der Eintragung des 
Beschlusses über die Herabsetzung 
des Grundkapitals zum Zwecke der 
Rückzahlung von Teilen des Grund­
kapitals (§ 177 des Aktiengesetzes 
1965) gefaßt wurde; dies gilt auch für 
Kapitalherabsetzungen durch eine 
Aktiengesellschaft oder eine Gesell­
schaft mit beschränkter Haftung als 
Rechtsvorgänger der Aktiengesell­
schaft (§§ 219 und 245 des Aktienge­
setzes 1965, § 2 des Bundesgesetzes 
über die Umwandlung von Handels­
gesellschaften, BGBI. Nr. 187/1954). 

Die jungen Aktien müssen zur Gänze von 
einer oder mehreren Banken gemeinsam 
übernommen werden. Die für die Zeich­
nung der Aktien aufgewendeten Geldmit­
tel müssen der Aktiengesellschaft zusätz­
lich zugeflossen sein. Nicht begünstigt 
sind Aktien, für die Garantien hinsichtlich 
des Wertes oder der Dividendenansprüche 
abgegeben werden. 

b) Aktiengesellschaften im Sinne des Abs. 1 
Z 4 sind Aktiengesellschaften mit Sitz und 
Geschäftsleitung im Inland, 
aa) die den Sektionen "Gewerbe" oder 

"Industrie" einer Kammer der 
gewerblichen Wirtschaft angehören 
und deren Unternehmensschwer­
punkt nach der Satzung sowie den 
Vorbereitungshandlungen oder der 
tatsächlichen Geschäftsführung nach­
weislich die industrielle Herstellung 
körperlicher Wirtschaftsgüter im 
Inland, ausgenommen die Herstel­
lung von elektrischer Energie, Gas 
oder Wärme, ist und 

bb) für die keine allgemeinen Ausfallshaf­
tungen für den Fall der Insolvenz 
übernommen worden sind. 

c) Als Aktiengesellschaft mit dem Unterneh­
mensschwerpunkt im Sinne der lit. b gilt 
bei Vorliegen der übrigen Voraussetzun­
gen auch eine Aktiengesellschaft, deren 
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Unternehmensschwerpunkt die geschäfts­
leitende Verwaltung von Beteiligungen ist. 
wenn auf Grund 'der finanziellen und 
organisatorischen Verflechtung 'nach dem 
Gesamtbild der tatsächlichen Verhältnisse 
der Schwerpunkt des Unternehmensver­
bundes nachweislich die industrielle Her­
stellung körperlicher Wirtschaftsgüter in 
Aktiengesellschaften im Inland ist. V or­
aussetzung ist, daß die Mittel aus der 
Kapitalerhöhung nachweislich zur Über­
nahme des Grundkapitals oder einer 
ordentlichen Kapitalerhöhung bei einer 
Aktiengesellschaft im Sinne der lit. b ver­
wendet werden. 

d) Der Steuerpflichtige hat der _Abgabenbe­
hörde das Vorliegen der in lit. abis c 
genannten Voraussetzungen nachzuwei­
sen. Die Nachweispflicht entfällt insoweit, 
als der Bundesminister für Finanzen auf 
Antrag der ausgebenden Aktiengesell­
schaft das Vorliegen dieser V oraussetzun­
gen bescheinigt. 

(4) In folgenden Fällen sind die als Sonderausga­
ben abgesetzten Beträge nachzuversteuern: 

1. Eine Nachversteuerung von Versicherungs-
prämien (Abs. 1 Z 2) hat zu erfolgen, wenn 

die Ansprüche aus dem Versicherungsver­
trag auf den Erlebensfall innerhalb von 
zwanzig Jahren seit Vertragsabschluß 
ganz oder zum Teil abgetreten oder rück­
gekauft werden. Dieser Zeitraum verkürzt 
sich, wenn der Versicherte im Zeitpunkt 
des Vertragsabschlusses das 41. Lebens­
jahr vollendet hat, entsprechend Abs. 1 
Z2. 
innerhalb von zehn Jahren seit Vertrags­
abschluß eine Vorauszahlung oder Ver­
pfändung der Ansprüche aus dem Versi­
cherungsvertrag erfolgt. 

Eine Nachversteuerung erfolgt nicht, wenn 
die Ansprüche aus einer kurzen Ablebens­
versicherung abgetreten oder verpfändet 
wurden 
die Nachversteuerung bei den Erben vor­
zunehmen wäre oder 
der Steuerpflichtige nachweist, daß die 
angeführten Tatsachen durch wirtschaftli­
che Notlage verursacht sind. 

Die Umstände, die zu einer Nachversteue­
rung oder zu einer Verminderung der absetz­
baren Versicherungsprämien (Abs. 1 Z 2 letz­
ter Satz) führen, müssen dem Wohnsitzfi­
nanzamt ohne amtliche Aufforderung inner­
halb eines Monats mitgeteilt werden 

vom Versicherungs unternehmen im Falle 
des Rückkaufes, der Vorauszahlung, Ver­
pfändung oder einer sonstigen Rückver­
gütung, 
vom Steuerpflichtigen in allen übrigen Fäl­
len. 

2. a) Eine Nachversteuerung von achtjährig 
gebundenen Beträgen (Abs. 1 Z 3 lit. a) 
hat insoweit zu erfolgen, als vor Ablauf 
von acht Jahren seit Vertragsabschluß die 
geleisteten Beträge ganz oder zum Teil 
rückgezahlt werden. 
Eine Nachversteuerung erfolgt nicht, 

wenn die Wohnung dem Wohnungs­
werber ins Eigentum (Eigentumswoh­
nung, Eigenheim) übertragen wird 
wenn der Vertrag durch den Tod des 
Wohnungswerbers aufgelöst wird oder 
soweit die rückgezahlten Beträge wie­
der für Zwecke der Wohnraumschaf­
fung oder der Wohnraumsanierung 
verwendet werden. 

Die im Abs. 1 Z 3 lit. a genannten Bauträ­
ger sind verpflichtet, die Umstände, die zu 
einer Nachversteuerung führen, dem 
Wohnsitzfinanzamt des Wohnungswer­
bers innerhalb eines Monats ohne amtli­
che Aufforderung mitzuteilen. 

b) Eine Nachversteuerung von Ausgaben zur 
Errichtung von Eigenheimen oder Eigen­
tumswohnungen hat zu erfolgen, wenn 
die Voraussetzungen des Abs. 1 Z 3 lit. b 
nicht gegeben sind. Ausgaben zum Erwerb 
von Grundstücken sind nachzuversteuern, 
wenn nicht innerhalb von fünf Jahren 
Maßnahmen gesetzt werden, aus denen 
die Verwendung des Grundstücks zur 
Errichtung eines Eigenheimes oder einer 
Eigentumswohnung erkennbar ist. Eine 
Nachversteuerung erfolgt nicht, wenn der 
Steuerpflichtige inzwischen verstorben ist. 

c) Eine Nachversteuerung von Darlehens­
rückzahlungen (Abs. 1 Z 3 lit. d) hat zu 
erfolgen, wenn festgestellt wird, daß die 
gesetzlichen Voraussetzungen für die 
Anerkennung als Sonderausgaben nicht 
erfüllt sind. Eine Nachversteuerung , 
erfolgt nicht, wenn der Steuerpflichtige 
inzwischen verstorben ist. 

3. Eine Nachversteuerung von Ausgaben zur' 
Anschaffung von Genußscheinen und jungen 
Aktien (Abs. 1 Z 4) hat zu erfolgen, wenn die 
Genußscheine oder Aktien vor Ablauf von 
zehn Jahren seit ihrer Hinterlegung aus dem 
Depot ausscheiden oder entnommen, entgelt­
lich oder unentgeltlich übertragen oder einem 
Betriebsvermögen zugeführt werden. Der 
Umtausch von Aktien gemäß' den §§ 67, 179, 
226 Abs. 7 und 233 des Aktiengesetzes 1965 
gilt nicht als Entnahme aus dem Depot. Eine 
Kapitalherabsetzung mit Rückzahlung der 
Einlagen gilt insoweit als Ausscheiden aus 
dem Depot. Im Falle eines Depotwechsels 
oder der Drittverwahrung unterbleibt eine 
Nachversteuerung, wenn die übernehmende 
Bank die Verpflichtungen im Sinne dieser Zif­
fer übernimmt und die übertragende Bank 
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hievon verständigt. Die-Verständigung ist von 
der übertragenden Bank zehn Jahre ab der 
Anschaffung aufzubewahren. Die Nachver­
steuerung edolgt im Falle der Auflösung eines 
Beteiligungsfonds höchstens in Höhe des aus­
geschütteten Liquidationserlöses, im Falle der 
Kapitalherabsetzung oder der Abwicklung 
einer Aktiengesellschaft höchstens in Höhe 
der rückgezahlten Beträge. Die Tatsachen, 
die zur Nachversteuerung führen, sind im 
Falle des Ausscheidens oder der Entnahme 
von Genußscheinen oder Aktien aus dem 
Depot von der depotführenden Bank, in allen 
anderen Fällen vom Steuerpflichtigen dem 
Wohnsitzfinanzamt innerhalb eines Monats 
ohne amtliche Aufforderung mitzuteilen, 

Die Nachversteuerung erfolgt nicht, soweit 

a) in den Fällen des Übergangs von Todes 
wegen, der Abgeltung eines Pflichtteils an­
spruches, der Abgeltung von Ansprüchen 
aus Vermächtnissen, der Übertragung auf 
Miterben zur Teilung des Nachlasses oder 
der Übertragung auf einen Ehegatten bei 
Auf teilung ehelichen Gebrauchsvermö­
gens und ehelicher Ersparnisse· anläßlich 
der Scheidung, Aufhebung oder Nichtig­
erklärung der Ehe die Genußscheine oder 
jungen Aktien weiter bei der Bank hinter­
legt bleiben. In diesen Fällen treffen den 
Rechtsnachfolger die dem Steuerpflichti­
gen obliegenden Verpflichtungen im 
Sinne der vorstehenden Bestimmungen. 

b) innerhalb eines Jahres nach Eintritt der 
Tatsachen, die zur Nachversteuerung füh­
ren, nach Wahl des Steuerpflichtigen 

in Höhe der dem Sonderausgabenab­
zug zugrunde gelegten Ausgaben bzw. 
in den Fällen der Auflösung eines 
Beteiligungsfonds bzw. der Kapital­
herabsetzung oder Abwicklung einer 
Aktiengesellschaft in Höhe der rück-
gezahlten Beträge . 

Genußscheine oder im Wege der Erstan­
schaffung junge Aktien bei der depotfüh­
renden Bank erworben und hinterlegt 
werden (Ersatzbeschaffung). Soweit sich 
der Sonderausgabenabzug auf die 
Anschaffung junger Aktien bezogen hat, 
kann durch die Anschaffung von Genuß­
scheinen eine Nachversteuerung nicht ver­
mieden werden. Die Bank hat Anschaffun­
gen, durch die eine Nachversteuerung ver­
mieden werden kann, unter Anwendung 
des Abs. 1 Z 4 zu bescheinigen. Ausgaben 
für die Anschaffung solcher Genußscheine 
oder Aktien können nicht nach Abs. 1 Z 4 
abgesetzt werden; in diesen Fällen läuft 
die Zehnjahresfrist für die Nachversteue­
rung ab dem Zeitpunkt der Hinterlegung 
jener Genußscheine oder Aktien, deren 

Anschaffungskosten' als Sonderausgaben 
abgesetzt wurden. 

Im Falle der Verminderung der absetzbaren Ver­
sicherungsprämien (Abs. 1 Z 2 letzter Satz) entfällt 
die Meldepflicht dann, wenn die rückvergüteten 
Beträge mit künftigen Versicherungsprämien auf­
gerechnet werden. 

(5) Die Nachversteuerung der als Sonderausga­
ben abgesetzten Beträge hat mit einem Steuersatz 
von 30% für jenes Jahr zu erfolgen, in dem die Vor­
aussetzungen für eine Nachversteuerung eingetre­
ten sind. 

(6) Als Sonderausgaben sind auch Verluste abzu­
ziehen, die in den sieben vorangegangenen Jahren 
entstanden sind (Verlustabzug). Dies gilt nur, 

wenn die Verluste durch ordnungsmäßige 
Buchführung ermittelt worden sind und 
soweit die Verluste nicht bereits bei der Ver­
an�agung für die vorangegangenen Kalender­
jahre berücksichtigt wurden. 

Die Höhe des Verlustes ist nach den §§ 4 bis 14 zu 
ermitteln. 

(7) Anlaufverluste, das sind Verluste, die in den 
ersten drei Veranlagungszeiträumen ab Eröffnung 
eines Betriebes entstehen, sind auch bei einem Steu­
erpflichtigen, der den Gewinn gemäß § 4 Abs. 3 
ermittelt, nach Abs. 6 zu berücksichtigen. 

7. ABSCHNITT 

Zeitliche Zuordnung von Einnahmen und Aus­
gaben 

§ 19. (1) Einnahmen sind in jenem Kalenderjahr 
bezogen, in dem sie dem Steuerpflichtigen zuge­
flossen sind. Regelmäßig wiederkehrende Einnah­
men, die dem Steuerpflichtigen kurze Zeit vor 
Beginn oder kurze Zeit nach Beendigung des 
Kalenderjahres, zu dem sie wirtschaftlich gehören, 
zugeflossen sind, gelten als in diesem Kalenderjahr 
bezogen. Die Vorschriften über die Gewinnermitt­
lung bleiben unberührt. 

(2) Ausgaben sind für das Kalenderjahr abzuset­
zen, in dem sie geleistet worden sind. Für regelmä­
ßig wiederkehrende Ausgaben gilt Abs. 1 zweiter 
Satz. Die Vorschriften über die Gewinnermittlung 

. bleiben unberührt. 

(3) Vorauszahlungen von Beratungs-, Bürg­
schafts-, Fremdmittel-, Garantie-, Miet-, Treu­
hand-, Vermittlungs-, Vertriebs- und Verwaltungs­
kosten müssen gleichmäßig auf den Zeitraum der 
Vorauszahlung verteilt werden, außer sie betreffen 
lediglich das laufende und das folgende Jahr. 

8. ABSCHNITT 

Nichtabzugsfähige Aufwendungen und Ausgaben 

§ 20. (1) Bei den einzelnen Einkünften dürfen 
nicht abgezogen werden: 
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1. Die für den Haushalt des Steuerpflichtigen 
und für den Unterhalt seiner Familienangehö­
rigen aufgewendeten Beträge. 

2. a) Aufwendungen oder Ausgaben für die 
Lebensführung, selbst wenn sie die wirt­
schaftliche oder gesellschaftliche Stellung 
des Steuerpflichtigen mit sich bringt und 
sie zur Förderung des Berufes oder der 
Tätigkeit des Steuerpflichtigen erfolgen. 

b) Betrieblich oder beruflich veranlaßte Auf­
wendungen oder Ausgaben, die auch die 
Lebensführung des Steuerpflichtigen 
berühren, und zwar insoweit, als sie nach 
allgemeiner' Verkehrsauffassung unange­
messen hoch sind. Dies gilt für Aufwen­
dungen im Zusammenhang mit Personen­
und Kombinationskraftwagen, Personen­
luftfahrzeugen, Sport- und Luxusbooten, 
Jagden, geknüpften Teppichen, Tapisse­
rien und Antiquitäten. 

c) Reisekosten, soweit sie nach § 4 Abs. 5 
und § 16 Abs. 1 Z 9 nicht abzugsfähig 
sind. 

3. Repräsentationsaufwendungen oder Reprä­
sentationsausgaben. Darunter fallen auch 
Aufwendungen oder Ausgaben anläßlich der 
Bewirtung von Geschäftsfreunden, außer der 
Steuerpflichtige weist nach, daß die Bewir­
tung der Werbung dient und die betriebliche 
oder berufliche Veranlassung weitaus über­
wiegt. Für Steuerpflichtige, die Ausfuhrum­
sätze tätigen, kann der Bundesminister für 
Finanzen mit Verordnung Durchschnittssätze 
für abzugsfähige Repräsentationsaufwendun­
gen oder Repräsentationsausgaben nach den 
jeweiligen Erfahrungen der Praxis festsetzen, 
soweit für die Ausfuhrumsätze das inländi­
sche Besteuerungsrecht auf dem Gebiet der 
Einkommensteuer nicht eingeschränkt ist. Als 
Ausfuhrumsätze gelten Umsätze gemäß § 6 
Z 1 und 2 des Umsatzsteuergesetzes 1972 
sowie Leistungen, die im Ausland an ausländi­
sche Abnehmer (§ 7 Abs. 1 Z 1 des Umsatz'­
steuergesetzes 1972) erbracht werden. 

4. Freiwillige Zuwendungen und Zuwendungen 
an gesetzlich unterhaltsberechtigte Personen, 
auch wenn die Zuwendungen auf einer ver­
pflichtenden Vereinbarung beruhen. 

5. Geld- und Sachzuwendungen, deren Gewäh­
rung oder Annahme mit gerichtlicher Strafe 
bedroht ist und die nicht in unmittelbarem 
Zusammenhang mit Ausfuhrumsätzen im 
Sinne der Z 3 stehen. 

6. Steuern vom Einkommen und sonstige Perso­
nensteuern sowie die auf den Eigenverbrauch 
entfallende Umsatzsteuer, soweit der Eigen­
verbrauch eine Entnahme darstellt oder in 
einer nichtabzugsfähigen Aufwendung oder 
Ausgabe besteht. 

(2) Weiters dürfen bei der Ermittlung der Ein­
künfte Aufwendungen und Ausgaben, soweit sie 

mit nicht steuerpflichtigen Einnahmen in unmittel­
barem wirtschaftlichen Zusammenhang stehen, 
nicht abgezogen werden. 

(3) Aufwendungen und Ausgaben im Sinne des 
Abs. 1 Z 4 können nicht als Sonderausgaben (§ 18), 
Aufwendungen und Ausgaben im Sinne des Abs. 1 
Z 5 können weder als Sonderausgaben noch als 
außergewöhnliche Belastung (§ 34) abgezogen wer-· 
den. Im übrigen können die bei den einzelnen Ein­
künften nichtabzugsfähigen Aufwendungen und 
Ausgaben bei Zutreffen der gesetzlichen Vorausset­
zungen als Sonderausgaben oder außergewöhnli­
che Belastungen abgezogen werden. . 

9. ABSCHNITT 

Die einzelnen Einkunftsarten 

L a n d- und F 0 r s t wir t s c haft (§ 2 Ab s. 3 
Z 1) 

§ 21. (1) Einkünfte aus Land- und Forstwirt­
schaft sind: 

.1. Einkünfte aus dem Betrieb von Landwirt­
schaft, Forstwirtschaft, Weinbau, Gartenbau, 
Obstbau, Gemüsebau und aus allen Betrieben, 
die Pflanzen und Pflanzenteile mit Hilfe der 
Naturkräfte gewinnen. Werden Einkünfte 
auch aus zugekauften Erzeugnissen erzielt, 
dann gilt für die Abgrenzung zum Gewerbe­
betrieb § 30 Abs. 9 bis 11 des Bewertungsge­
setzes 1955. 

2. Einkünfte aus Tierzucht- und Tierhaltungsbe­
trieben im Sinne des § 30 Abs. 3 bis 7 des 
Bewertungsgesetzes 1955. 

3. Einkünfte aus Binnenfischerei, Fischzucht 
und Teichwirtschaft sowie aus Bienenzucht. 

4. Einkünfte aus Jagd, wenn diese mit dem 
Betrieb einer Landwirtschaft oder einer Forst­
wirtschaft im Zusammenhang steht. 

(2) Zu den Einkünften im Sinne des Abs. 1 gehö­
ren auch: 

1. Einkünfte aus einem land- und forstwirt­
schaftlichen Nebenbetrieb. Als Nebenbetrieb 
gilt ein Betrieb, der dem land- und forstwirt­
schaftlichen Hauptbetrieb zu dienen bestimmt 
ist. 

2. Gewinnanteile der Gesellschafter von Gesell­
schaften, bei denen die Gesellschafter als Mit­
unternehmer anzusehen sind, sowie die Ver­
gütungen' die die Gesellschafter von der 
Gesellschaft für ihre Tätigkeit im Dienste der 
Gesellschaft oder für die Hingabe von Darle­
hen oder für die Überlassung von Wirtschafts­
gütern bezogen haben. Voraussetzung ist 
jedoch, daß die Tätigkeit der Gesellschaft 
ausschließlich als land- und forstwirtschaftli­
che Tätigkeit anzusehen ist. 

3. Veräußerungsgewinne im Sinne des § 24. 

----------
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SeI b s t ä n d i g e Ar bei t (§ 2 Ab s. 3 Z 2) 

§ 22. Einkünfte aus selbständiger Arbeit sind: 

1. Einkünfte aus freiberuflicher Tätigkeit. Zu 
diesen Einkünften gehören nur 
a) Einkünfte aus einer wissenschaftlichen, 

künstlerischen, schriftstellerischen, unter­
richtenden oder erzieherischen Tätigkeit. 

b) Einkünfte aus der Berufstätigkeit der 
staatlich befugten und beeideten Zivil­
techniker oder aus einer unmittelbar 
ähnlichen Tätigkeit sowie aus der 
Berufstätigkeit der 
Ärzte, Tierärzte und Dentisten, 
Rechtsanwälte, Patentanwälte, Notare 
und Wirtschaftstreuhänder, 
Unternehmensberater, Versicherungs­
mathematiker, Schiedsrichter Im 
Schiedsgerichtsverfahren, 
Bildberichterstatter und Journalisten, 
Dolmetscher und Übersetzer. 

Zu den Einkünften aus freiberuflicher 
Tätigkeit zählen auch die Entgelte der 
Ärzte für die Behandlung von Pfleglingen 
der Sonderklasse (einschließlich ambula­
torischer Behandlung), soweit diese Ent­
gelte nicht von einer Krankenanstalt im 
eigenen Namen vereinnahmt werden. 

c) Einkünfte aus 
der therapeutischen psychologischen 
Tätigkeit von Personen, die die gei­
stes- oder naturwissenschaftlichen 
Universitätsstudien mit dem Haupt­
fach Psychologie abgeschlossen haben 
der Tätigkeit als Hebamme 
der Tätigkeit im medizinischen Dienst 
im Sinne des § 52 Abs. 4 des Bundes­
gesetzes BGBI. Nr. 10211961 
der Tätigkeit als Berater in den gemäß 
dem Familienberatungsförderungsge­
setz .geförderten Familienberatungs­
stellen. 

Eine freiberufliche Tätigkeit liegt auch dann 
vor, wenn ein Angehöriger eines freien Beru­
fes in seinem Beruf 

im Rahmen von Veranstaltungen tätig 
wird, denen die für das Vorliegen einer 
freiberuflichen Tätigkeit erforderlichen 
Eigenschaften fehlen 
sich der Mithilfe fachlich vorgebildeter 
Arbeitskräfte bedient. Abgesehen vom Fall 
einer vorübergehenden Verhinderung 
muß er selbst auf Grund eigener Fach­
kenntnisse leitend und eigenverantwort­
lich tätig werden. 

2. Einkünfte aus sonstiger selbständiger Arbeit. 
Darunter fallen nur: 

Einkünfte aus einer vermögensverwalten­
den Tätigkeit (zB für die Tätigkeit als 
Hausverwalter oder als Aufsichtsratsmit­
glied). 

Die Gehälter und sonstigen Vergütungen 
jeder Art, die von einer Kapitalgesellschaft 
an wesentlich Beteiligte für ihre sonst alle 
Merkmale 'eines Dienstverhältnisses (§ 47 
Abs. 2) aufweisende Beschäftigung 
gewährt werden. Eine Person ist dann 
wesentlich beteiligt, wenn ihr Anteil am 
Grund- oder Stammkapital der Gesell­
schaft mehr als 25% beträgt. Die Beteili­
gung durch Vermittlung eines T reuhän­
ders oder einer Gesellschaft steht einer 
unmittelbaren Beteiligung gleich. Ein­
künfte aus sonstiger selbständiger Arbeit 
sind auch die Gehälter und sonstigen Ver­
gütungen jeder Art, die für eine ehemalige 
Tätigkeit einer Person gewährt werden, 
die in einem Zeitraum von zehn Jahren 
vor Beendigung ihrer Tätigkeit durch 
mehr als die Hälfte des Zeitraumes ihrer 
Tätigkeit wesentlich beteiligt war. 

3. Gewinnanteile der Gesellschafter von Gesell­
schaften, bei denen die Gesellschafter als Mit­
unternehmer anzusehen sind, sowie die Ver­
gütungen' die die Gesellschafter von der 
Gesellschaft für ihre Tätigkeit im Dienste der 
Gesellschaft oder für die Hingabe von Darle­
hen oder für die Überlassung von Wirtschafts­
gütern bezogen haben. Voraussetzung ist 
jedoch, daß 

die Tätigkeit der Gesellschaft ausschließ­
lich als selbständige Arbeit anzusehen ist 
und 
jeder einzelne Gesellschafter im Rahmen 
der Gesellschaft selbständig im Sinne der 
Z 1 oder 2 tätig wird. Dies ist aber nicht 
erforderlich, wenn berufsrechtliche V or­
schriften Gesellschaften mit berufsfrem­
den Personen ausdrücklich zulassen. 

4. Bezüge und Vorteile aus Versorgungs- und 
Unterstützungseinrichtungen der Kammern 
der selbständig Erwerbstätigen, soweit sIe 
nicht unter § 25 fallen. 

5. Veräußerungsgewinne im Sinne des § 24. 

Ge wer beb e tri e b (§ 2 Ab s. 3 Z 3) 

§ 23. Einkünfte aus Gewerbebetrieb sind: 
1. Einkünfte aus einer selbständigen, nachhalti­

gen Betätigung, die mit Gewinnabsicht unter­
nommen wird und sich als Beteiligung am all­
gemeinen wirtschaftlichen Verkehr darstellt, 
wenn die Betätigung weder als Ausübung der 
Land- und Forstwirtschaft noch als selbstän­
dige Arbeit anzusehen ist. 

2. Gewinnanteile der Gesellschafter von Gesell­
schaften, bei denen die Gesellschafter als Mit­
unternehmer anzusehen sind (wie insbeson-' 
dere offene Handelsgesellschaften und Kom­
manditgesellschaften), sowie die Vergütun­
gen, die die Gesellschafter von der Gesell­
schaft für ihre Tätigkeit im Dienste der 
Gesellschaft, für die Hingabe von Darlehen 
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oder für die Überlassung von Wirtschaftsgü­
tern bezogen haben. 

3. Veräußerungsgewinne im Sinne des § 24. 

Veräußerungsgewinne 

§ 24. (1) Veräußerungsgewinne sind Gewinne, 
die erzielt werden bei 

1. der Veräußerung 
des ganzen Betriebes 
eines Teilbetriebes 
eines Anteiles eines Gesellschafters, der als 
Unternehmer (Mitunternehmer) des 
Betriebes anzusehen ist 

2. der Aufgabe des Betriebes (Teilbetriebes). 

(2) Veräußerungsgewinn im Sinne des Abs. 1 ist 
der Betrag, um den der Veräußerungserlös nach 
Abzug der Veräußerungskosten den Wert des 
Betriebsvermögens oder den Wert des Anteils am 
Betriebsvermögen übersteigt. Dieser Gewinn ist für 
den Zeitpunkt der Veräußerung oder der Aufgabe 
nach § 4 Abs. 1 oder § 5 zu ermitteln. Im Falle des 
Ausscheidens eines Gesellschafters, der als Unter­
nehmer (Mitunternehmer) des Betriebes anzusehen 
ist, ist als Veräußerungsgewinn jedenfalls der 
Betrag seines negativen Kapitalkontos zu erfassen, 
den er nicht auffüllen muß. 

(3) Werden die einzelnen dem Betrieb gewidme­
ten Wirtschaftsgüter im Rahmen der Aufgabe des 
Betriebes veräußert, so sind die Veräußerungserlöse 
anzusetzen. Werden die Wirtschaftsgüter nicht ver­
äußert, so ist der gemeine Wert im Zeitpunkt ihrer 
Überführung ins Privatvermögen anzusetzen. Bei 
Aufgabe eines Betriebes, an dem mehrere Personen 
beteiligt waren, ist für jeden einzelnen Beteiligten 
der gemeine Wert jener Wirtschaftsgüter anzuset­
zen, die er bei der Auseinandersetzung erhalten 
hat. 

(4) Der Veräußerungsgewinn ist nur insoweit 
steuerpflichtig, als er bei der Veräußerung (Auf­
gabe) des ganzen Betriebes den Betrag von 100000 
S und bei der Veräußerung (Aufgabe) eines T eilbe­
triebes oder eines Anteiles am Betriebsvermqgen 
den entsprechenden Teil von 100 000 S übersteigt. 

(5) Die Einkommensteuer vom Veräuße~ungsge­
winn wird im Ausmaß der sonst entstehenden Dop­
pelbelastung der stillen Reserven auf Antrag ermä­
ßigt oder erlassen, wenn der Steuerpflichtige den 
Betrieb oder Teilbetrieb oder den Anteil am 
Betriebsvermögen innerhalb der letzten drei Jahre 
vor der Veräußerung (Aufgabe) erworben und 
infolge des Erwerbes Erbschafts- oder Schenkungs­
steuer entrichtet hat. 

(6) Wird der Betrieb aufgegeben, weil der Steu-
erpflichtige 

gestorben ist, 
erwerbsunfähig ist oder 
das 55. Lebensjahr vollendet hat und seme 
Erwerbstätigkeit einstellt, 

dann unterbleibt auf Antrag hinsichtlich der zum 
Betriebsvermögen gehörenden Gebäudeteile die 
Erfassung der stillen Reserven. Dazu müssen fol­
gende Voraussetzungen vorliegen: 

1. Das Gebäude muß bis zur Aufgabe des Betrie­
bes der Hauptwohnsitz des Steuerpflichtigen 
gewesen sem, 

2. das Gebäude darf weder 
ganz oder zum Teil veräußert werden, 
ganz oder zum Teil einem anderen zur 
Erzielung betrieblicher Einkünfte überlas­
sen noch 
überwiegend selbst zur Einkunftserzielung 
verwendet werden und 

3. auf das Gebäude dürfen keine stillen Reserven 
übertragen worden sein. 

Wird das Gebäude innerhalb von fünf Jahren nach 
Aufgabe des Betriebes vom Steuerpflichtigen oder 
seinem Rechtsnachfolger veräußert, unter Leben­
den unentgeltlich übertragen oder zur Einkunftser­
zielung im Sinne des zweiten Satzes verwendet 
oder überlassen, dann sind die nicht erfaßten stillen 
Reserven in diesem Jahr unter Anwendung des 
ermäßigten Steuersatzes nach § 37 Abs. 1 zu ver­
steuern. 

Nie h t seI b s t ä n d i g e A rb e i t (§ 2 Ab s. 3 
Z4) 

§ 25. (1) Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit 
(Arbeitslohn) sind: 

1. a) Bezüge und Vorteile aus einem bestehen­
den oder früheren Dienstverhältnis. 

b) Bezüge und Vorteile von Personen, die an 
Kapitalgesellschaften nicht wesentlich im 
Sinne des § 22 Z 2 beteiligt sind, auch 
dann, wenn bei einer sonst alle Merkmale 
eines Dienstverhältnisses (§ 47 Abs. 2) -auf­
weisenden Beschäftigung die Verpflich­
tung' den Weisungen eines. anderen zu 
folgen, auf Grund -gesellschaftsvertragli­
eher Sonderbestimmung fehlt. 

c) Bezüge aus einer gesetzlichen Kranken­
oder Unfallversorgung. 

d) Bezüge aus einer ausländischen gesetzli~ 
ehen Kranken- oder Unfallversorgung, 
die einer inländischen Kranken- oder 
Unfallversorgung entspricht. 

e) Krankengelder aus den Versorgungs- und 
Unterstützungseinrichtungen der Kam­
mern der selbständig Erwerbstätigen. 

Bezüge gemäß lit. c bis e sind nur dann Ein­
künfte aus nichtselbständiger Arbeit, wenn sie 
auf Grund eines bestehenden oder früheren 
Dienstverhältnisses zufließen. In allen ande­
ren Fällen sind diese Bezüge nach § 32 Z 1 zu 
erfassen. Von Bezügen gemäß lit. c und eist 
der Lohnsteuerabzug gemäß § 69 Abs. 2 vor­
zunehmen. 

2. a) Bezüge und Vorteile aus Pensionskassen. 
Jene Teile dieser Bezüge und Vorteile, die 
auf die vom Arbeitnehmer einbezahlten 
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Beträge entfallen, sind nur mit 25% zu 
. erfassen. 

b) Bezüge und Vorteile aus Unterstützungs­
kassen. 

3. a) Pensionen aus der gesetzlichen Sozialver­
sicherung. Besondere Steigerungsbeträge 
aus der Höherversicherung in der Pen­
sionsversicherung bzw. Höherversiche­
rungspensionen sind nur mit 25% zu erfas­
sen. 

b) Gleichartige Bezüge aus Versorgungs­
und Unterstützungseinrichtungen der 
Kammern der selbständig Erwerbstätigen. 

c) Pensionen aus einer ausländischen gesetz­
lichen Sozialversicherung, die einer inlän­
dischen gesetzlichen Sozialversicherung 
entspricht. 

4. a) Bezüge, Auslagenersätze und Ruhe-(Ver­
sorgungs-) Bezüge im Sinne des Bezügege­
setzes und des Verfassungsgerichtshofge­
setzes. 

b) Gleichartige Bezüge, Auslagenersätze und 
Ruhe-(Versorgungs-)Bezüge, die Mitglie­
der einer Landesregierung (des Wiener 
Stadtsenates) und Mitglieder eines Land­
tages sowie deren Hinterbliebene auf 
Grund landesgesetzlicher Regelung erhal­
ten, weiters Bezüge, Auslagenersätze und 
Ruhe-(V ersorgungs-)Bezüge, die Bürger­
meister, Vizebürgermeister (Bürgermei­
ster-Stellvertreter) oder Stadträte (amts­
führende Gemeinderäte), Bezirksvorsteher 
(Stellvertreter) der Stadt Wien sowie 
deren Hinterbliebene auf Grund landesge­
setzlicher Regelung erhalten. 

(2) Bei den Einkünften im Sinne des Abs. 1 ist es 
unmaßgeblich, ob es sich um einmalige oder lau­
fende Einnahmen handelt, ob ein Rechtsanspruch 
auf sie besteht und ob sie dem zunächst Bezugsbe­
rechtigten oder seinem Rechtsnachfolger zufließen. 

Lei s tun gen des A r bei t g e b e r s, die 
nicht unter die Einkünfte aus 

nichtselbständiger Arbeit fallen 

§ 26. Zu den Einkünften aus nichtselbständiger 
Arbeit gehören nicht: 

1. Der Wert der unentgeltlich überlassenen 
Arbeitskleidung und der Reinigung der 
Arbeitskleidung, wenn es sich um typische 
Berufskleidung handelt (zB Uniformen). 

2. Beträge, 
die der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber 
erhält, um sie für ihn auszugeben (durch­
laufende Gelder) 
durch die Auslagen des Arbeitnehmers für 
den Arbeitgeber ersetzt werden (Aus­
lagenersätze). 

3. Beträge, die vom Arbeitgeber im betrieblichen 
Interesse für die Ausbildung oder Fortbildung 
des Arbeitnehmers aufgewendet werden, wei-

ters Beiträge, die der Arbeitgeber für seine 
Arbeitnehmer an Pensionskassen leistet . 
Unter den Begriff Ausbildungskosten fallen 
nicht Vergütungen für die Lehr- und Anlern­
ausbildung. 

4. Beträge, die aus Anlaß einer Dienstreise als 
Reisevergütungen (Fahrtkostenvergütungen, 
Kilometergelder) und als Tagesgelder und 
Nächtigungsgelder gezahlt werden. Eine 
Dienstreise liegt vor, wenn ein Arbeitnehmer 

über Auftrag des Arbeitgebers seinen 
Dienstort (Büro, Betriebs~~ätte, Werksge­
lände, Lager usw.) zur Durchführung von 
Dienstverrichtungen verläßt oder 
so weit weg von seinem ständigen Wohn­
ort (Familienwohnsitz) arbeitet, daß ihm 
eine tägliche Rückkehr an seinen ständi­
gen Wohnort (Familienwohnsitz) nicht 
zugemutet werden kann. 

Bei Arbeitnehmern, die ihre Dienstreise vom 
Wohnort aus antreten, tritt an die Stelle des 
Dienstortes der Wohnort (Wohnung, 
gewöhnlicher Aufenthalt, Familienwohnsitz). 
Enthält eine lohngestaltende Vorschrift im 
Sinne des § 68 Abs. 5 Z 1 bis 6 eine besondere 
Regelung des Begriffes Dienstreise, ist diese 
Regelung anzuwenden. 
a) Als Kilometergelder sind höchstens die 

den Bundesbediensteten zustehenden 
Sätze zu berücksichtigen. 

b) Das Tagesgeld für Inlandsdienstreisen 
darf bis zu 240 S pro Tag betragen. Dau­
ert eine Dienstreise länger als drei Stun­
den, so kann für jede angefangene Stunde 
ein Zwölf tel gerechnet werden. Gebührt 
Nächtigungsgeld oder fällt eine Nächti­
gung in die Dienstreise, darf das Tages­
geld bis zu 300 S betragen. Ist 

in Kollektivverträgen oder Betriebsver­
einbarungen, die auf Grund besonde­
rer kollektivvertraglicher Ermächti­
gungen abgeschlossen worden sind 
auf Grund aufsichtsbehördlich geneh­
migter Dienst(Besoldungs )ordnungen 
der Körperschaften des öffentlichen 
Rechts 

eine günstigere Regelung über die Ver­
rechnung anteiliger Tagesgelder enthal­
ten, so ist diese zu berücksichtigen. 

c) Wenn bei einer Inlandsdienstreise keine 
höheren Kosten für Nächtigung nachge­
wiesen werden, kann als Nächtigungsgeld 
einschließlich der Kosten des Frühstücks 
ein Betrag bis zu 200 S berücksichtigt wer­
den. 

d) Tagesgelder für Auslandsdienstreisen kön­
nen mit dem Höchstsatz der Auslandsrei­
sesätze der Bundesbediensteten berück­
sichtigt werden. 

e) Wenn bei einer Auslandsdienstreise keine 
höheren Kosten für Nächtigung ein-
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schließlich der Kosten des Frühstücks 
nachgewiesen werden, kann das den Bun­
desbediensteten zustehende Nächtigungs­
geld der Höchststufe berücksichtigt wer­
den. 

Zahlt der Arbeitgeber höhere Beträge, so sind 
die die genannten Grenzen übersteigenden 
Beträge steuerpflichtiger Arbeitslohn. 

5. Die Beförderung des Arbeitnehmers im Werk­
verkehr. Werkverkehr liegt vor, wenn der 
Arbeitgeber seine Arbeitnehmer zwischen 
Wohnung uqd Arbeitsstätte mit Fahrzeugen 
in der Art eines Massenbeförderungsmittels 
befördern läßt. 

6. Umzugskostenvergütungen, die Dienstneh­
mer anläßlich einer Versetzung aus betriebli­
chen Gründen an einen anderen Dienstort 
oder wegen der dienstlichen Verpflichtung, 
eine Dienstwohnung ohne Wechsel des 
Dienstortes zu beziehen, erhalten; dies gilt 
auch für Versetzungen innerhalb von Konzer­
nen. Zu den Umzugskostenvergütungen 
gehören der Ersatz 
a) der tatsächlichen Reisekosten für den 

Arbeitnehmer und seinen Ehegatten sowie 
seine Kinder (§ 106) unter Zugrundele­
gung der Kosten eines Massenbeförde­
rungsmittels (Bahn, Autobus) für die 
Strecke vom bisherigen Wohnort zum 
neuen Wohnort 

b) der tatsächlichen Frachtkosten für das 
Übersiedlungsgut (Wohnungseinrichtung 
usw.) des Arbeitnehmers und seines Ehe­
gatten und seiner Kinder 

c) sonstiger mit der Übersiedlung verbunde­
ner Aufwendungen (Umzugsvergütung). 
Die Umzugsvergütung darf höchstens 

bei einem ledigen Arbeitnehmer '1.0 
bei einem verheirateten kinderlosen 
Arbeitnehmer %. 
bei verheirateten Arbeitnehmern mit 
ein oder zwei Kindern %, 
bei verheirateten Arbeitnehmern mit 
mehr als zwei Kindern '/,2 

des Bruttojahresarbeitslohnes betragen. 
Verwitwete, geschiedene und ledige 
Arbeitnehmer mit Kindern werden verhei­
rateten Arbeitnehmern gleichgestellt 

d) des Mietzinses (einschließlich sonstiger 
von Mietern zu entrichtender Beträge), 
den der Arbeitnehmer von der Aufgabe 
seiner bisherigen Wohnung an bis zum 
nächstmöglichen Kündigungstermin noch 
zahlen muß. 

Kap i tal ver m ö gen (§ 2 Ab s. 3 Z 5) 

§ 27. (1) Folgende Einkünfte sind, soweit sie 
nicht zu den Einkünften im Sinne des § 2 Abs. 1 bis 
4 gehören, Einkünfte aus Kapitalvermögen: 

1. a) Gewinnanteile (Dividenden), Zinsen und 
sonstige Bezüge aus Aktien oder Anteilen 
an Gesellschaften mit beschränkter Haf­
tung. 

b) Gleichartige Bezüge und Rückvergütun­
gen aus Anteilen an Erwerbs- und Wirt­
schaftsgenossenschaften ausgenommen 
jene nach § 13 des Körperschaftsteuerge­
setzes 1988. 

c) Gleichartige Bezüge aus Genußrechten 
und aus Partizipationskapital im Sinne des 
Kreditwesengesetzes oder des Versiche­
rungsaufsichtsgesetzes. 

2. Gewinnanteile aus der Beteiligung an einem . 
Handelsgewerbe als stiller Gesellschafter 
sowie aus der Beteiligung nach Art eines stil­
len Gesellschafters, soweit sie nicht zur Auf­
füllung einer durch Verluste herabgeminder­
ten Einlage zu verwenden sind. Verlustanteile 
aus solchen Beteiligungen sind nicht zu 
berücksichtigen. 

3. Zinsen aus Hypotheken. Bei Tilgungshypo­
theken ist nur der Teil der Zahlung steuer­
pflichtig, der als Zinsen auf den jeweiligen 
Kapitalrest entfällt. 

4. Zinsen und andere Erträgnisse aus sonstigen 
Kapitalforderungen jeder Art, zum Beispiel 
aus Darlehen, Anleihen, Einlagen, Guthaben 
bei Banken und aus Ergänzungskapital im 
Sinne des Kreditwesengesetzes oder des Ver­
sicherungsaufsichtsgesetzes . 

5. Diskontbeträge von Wechseln und Anweisun­
gen. 

(2) Zu den Einkünften aus Kapitalvermögen 
gehören auch: 

1. Besondere Entgelte oder Vorteile, die neben 
den im Abs. 1 bezeichneten Einkünften oder 
an deren Stelle gewährt werden, zB Sachlei­
stungen, Boni und zusätzliche Zinserträge aus 
Wertpapierkostgeschäften, weiters .. nominelle 
Mehrbeträge auf Grund einer Wertsicherung. 

2. Unterschiedsbeträge zwischen dem Ausgabe­
wert eines Wertpapiers und dem im Wertpa­
pier festgelegten Einlösungswert, wenn diese 
2% des Wertpapiernominales übersteigen .. Im 
Falle des vorzeitigen Rückkaufes tritt an die 
Stelle des Einlösungswertes der Rückkauf­
preis. 

3. Einkünfte aus der Veräußerung von Dividen­
denscheinen, Zinsscheinen und sonstigen 
Ansprüchen, wenn die dazugehörigen Aktien, 
Schuldverschreibungen oder sonstigen Anteile 
nicht mitveräußert werden. 

4. Bei einer Beteiligung an einem Handelsge­
werbe als stiller Gesellschafter oder einer 
Beteiligung nach Art eines stillen Gesellschaf­
ters der Überschuß aus der Abschichtung. 

(3) Steuerfrei sind 
1. Ausschüttungen aus Genußscheinen, deren 

Anschaffung nach § 18 Abs. 1 Z 4 begünstigt 
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war, für die Zeit der Hinterlegung bei einer 
inländischen Bank. 

2. Gewinnanteile auf Grund offener Ausschüt­
tungen aus jungen Aktien, deren Anschaffung 
nach § 18 Abs. 1 Z 4 begünstigt war, soweit 
der Nennbetrag der Aktien im Sonderausga­
benhöchstbetrag des Anschaffungsjahres Dek­
kung gefunden hat. Die Befreiung gilt für die 
Zeit der Hinterlegung bei e.iner inländischen 
Bank, längstens für zehn Jahre ab dem Ende 
des Anschaffungsjahres. 

Vermietung und Verpachtung 

§ 28. (1) Folgende Einkünfte sind, soweit sie 
nicht zu den Einkünften im Sinne des § 2 Abs. 3 
Z 1 bis 5 gehören, Einkünfte aus Vermietung und 
Verpachtung: 

1. Einkünfte aus der Vermietung und Verpach­
tung von unbeweglichem Vermögen und von 
Rechten, die den Vorschriften des bürgerli­
chen Rechts über Grundstücke unterliegen. 

2. Einkünfte aus der Vermietung und Verpach­
tung von Sachinbegriffen, insbesondere von 
beweglichem Betriebsvermögen. 

3. Einkünfte aus der Überlassung von Rechten 
auf bestimmte oder unbestimmte Zeit oder 
aus der Gestattung der Verwertung von Rech­
ten, insbesondere aus 

der Einräumung der Werknutzung 
(Werknutzungsbewilligung, Werknut­
zungsrecht) im Sinne des Urheberrechts­
gesetzes 
der· Überlassung von gewerblichen 
Schutzrechten, von gewerblichen Erfah­
rungen und von Berechtigungen. 

4. Einkünfte aus der Veräußerung von Miet­
und Pachtzinsforderungen, und zwar auch 
dann, wenn diese Forderungen im Veräuße­
rungserlös des Grundstückes mit abgegolten 
werden. 

(2) Aufwendungen für nicht regelmäßig jährlich 
anfallende Instandhaltungsarbeiten sind über 
Antrag gleichmäßig auf zehn Jahre zu verteilen. Bei 
Gebäuden, die Wohnzwecken dienen, gilt hinsicht­
lich der Instandsetzungsaufwendungen folgendes: 

Instandsetzungsaufwendungen, die unter 
Verwendung von entsprechend gewidmeten 
steuerfreien Subventionen aus öffentlichen 
Mitteln aufgewendet werden, scheiden inso­
weit aus der Ermittlung der Einkünfte aus. 
Sind nach Verrechriung der ohne Berücksich­
tigung der Instandsetzungsaufwendungen 
ermittelten Verluste im Sinne des Abs. 5 Z 3 
noch steuerfreie Beträge nach Abs. 5 vorhan­
den, dann sind die nicht durch steuerfreie 
Subventionen abgedeckten Instandsetzungs­
aufwendungen mit diesen steuerfreien Beträ­
gen zu verrechnen. 
Jene Instandsetzungsaufwendungen, die 
nicht durch steuerfreie Subventionen abge-

deckt und nicht mit steuerfreien Beträgen zu 
verrechnen waren, sind gleichmäßig auf zehn 
Jahre verteilt abzusetzen. 

Instandsetzungsaufwendungen sind jene Aufwen­
dungen, die nicht zu den Anschaffungs- oder Her­
stellungskosten gehören und allein oder zusammen 
mit Herstellungsaufwand den Nutzungswert des 
Gebäudes wesentlich erhöhen oder seine Nut­
zungsdauer wesentlich verlängern. Wird das 
Gebäude auf eine andere Person übertragen, dann 
können ab dem der Übertragung folgenden Kalen­
derjahr restliche Zehntelbeträge nicht mehr abge­
zogen werden. Nur bei Erwerb von Todes wegen 
kann der Rechtsnachfolger die Zehntelabsetzungen 
weiter geltend machen, wenn er die Absetzung für 
Abnutzung für das erworbene Gebäude vom Ein­
heitswert (§ 16 Abs. 1 Z 8) berechnet. 

(3) Folgende Aufwendungen, soweit sie Herstel­
lungsaufwand darstellen, sind über Antrag gleich­
mäßig auf fünfzehn Jahre verteilt abzusetzen: 

1. Aufwendungen im Sinne der §§ 3 bis 5 des 
Mietrechtsgesetzes in Gebäuden, die den 
Bestimmungen des Mietrechtsgesetzes über 
die Verwendung der Hauptmietzinse unterlie­
gen. 

2. Aufwendungen für Sanierungsmaßnahmen, 
wenn die Zusage für eine Förderung nach 
dem Wohnhaussanierungsgesetz, dem Start­
wohnungsgesetz oder den landesgesetzlichen 
Vorschriften über die Förderung der Wohn­
haussanierung vorliegt. 

3. Assanierungsaufwendungen auf Grund des 
Stadterneuerungsgesetzes und Aufwendungen 
auf Grund des Denkmalschutzgesetzes. 

Werden zur Finanzierung dieses Herstellungsauf­
wandes erhöhte Zwangsmieten oder erhöhte Mie­
ten, die auf ausdrücklich gesetzlich vorgesehenen 
Vereinbarungen beruhen, eingehoben, dann kann 
der Herstellungsaufwand gleichmäßig auch a~f die 
Laufzeit der erhöhten Mieten, mindestens aber 
gleichmäßig auf zehn Jahre verteilt werden. Wird 
das Gebäude auf eine andere Person übertragen, so 
können ab dem der Übertragung folgenden Kalen­
derjahr die restlichen Teilbeträge der auf zehn bis 
fünfzehn Jahre verteilten Herstellungsaufwendun­
gen nicht mehr abgezogen werden. Nur bei Erwerb 
von Todes wegen kann der Rechtsnachfolger die 
restlichen Teilbeträge weiter geltend machen, wenn 
er die Absetzung für Abnutzung für das erworbene 
Gebäude vom Einheitswert (§ 16 Abs. 1 Z 8 lit. b) 
berechnet. 

(4) Der Ersatz von Aufwendungen gemäß § 10 
des Mietrechtsgesetzes kann über Antrag gleichmä­
ßig auf zehn Jahre verteilt werden. Die beiden letz­
ten Sätze des Abs. 2 gelten auch für diese Zehntel­
absetzungen. 

(5) Bei der Vermietung eines Grundstücks 
(Gebäudes) können auf Antrag steuerfreie Beträge 
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gebildet werden. Dabei gelten folgende Bedingun­
gen: 

1. Die nach mietrechtlichen Vorschriften ver­
rechnungspflichtigen Einnahmen sowie die 
zur Deckung von Aufwendungen nach § 10 
Mietrechtsgesetz vereinnahmten Beträge 
übersteigen sämtliche mit diesem Grundstück 
(Gebäude) in wirtschaftlichem Zusammen­
hang stehenden Werbungskosten. Dabei sind 
die Betriebskosten und die laufenden öffentli­
chen Abgaben für das Grundstück (Gebäude) 
sowohl bei den Einnahmen als auch bei den 
Werbungskosten außer Ansatz zu lassen. Die­
ser übersteigende Betrag kann einem steuer­
freien Betrag zugeführt werden. 

2. Die steuerfreien Beträge sind in einem mit der 
Steuererklärung dem Finanzamt vorgelegten 
besonderen Verzeichnis auszuweisen. Aus 
diesem Verzeichnis muß die Höhe sämtlicher 
Beträge, ihre Berechnung und ihre Verwen­
dung klar ersichtlich sein. Wurde ein steuer­
freier Betrag gebildet und dieses Verzeichnis 
nicht mit der Steuererklärung vorgelegt, so 
hat das Finanzamt eine Nachfrist von zwei 
Wochen zu setzen. 

3. Falls in einem der folgenden neun Jahre ein 
Verlust entsteht (höhere Werbungskosten als 
Einnahmen im Sinne der Z 1), so ist der Ver­
lust mit den für die Vorjahre gebildeten steu­
erfreien Beträgen, beginnend mit dem älte­
sten, zu verrechnen. 

4. Steuerfreie Beträge (Teile von steuerfreien 
Beträgen), die nicht bis zum Ende der Neun­
Jahres-Frist der Z 3 zu verrechnen waren, 
sind zu diesem Zeitpunkt einkünfteerhöhend 
aufzulösen. 

5. Die steuerfreien Beträge sind bei Erwerben 
von Todes wegen vom Rechtsnachfolger fort­
zuführen. 

(6) Nicht zu den Einnahmen aus Vermietung 
und Verpachtung zählen Zuwendungen aus öffent­
lichen Mitteln, die § 3 Abs. 1 Z 6 entsprechen. 
Diese Zuwendungen kürzen die damit in unmittel­
barem wirtschaftlichen Zusammenhang stehenden 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten sowie 
Instandhaltungs- oder Instandsetzungsaufwendun­
gen. 

(7) Wird ein Gebäude unter Lebenden übertra­
gen und wurden innerhalb von fünfzehn Jahren vor 
der Übertragung vom Steuerpflichtigen oder bei 
Erwerb von Todes wegen von seinem Rechtsvor­
gänger Herstellungsaufwendungen in Teilbeträgen 
gemäß Abs.3 abgesetzt, dann sind im Jahr der 
Übertragung zusätzlich besondere Einkünfte aus 
Vermietung und Verpachtung anzusetzen. Dies gilt 
auch dann, wenn das Gebäude im Zeit.punkt der 
Übertragung nicht mehr der Erzielung von Ein­
künften aus Vermietung und Verpachtung dient. 
Die besonderen Einkünfte sind wie folgt zu errech­
nen: 

1. Zunächst ist zu ermitteln, welcher Betrag bei 
der Einkunftsermittlung im Falle der Vertei­
lung dieser Kosten auf die Restnutzungsdauer 
als Absetzung für Abnutzung abzusetzen 
gewesen wäre (rechnerische Absetzung für 
Abnutzung). 

2. Die tatsächlich abgesetzten Teilbeträge der 
Herstellungsaufwendungen abzüglich der 
rechnerischen Absetzung für Abnutzung (Z 1) 
werden als besondere Einkünfte erfaßt. 

S 0 n s t i g e Ein k ü n f t e (§ 2 Ab s. 3 Z 7) 

§ 29. Sonstige Einkünfte sind nur:· 
1. Wiederkehrende Bezüge, soweit sie nicht zu 

den Einkünften im Sinne des § 2 Abs. 3 Z 1 
bis 6 gehören. Bezüge, die freiwillig oder an 
eine gesetzlich unterhaltsberechtigte Person 
gewährt werden, sind nicht steuerpflichtig. 
Werden die wiederkehrenden Bezüge als 
Gegenleistung für die Übertragung von Wirt­
schafts gütern geleistet, so sind sie nur inso­
weit steuerpflichtig, als die Summe der verein­
nahmten Beträge den auf den Zeitpunkt der 
Übertragung kapitalisierten Wert der Renten­
verpflichtung (§ 16 Abs. 2 und 4 des Bewer­
tungsgesetzes 1955) übersteigt. 

2. Einkünfte aus Veräußerungsgeschäften im 
Sinne der §§ 30 und 31. 

3. Einkünfte aus Leistungen, wie insbesondere 
Einkünfte aus gelegentlichen Vermittlungen 
und aus der Vermietung beweglicher Gegen­
stände, soweit sie weder zu anderen Ein­
kunftsaiten (§ 2 Abs. 3 Z 1 bis 6) noch zu den 
Einkünften im Sinne der Z 1, 2 oder 4 gehö­
ren. Solche Einkünfte sind nicht steuerpflich­
tig, wenn sie im Kalenderjahr höchstens 
3 000 S betragen. Übersteigen die Werbungs­
kosten die Einnahmen, so darf der überstei­
gende Betrag bei der Ermittlung des Einkom­
mens nicht ausgeglichen werden (§ 2 Abs. 2). 

4. Funktionsgebühren der Funktionäre von 
öffentlich -rechtlichen Körperschaften. 

Sp ekula ti on s g e s c h ä ft e 

§ 30. (1) Spekulationsgeschäfte sind: 
1. Veräußerungsgeschäfte, bei denen der Zeit­

raum zwischen Anschaffung und Veräuße­
rung beträgt: 
a) Bei Grundstücken und Rechten, die den 

Vorschriften des bürgerlichen Rechts über 
Grundstücke unterliegen, nicht mehr als 
zehn Jahre. Für Grundstücke, bei denen 
innerhalb von zehn Jahren nach ihrer 
Anschaffung Herstellungsaufwendungen 
in Teilbeträgen gemäß § 28 Abs. 3 abge­
setzt wurden, verlängert sich die Frist auf 
fünfzehn Jahre. 

b) Bei anderen Wirtschaftsgütern, insbeson­
dere bei Wertpapieren, nicht mehr als ein 
Jahr. 
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Wurde das Wirtschaftsgut unentgeltlich 
erworben, so ist auf den Anschaffungszeit­
punkt des Rechtsvorgängers abzustellen. 

2. Veräußerungsgeschäfte, bei denen die Veräu­
ßerung der Wirtschaftsgüter früher erfolgt als 
der Erwerb. 

(2) Von der Besteuerung ausgenommen sind die 
Einkünfte aus der Veräußerung von: 

1. Eigenheimen oder Eigentumswohnungen 
samt Grund und Boden (§ 18 Abs. 1 Z 3 
lit. b), wenn sie dem Veräußerer seit der 
Anschaffung, mindestens aber seit zwei Jah­
ren als Hauptwohnsitz gedient haben. 

2. Selbst hergestellten Gebäuden; Grund und 
Boden ist jedoch abgesehen vom Fall der Z 1 
nicht von der Besteuerung ausgenommen. 

3. Schuldverschreibungen von Schuldnern, die 
Wohnsitz, Geschäftsleitung oder Sitz im 
Inland haben, ausgenommen Wandelschuld­
verschreibungen und Gewinnschuldverschrei­
bungen. 

4. Forderungen, die in ein inländisches öffentli­
ches Schuldbuch eingetragen sind. 

(3) Spekulationsgeschäfte liegen nicht vor: 
1. Soweit die Einkünfte aus den Veräußerungs­

geschäften zu den 0 Einkünften im Sinne des 
§ 2 Abs. 3 Z 1 bis 6 gehören. 

2. Wenn Wirtschaftsgüter infolge eines behördli­
chen Eingriffs oder zur Vermeidung eines sol­
chen nachweisbar unmittelbar drohenden Ein­
griffs veräußert werden. 

(4) Als Einkünfte sind der Unterschiedsbetrag 
zwischen dem Veräußerungserlös und den 
Anschaffungskosten anzusetzen. Im Falle der Ver­
äußerung eines angeschafften Gebäudes sind die 
Anschaffungskosten um Instandsetzungsaufwen­
dungen und Herstellungsaufwendungen zu erhö­
hen und um die im § 28 Abs. 6 genannten steuer­
freien Beträge zu vermindern. Wird unbebauter 
Grund und Boden veräußert, so vermindern sich . 
die Einkünfte nach Ablauf von fünf Jahren seit sei­
ner Anschaffung um jährlich 10%. Die Einkünfte 
aus Spekulationsgeschäften bleiben steuerfrei, wenn 
die gesamten aus Spekulations geschäften erzielten 
Einkünfte im Kalenderjahr höchstens 6000 S 
betragen. Führen die Spekulations geschäfte in 
einem Kalenderjahr insgesamt zu einem Verlust, so 
ist dieser nicht ausgleichsfähig (§ 2 Abs. 2). 

(5) Bei Tauschvorgängen im Sinne des § 6 Z 14 
ist der gemeine Wert anzusetzen. 

(6) Die Anschaffungskosten von Freianteilen 
sind nach § 6 Z 15 zu ermitteln. Als Anschaffungs­
zeitpunkt von Freianteilen gilt der Zeitpunkt der 
Anschaffung der Altanteile, 

(7) Die Einkommensteuer, die auf die Veräuße­
rurrg der Winschaftsgüter entfällt, wird im Ausmaß 
der sonst entstehenden Doppelbelastung der Spe­
kulationseinkünfte auf Antrag ermäßigt oder erlas-

sen, wenn der Steuerpflichtige infolge des Erwerbes 
der Winschaftsgüter Erbschafts- oder Schenkungs­
steuer entrichtet hat. 

Veräußerung bestimmter Beteili­
gungen 

§ 31. (1) Zu den sonstigen Einkünften gehören 
die Einkünfte aus der Veräußerung eines Anteils an 
einer Kapitalgesellschaft, wenn der Veräußerer 
innerhalb der letzten fünf Jahre am Grund- oder 
Stammkapital der Gesellschaft zu mehr als 10% 
beteiligt war. Eine solche Beteiligung liegt auch 
dann vor, wenn der Veräußerer mittelbar, zum Bei­
spiel durch Treuhänder oder durch eine Kapitalge­
sellschaft, beteiligt war. 

(2) Zu den Einkünften gehört auch der Über­
schuß, den der Gesellschafter unabhängig vom 
Ausmaß seiner Beteiligung bei Auflösung der Kapi­
talgesellschaft erzielt. 

(3) Als Einkünfte sind der Unterschiedsbetrag 
zwischen dem Veräußerungserlös (Abwicklungs­
guthaben) einerseits und den Anschaffungskosten 
und den Werbungskosten andererseits anzusetzen. 
Diese Einkünfte sind nur insoweit steuerpflichtig, 
als sie jenen Teil von 100 000 S übersteigen, der 
dem veräußerten (liquidierten) Anteil an der Kapi­
talgesellschaft entspricht. 

(4) Die Einkommensteuer, die auf die Veräuße­
rung von Beteiligungen entfällt, wird im Ausmaß 

o der sonst entstehenden Doppelbelastung dieser Ein­
künfte auf Antrag ermäßigt oder erlassen, wenn der 
Steuerpflichtige den veräußerten Anteil an der 
Kapitalgesellschaft innerhalb der letzten drei Jahre 
vor der Veräußerung erworben und infolge des 
Erwerbes Erbschafts- oder Schenkungssteuer ent­
richtet hat. 

o (5) Verluste aus der Veräußerung von Beteili­
gungen sind nicht ausgleichsfähig (§ 2 Abs. 2). 

(6) Die Abs. 1 bis 5 sind nicht anzuwenden, 
soweit die veräußerte Beteiligung zu einem 
Betriebsvermögen gehört oder wenn es sich um ein 
Spekulationsgeschäft (§ 30) handelt. 

(7) Bei Tauschvorgängen im Sinne des § 6 Z 14 
ist der gemeine Wert der hingegebenen Anteile 
anzusetzen. Für Freianteile gilt § 6 Z 15. 

Gemeinsame Vorschriften 

§ 32. Zu den Einkünften im Sinne des § 2 Abs. 3 
gehören auch: 

1. Entschädigungen, die gewährt werden 
a) als Ersatz für entgangene oder entge­

hende Einnahmen einschließlich eines 
Krankengeldes und vergleichbarer Lei­
stungen oder 

b) für die Aufgabe oder Nichtausübung einer 
Tätigkeit, für die Aufgabe einer Gewinn-
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beteiligung oder emer Anwartschaft auf 
eine solche oder 

c) für die Aufgabe von Bestandrechten, 
sofern der Bestandgegenstand enteignet 
wird oder seine Enteignung nachweisbar 
unmittelbar droht, oder 

d) für die Aufgabe von Bestandrechten, 
deren zwangsweise Auflösung im Hin­
blick auf die künftige Verwendung des 
Bestandgegenstandes für einen Zweck, für 
den Enteignungsrechte in Anspruch 
genommen werden könnten, nachweisbar 
unmittelbar droht. 

2. Einkünfte aus 
einer ehemaligen betrieblichen Tätigkeit 
im Sinne des § 2 Abs. 3 Z 1 bis 3 (zB 
Gewinne aus dem Eingang abgeschriebe­
ner Forderungen oder Verluste aus dem 
Ausfall von Forderungen), 
einer ehemaligen nichtselbständigen 
Tätigkeit im Sinne des § 2 Abs. :I Z 4 oder· 
einem früheren Rechtsverhältnis im Sinne 
des § 2 Abs. 3 Z 5 bis 7, 

und zwar jeweils auch beim Rechtsnachfol­
ger. 

3. Rückzahlungen auf Grund einer Kapitalher­
absetzung, die innerhalb von zehn Jahren 
nach einer Kapitalerhöhung aus Gesellschafts­
rnitteIn (§ 3 Abs. 1 Z 29) erfolgt. 

3. TEl L 

TARIF 

Steuers ätze und Steuerabsetzbeträge 

§ 33. (1) Die Einkommensteuer von dem Ein­
kommen (§ 2 Abs. 2) beträgt jährlich 
für die ersten 50 000 S . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 10%, 
für die weiteren 100000 S ................ 22%, 
für die weiteren 150 000 S . . . . . . . . . . . . . . .. 32%, 
für die weiteren 400000 S ................ 42%, 
für alle weiteren Beträge . . . . . . . . . . . . . . . .. 50%. 

(2) Wenn das Einkommen nicht durch 100 S teil­
bar ist, so sind Restbeträge bis einschli,eßlich 50 S 
zu vernachlässigen und Restbeträge von mehr als 
50 S als volle 100 S zu rechnen. 

(3) Ein allgemeiner Steuerabsetzbetrag von 
5 000 S jährlich steht jedem Steuerpflichtigen zu. 

(4) Einem Alleinverdiener oder Alleinerhalter 
steht ein Alleinverdienerabsetzbetrag von 4 000 S 
jährlich zuzüglich einem Kinderzuschlag von 
1 800 S jährlich für jedes Kind (§ 106) zu. Allein­
verdiener ist ein Ste~erpf]ichtiger, 

der zu Beginn des Veranlagungszeitraumes 
oder mindestens vier Monate im Veranla­
gungszeitraum verheiratet war und 
dessen von ihm nicht dauernd getrennt leben­
der Ehegatte, sofern er mindestens ein Kind 

hat, Einkünfte von höchstens 40 000 S jähr­
lich, sonst Einkünfte von höchstens 20 000 S 
jährlich erzielt. Die Einkünfte aus Kapitalver­
mögen dürfen aber in beiden Fällen höch­
stens 10 000 S betragen. Die nach § 3 Abs. 1 
Z 10 und 11 und auf Grund zwischenstaatli­
cher Vereinbarungen steuerfreien Einkünfte 
sind in diese Grenzen mit einzubeziehen. 
Andere steuerfreie Einkünfte sind nicht zu 
berücksichtigen. 

Alleinerhalter ist ein Steuerpflichtiger mit Kind, 
der zu Beginn des Veranlagungszeitraumes 
oder mindestens vier Monate im Veranla­
gungszeitraum ledig oder geschieden ist oder 
von seinem Ehegatten dauernd getrennt lebt 
und 
für sich Unterhaltsleistungen von höchstens 
40 000 S jährlich erhält; Im Falle einer ehe­
ähnlichen Gemeinschaft gelten die für den 
Alleinverdiener maßgeblichen Einkunftsgren-
zen. , 

Ein verwitweter Steuerpflichtiger mit Kind ist 
Alleinerhalter, wenn entweder seine Versorgungs­
leistungen nach dem verstorbenen Ehegatten oder 
seine eigenen Einkünfte höchstens 40 000 S jährlich 
betragen. Im Falle einer eheähnlichen Gemein­
schaft gelten die für den Alleinverdiener maßgeben­
den Einkunftsgrenzen. 

(5) Bei Einkünften aus einem bestehenden 
Dienstverhältnis stehen folgende Absetzbeträge zu: 

1. Ein Verkehrsabsetzbetrag von 4 000 S jähr­
lich. 

2. Ein Arbeitnehmerabsetzbetrag von 1 500 S 
jährlich, wenn die Einkünfte dem Lohnsteuer­
abzug unterliegen. 

3. Ein Grenzgängerabsetzbetrag von 1 500 S 
jährlich, wenn der Arbeitnehmer Grenzgän­
ger (§ 16 Abs. 1 Z 4) ist. Dieser Absetzbetrag 
vermindert sich um den im Kalenderjahr zu 
berücksichtigenden Arbeitnehmerabsetzbe­
trag. 

(6) Ein Pensionistenabsetzbetrag von 5 500 S 
jährlich steht dem Steuerpflichtigen zu, wenn er 
Bezüge oder Vorteile im Sinne des § 25 Abs. 1 Z 1 
oder 2 für frühere Dienstverhältnisse, Pensionen 
und gleichartige Bezüge im Sinne des § 25 Abs. 1 
Z 3 oder Ruhe(Versorgungs)bezüge im Sinne des 
. § 25 Abs. 1 Z 4 bezieht. Bei Einkünften, die den 
Anspruch auf den Pensionistenabsetzbetrag 
begründen, steht der Werbungskostenpauschbetrag 
nach § 16 Abs. 3 nicht zu. 

(7) Beträgt die Einkommensteuer vor Abzug des 
Kinderzuschlags (Abs.4) weniger als 3000 S, so 
ermäßigt sich der zu erhebende Betrag um den 
Unterschiedsbetrag zwischen 3000 S und der Ein­
kommensteuer. 

(8) Die in den Abs. 3 bis 7 vorgesehenen Abzüge 
mit Ausnahme des Kinderzuschlags (Abs.4) sind 
insgesamt nur bis zur Höhe der nach Abs. 1 und 2 
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berechneten Steuer zu berücksichtigen. Wirkt sich 
der Kinderzuschlag im jeweiligen Lohnzahlungs­
zeitraum nicht zur Gänze aus, so ist der Differenz­
betrag durch den Arbeitgeber auszuz~hlen. 

(9) Für die Umrechnung von Einkünften, die 
Steuerpflichtige mit Wohnsitz oder gewöhnlichem 
Aufenthalt in Zollausschlußgebieten dort in Deut­
scher Mark erzielen, wird mit Verordnung des 
Bundesministers für Finanzen der Kurs festgesetzt, 
der der Kaufkraftparität des österreichischen Schil­
lings, bezogen auf das jeweilige Bundesland, und 
der Deutschen Mark, bezogen auf das betreffende 
Zollausschlußgebiet, zum 15. November des voran­
gegangenen Kalenderjahres entspricht (Wirt­
schaftskurs). Die auf diese Einkünfte entfallende 
Steuer ist unter Anwendung des Wirtschaftskurses 
in Deutsche Mark rückzurechnen und sodann mit 
jenem Betrag zu erheben, der sich auf Grund des 
gewogenen Durchschnitts der maßgeblichen Kas­
senwerte ergibt. 

Außergewöhnliche Belastung 

§ 34. (1) Jeder unbeschränkt Steuerpflichtige 
kann beantragen, daß bei Ermittlung des Einkom­
mens (§ 2 Abs. 2) nach Abzug der Sonderausgaben 
(§ 18) außergewöhnliche Belastungen abgezogen 
werden. Die Belastung muß folgende Vorausset­
zungen erfüllen: 

1. Sie muß außergewöhnlich sein (Abs. 2). 
2. Sie muß zwangsläufig erwachsen (Abs. 3). 
3. Sie muß die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 

wesentlich beeinträchtigen (Abs. 4). 
Die Belastung darf weder Betriebsausgaben, Wer­
bungskosten noch Sonderausgaben sein. 

(2) Die Belastung ist außergewöhnlich, soweit sie 
höher ist als jene, die der Mehrzahl der Steuer­
pflichtigen gleicher Einkommensverhältnisse, glei-' 
cher Vermögensverhältnisse und gleichen Fami­
lienstandes erwächst. 

(3) Die Belastung erwächst dem Steuerpflichti­
gen zwangsläufig, wenn er sich ihr aus tatsächli­
chen, rechtlichen oder sittlichen Gründen nicht ent­
ziehen kann. 

(4) Die Belastung beeinträchtigt wesentlich die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, soweit sie einen 
vom Steuerpflichtigen von seinem Einkommen 
(Abs.5) vor Abzug der außergewöhnlichen Bela­
stungen selbst und eines Sanierungs gewinnes (§ 36) 
zu berechnenden Selbstbehalt übersteigt. Der 
Selbstbehalt beträgt bei einem Einkommen von 
höchstens 100000 S ..... : . . . . . . . . . . . . . .. 6% 
mehr als 100 000 S bis 200 000 S . . . . . . . . . .. 8% 
mehr als 200 000 S bis 500 000 S ......... " 10% 
mehr als 500 000 S ...................... 12%. 
Der Selbstbehalt vermindert sich um je einen Pro­
zentpunkt für: 

den Ehegatten, wenn dem Steuerpflichtigen 
der Alleinverdienerabsetzbetrag zusteht, 
jedes Kind (§ 106). 

(5) Sind im Einkommen sonstige Bezüge im 
Sinne des § 67 enthalten, dann sind als Einkünfte 
aus nichtselbständiger Arbeit für Zwecke der 
Berechnung des Selbstbehaltes die um ein Sechstel 
erhöhten laufenden Einkünfte anzusetzen. 

(6) Folgende Aufwendungen können ohne 
Berücksichtigung des Selbstbehaltes abgezogen 
werden: 

Aufwendungen zur Beseitigung von Kata­
strophenschäden, insbesondere Hochwasser-, 
Erdrutsch-, Vermurungs- und Lawinenschä­
den. 
Kosten einer auswärtigen Berufsausbildung 
nach Abs. 8. 
Mehraufwendungen des Steuerpflichtigen für 
Personen, für die gemäß § 8 Abs. 4 des Fami­
lienlastenausgleichsgesetzes 1967 erhöhte 
Familienbeihilfe gewährt wird. 
Aufwendungen im Sinne des § 35, die an 
Stelle der Pauschbeträge geltend gemacht 
werden (§ 35 Abs. 5). 

(7) Unterhalts leistungen sind überdies nur inso­
weit abzugsfähig, als sie zur Deckung von Aufwen­
dungen gewährt werden, die beim Unterhaltsbe­
rechtigten selbst eine außergewöhnliche Belastung 
darstellen würden. Ein Selbs~behalt (Abs.4) auf 
Grund eigener Einkünfte des Unterhaltsberechtig­
ten ist nicht zu berücksichtigen. 

(8) Aufwendungen für eine Berufsausbildung 
eines Kindes außerhalb des Wohnortes gelten dann 
als außergewöhnliche Belastung, wenn im Einzugs­
bereich des Wohnortes keine entsprechende Ausbil­
dungsmöglichkeit besteht. Diese außergewöhnliche 
Belastung wird durch Abzug eines Pauschbetrages 
von 1 500 S pro Monat der Berufsausbildung 
berücksichtigt. 

Behinderte 

§ 35. (1) Hat der Steuerpflichtige außergewöhn-
liche Belastungen 

durch eine eigene körperliche oder geistige 
Behinderung und 
bei Anspruch auf den Alleinverdienerabsetz­
betrag durch eine Behinderung des Ehegat­
ten, 

so steht ihm auf Antrag ein Freibetrag (Abs. 3) zu. 

(2) Die Höhe des Freibetrages bestimmt sich 
nach dem Ausmaß der Minderung der Erwerbsfä­
higkeit. Die Tatsache der Behinderung und das 
Ausmaß der Minderung der Erwerbsfähigkeit sind 
durch eine amtliche Bescheinigung der für diese 
Feststellung zuständigen Stelle nachzuweisen. 
Zuständige Stelle ist: 

Das Landesinvalidenamt bei Kriegsbeschä­
digten, Präsenzdienstpflichtigen, Opfern von 
Verbrechen und Invaliden nach dem Invali­
deneinstellungsgesetz 1969. 
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Der Landeshauptmann bei Empfängern einer 
Opferrente (§ 11 Abs. 2 des Opferfürsorgege­
setzes, BGBI. Nr. 183/1947). 
Die Sozialversicherungsträger bei Berufs­
krankheiten oder Berufsunfällen von Arbeit­
nehmern. 
Das Gesundheitsamt (im Bereich der Stadt 
Wien der Amtsarzt des jeweiligen Bezirks­
polizeikommissariates) in allen übrigen Fäl­
len sowie bei Zusammentreffen von Behinde­
rungen verschiedener Art. 

(3) Es wird jährlich gewährt 

bei einer Minderung der 
Erwerbsfähigkeit von ein Freibetrag von Schilling 

25% bis 34% 
35% bis 44% 
45% bis 54% 
55% bis 64% 
65% bis 74% 
75% bis 84% 
85% bis 94% 

ab 95% 
bei Bezug von Pflege­
oder Blindenzulage 
(Pflege- oder Blinden­
geld, Pflege- oder Blin­
denbeihilfe) oder Hilflo­
senzuschuß (Hilflosenzu­
lage) 

996 
1 332 
3324 
4020 
4992 
5964 
6960 
9984 

16632. 

(4) Bezieht ein Steuerpflichtiger zu einer gesetz­
lichen Unfallversicherung eine Zusatzrente für 
Schwerversehrte, so erhöht sich der entsprechende 
Freibetrag im Abs. 3 um 8 000 S jährlich, wenn aber 
eine Minderung der Erwerbsfähigkeit von 100% 
vorliegt oder Pflege- oder Blindenzulage (Pflege­
oder Blindengeld, Pflege- oder Blindenbeihilfe) 
oder Hilfiosenzuschuß (Hilflosen zulage) bezogen 
wird, um 16000 S jährlich. 

(5) Anstelle des Freibetrages können auch die 
tatsächlichen Kosten aus dem Titel der Behinde­
rung geltend gemacht werden (§ 34 Abs. 6). 

(6) Bezieht ein Arbeitnehmer Arbeitslohn von 
zwei oder mehreren Arbeitgebern, steht der Freibe­
trag nur einmal zu. 

(7) Der Bundesminister für Finanzen kann nach 
den Erfahrungen der Praxis im Verordnungsweg 
Durchschnittssätze für die Kosten bestimmter 
Krankheiten sowie körperlicher und geistiger 
Gebrechen festsetzen, die zu Behinderungen im 
Sinne des Abs. 3 führen. 

Sanierungsgewinn 

§ 36. Bei der Ermittlung des Einkommens (§ 2 
Abs. 2) sind nach Abzug der Sonderausgaben (§ 18) 
und außergewöhnlichen Belastungen (§§ 34 und 
35) jene Einkommensteile auszuscheiden, die durch 

Vermehrungen des Betriebsvermögens infolge eines 
gänzlichen oder teilweisen Erlasses von Schulden 
zum Zwecke der Sanierung entstanden sind. 

Ermäßigte Steuersätze 

§ 37. (1) Der Steuersatz ermäßigt sich 
1. für außerordentliche Einkünfte (Abs. 2), 
2. für Einkünfte aus besonderen Waldnutzungen 

(Abs.3), 
3. für Einkünfte aus offenen Ausschüttungen 

(Abs. 4) sowie 
4. für Einkünfte aus der Verwertung patent­

rechtlieh geschützter Erfindungen (§ 38) 
auf die Hälfte des auf das gesamte Einkommen ent­
fallenden Durchschnittssteuersatzes. 

(2) Außerordentliche Einkünfte sind nur: 
1. Veräußerungsgewinne im Sinne des § 24, 

wenn seit der Eröffnung oder dem letzten 
entgeltlichen Erwerbsvorgang sieben Jahre 
verstrichen sind. 

2. Einkünfte im Sinne des § 31. 
3. Gewinne, die infolge eines Wechsels der 

Gewinnermittlungsart entstehen, wenn der 
Steuerpflichtige überdies im Falle eines frei­
willigen Wechsels die Gewinnermittlungsart 
mindestens sieben Jahre beibehalten hat. 

4. Entschädigungen im Sinne des § 32 Z 1, wenn 
überdies im Fall der lit. a oder b der Zeitraum, 
für den die Entschädigungen gewährt werden, 
mindestens sieben Jahre beträgt, sowie Rück­
zahlungen im Sinne des § 32 Z 3. 

5. Besondere Einkünfte im Sinne des § 28 
Abs. 7, wenn seit dem ersten Jahr, für das 
Herstellungsaufwendungen gemäß § 28 
Abs. 3 in Teilbeträgen abgesetzt wurden, min­
destens weitere sechs Jahre verstrichen sind. 

(3) Einkünfte aus besonderen Waldnutzungen 
liegen nur vor, wenn für das stehende Holz kein 
Bestandsvergleich vorgenommen wird und überdies 
außerordentliche Waldnutzungen oder Waldnut­
zungen infolge höherer Gewalt vorliegen. Ein­
künfte aus außerordentlichen Waldnutzungen sind 
solche, die aus wirtschaftlichen Gründen· geboten 
sind und über die nach forstwirtschaftlichen 
Grundsätzen nachhaltig zu erzielenden jährlichen 
regelmäßigen Nutzungen hinausgehen. Die 
Betriebsart ist unmaßgeblich. Bei Einkünften aus 
Waldnutzungen infolge höherer Gewalt hindett die 
Behandlung eines Teiles der stillen Reserve nach 
§ 12 Abs.6 nicht die Versteuerung des restlichen 
Teiles als außerordentliche Einkünfte. 

(4) Einkünfte aus offenen Ausschüttungen sind: 
1. Offene Ausschüttungen inländischer Kapital­

gesellschaften oder Erwerbs- und Wirtschafts­
genossenschaften auf Gesellschafts- und 
Genossenschaftsanteile sowie auf Genuß­
rechte (§ 8 Abs. 3 Z 1 des Körperschaftsteuer­
gesetzes 1988). 
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2. Offene Ausschüttungen auf Partizipationska­
pital im Sinne des Kreditwesengesetzes oder 
des Versicherungsaufsichtsgesetzes. 

3. Rückvergütungen aus Anteilen an Erwerbs­
und Wirtschaftsgenossenschaften; ausgenom­
men sind Rückvergütungen gemäß § 13 des 
Körperschaftsteuergesetzes 1988. 

Voraussetzung ist, daß 
Ausschüttungen auf Gesellschafts- oder 
Genossenschaftsanteile auf Grund eines den 
handelsrechtlichen Vorschriften entsprechen­
den Gewinnverteilungsbeschlusses erfolgen 
bzw. 
Ausschüttungen auf Genußrechte und Parti­
zipationskapital gleichzeitig mit einem den 
handelsrechtlichen Vorschriften entsprechen­
den Beschluß" über die Gewinnverteilung vor­
genommen werden. 

(5) Scheiden Wirtschaftsgüter durch behördli­
chen Eingriff oder zur Vermeidung eines solchen 
nachweisbar unmittelbar drohenden Eingriffs aus 
dem Betriebsvermögen aus, so ermäßigt sich der 
Steuersatz für dabei aufgedeckte stille Reserven auf 
ein Viertel des Durchschnittssteuersatzes. Diese 
Bestimmung ist nicht anzuwenden, soweit stille 
Reserven nach § 12 übertragen oder einer Übertra­
gungsrücklage zugeführt werden. 

Verwertung von Patentrechten 

§ 38. (1) Sind im Einkommen Einkünfte aus der 
Verwertung patentrechtlich geschützter Erfindun­
gen durch andere Personen enthalten, so ermäßigt 
sich der Steuersatz auf die Hälfte des auf das 
gesamte Einkommen entfallenden Durchschnitts­
steuersatzes. Diese Begünstigung steht nur dem 
Erfinder selbst zu. 

(2) Der patentrechtliche Schutz muß für jenen 
Zeitraum gegeben sein, für den Lizenzzahlungen 
erfolgen oder in dem die Erfindung veräußert wird. 
Die Erfindung muß in jenem Gebiet patentrechtlich 
geschützt sein, in dem sie im Sinne des Abs. 1 ver­
wertet wird; erfolgt diese Verwertung im Ausland, 
so genügt es, wenn die Erfindung in Österreich 
patentrechtlich geschützt ist. 

(3) Der ermäßigte Steuers atz steht nur dann zu, 
wenn der aufrechte Patentschutz nachgewiesen 
wird. Dieser Nachweis ist für jeden Veranlagungs­
zeitraum der Einkommensteuererklärung anzu­
schließen. 

4. TEl L 

VERANLAGUNG 

Allgemeine Veranlagung und Veranlagungszeit­
raum 

§ 39. (1) Die Einkommensteuer wird nach Ablauf 
des Kalenderj ahres (Veranlagungszeitraumes) nach 

dem Einkommen veranlagt, das der Steuerpflich­
tige in diesem Veranlagungszeitraum bezogen hat. 
Hat der Steuerpflichtige lohnsteuerpflichtige Ein­
künfte bezogen, so erfolgt eine Veranlagung nur, 
wenn die Voraussetzungen des § 41 vorliegen. 

(2) Hat die Steuerpflicht nicht während des vol­
len Veranlagungszeitraumes bestanden, so wird das 
während der Dauer der Steuerpflicht bezogene 
Einkommen zugrunde gelegt. Bei Wegfall der Steu­
erpflicht kann die Veranlagung sofort vorgenom­
men werden. 

Kinderzuschläge zum Alleinverdienerabsetzbetrag . 

§ 40. Unterbleibt bei Steuerpflichtigen, die 
Anspruch auf den Alleinverdienerabsetzbetrag 
haben und für die keine Lohnsteuerkarte ausge­
stellt worden ist, eine Veranlagung, so ist der nach 
§ 33 Abs. 4 zustehende Kinderzuschlag zum Allein­
verdienerabsetzbetrag auf Antrag des Steuerpflich­
tigen zu erstatten. Der Antrag kann bis zum Ende 
des auf den Veranlagungszeitraum zweitfolgenden 
Kalenderjahres gestellt werden. Im Antrag ist die 
Versicherungsnummer gemäß § 31 ASVG anzufüh­
ren. 

Veranlagung von lohnsteuerpflichtigen Einkünften 

§ 41.(1) Sind im Einkommen lohnsteuerpflich­
tige Einkünfte enthalten, so wird der Steuerpflich­
tige nur veranlagt, wenn die anderen Einkünfte ins­
gesamt mehr als 10 000 S betragen. 

(2) Übersteigen die anderen Einkünfte insgesamt 
nicht den Betrag von 10000 S, kann die Durchfüh­
rung einer Veranlagung beantragt werden, wenn 

1. die Summe der anderen Einkünfte einen Ver­
lust ergibt (Verlustveranlagung) oder 

2. ein Verlustabzug gemäß § 18 Abs.6 und 7 
zusteht oder 

3. zur Vermeidung einer Doppelbesteuerung 
eine im Ausland entrichtete Einkommensteuer 
auf die inländische Einkommensteuer anzu­
rechnen ist oder 

4. im Einkommen Einkünfte im Sinne des § 3 
Abs. 1 Z 10 oder 11 enthalten sind oder 

5. im Einkommen abzugspflichtige Einkünfte 
aus Kapitalvermögen enthalten sind. 

Der Antrag kann innerhalb von zwei Kalenderjah­
ren ab dem Ende des Veranlagungszeitraums 
gestellt werden. Ergibt sich im Falle der Wiederauf­
nahme des Verfahrens, daß die Voraussetzungen 
der Z 1 oder 2 vorliegen, so ist eine Veranlagung 
vorzunehmen. Ist ein Jahresausgleich von Amts 

. wegen (§ 72 Abs. 3) nur deshalb nicht durchzufüh­
ren, weil die Summe der steuerpflichtigen Ein­
künfte aus nichtselbständiger Arbeit den im § 72 
Abs. 3 genannten Grenzbetrag nicht übersteigt, 
dann ist die beantragte Veranlagung nur durchzu­
führen, wenn die im Abzugsweg einbehaltenen 
Beträge die zu veranlagende Einkommensteuer 
übersteigen. 
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(3) Sind im Einkommen lohnsteuerpflichtige Ein­
künfte enthalten, ist von den anderen Einkünften 
ein Veranlagungsfreibetrag bis zu 10 000 S abzu­
ziehen. Der Freibetrag vermindert sich um jenen 
Betrag, um den die anderen Einkünfte 10 000 S 
übersteigen. 

(4) Bei der Ermittlung der Einkünfte aus nicht­
selbständiger Arbeit bleiben Bezüge, die nach § 67 
Abs. 1 oder § 68 steuerfrei bleiben oder mit den 
festen Sätzen des § 67 oder mit den Pausehsätzen 
des § 69 Abs. 1 zu versteuern waren, außer Ansatz. 

(5) Werden besondere Verhältnisse im Sinne des 
§ 63 Abs. 1 berücksichtigt, sind ein Freibetragsbe­
scheid und eine Mitteilung gemäß § 63 zu erlassen. 

Steuererklärungspflicht 

§ 42. (1) Der unbeschränkt Steuerpflichtige hat 
eine Steuererklärung für das abgelaufene Kalender­
jahr (Veranlagungszeitraum) abzugeben, wenn 

1. er vom Finanzamt dazu aufgefordert wird 
oder 

2. das Einkommen ganz oder teilweise aus Ein­
künften im Sinne des § 2 Abs. 3 Z 1 bis 3 
bestanden hat und der Gewinn auf Grund 
eines Betriebsvermögensvergleiches zu ermit.­
teln war oder ermittelt worden ist oder 

3. das Einkommen ~ehr als 56800 S betragen 
hat und darin andere als lohnsteuerpflichtige 
Einkünfte von mehr als 10 000 S enthalten 
sind. 

(2) Der beschränkt Steuerpflichtige hat eine 
Steuererklärung über die inländischen Einkünfte 
für das abgelaufene Kalenderjahr (Veranlagungs­
zeitraum) abzugeben, wenn 

1. er vom Finanzamt dazu aufgefordert wird 
oder 

2. die inländischen Einkünfte ganz oder teil­
weise aus Einkünften im Sinne des § 2 Abs. 3 
Z 1 bis 3 bestanden haben und der Gewinn 
auf Grund eines Betriebsvermögensverglei­
ches zu ermitteln war oder ermittelt worden 
ist oder 

3. die gesamten inländischen Einkünfte, die 
gemäß § 102 zur Einkommensteuer zu veran­
lagen sind, mehr als 15000 S betragen haben. 

Steuererklärung bei gesonderter Feststellung der 
Einkünfte 

§ 43. (1) Der Steuerpflichtige hat eine besondere 
Steuererklärung abzugeben, wenn die Einkünfte 
gemäß § 187 der Bundesabgabenordnung geson­
dert festzustellen sind. 

(2) Die zur Geschäftsführung oder Vertretung 
einer Gesellschaft oder Gemeinschaft befugten Per­
sonen sind, wenn die Einkünfte einheitlich und 
gesondert festzustellen sind, verpflichtet, eine Steu­
ererklärung Zur einheitlichen Feststellung der Ein­
künfte der einzelnen Beteiligten abzugeben. 

(3) In den Fällen der Abs. 1 und 2 ist § 134 der 
Bundesabgabenordnung anzuwenden. 

Form der Steuererklärungen 

§ 44. (1) Wer Bücher führt und regelmäßig 
Abschlüsse macht, muß seiner Steuererklärung eine 
Abschrift der Vermägensübersicht a ahresabschluß, 
Bilanz) und der Gewinn- und Verlustrechnung bei­
fügen. Diese müssen auf dem Zahlenwerk der 
Buchführung beruhen. 

(2) Beträge, die in den Übersichten nicht den 
steuerlichen Erfordernissen entsprechen, sind durch 
geeignete Zusätze oder Anmerkungen diesen anzu­
passen, wenn nicht eine besondere Übersicht mit 
dem Zusatz "für steuerliche Zwecke" beigefügt 
wird. 

(3) Liegen Jahresberichte (Geschäftsberichte) 
oder Treuhandberichte (Wirtschaftsprüfungsbe­
richte) vor, so müssen diese der Steuererklärung 
beigefügt werden. 

(4) Wer den Gewinn gemäß § 4 Abs. 3 ermittelt, 
muß seiner Steuererklärung eine Abschrift der Auf­
stellung der Betriebseinnahmen und Betriebsausga­
ben beifügen. Die Betriebsausgaben müssen in die­
ser Aufstellung gruppenweise gegliedert dargestellt 
werden. Auf diese Aufstellung sind die Vorschriften 
der Bundesabgabenordnung über Aufzeichnungen 
entsprechend anzuwenden. 

(5) Abs.4 gilt entsprechend für die Ermittlung 
des Überschusses der Einnahmen über die Wer­
bungskosten bei den Einkünften aus Vermietung 
und Verpachtung und bei den sonstigen Einkünften 
im Sinne des § 29. 

(6) Hat eine natürliche Person, eine Personenge­
sellschaft oder eine juristische Person, die 
geschäftsmäßig Hilfe in Steuersachen leistet, bei 
der Anfertigung der Anlagen (Abs. 1 bis 5) mitge­
wirkt, so sind ihr Name und ihre Anschrift in der 
Steuererklärung anzugeben. 

(7) In der Einkommensteuererklärung ist die 
Versicherungsnummer gemäß § 31 ASVG anzufüh­
ren. 

Vorauszahlungen 

§ 45. (1) Der Steuerpflichtige hat auf die Ein­
kommensteuer Vorauszahlungen zu entrichten. 
Die Vorauszahlung für ein Kalenderjahr wird wie 
folgt berechnet: 

Einkommensteuerschuld für das letztveran­
lagte Kalenderjahr abzüglich der einbehalte­
nen Beträge im Sinne des § 46 Abs. 1 Z 2. 
Der so ermittelte Betrag wird, wenn die V or­
auszahlung erstmals für das dem Veranla­
gungszeitraum folgende Kalenderjahr wirkt, 
um 4%, wenn sie erstmals für ein späteres 
Kalenderjahr wirkt, um weitere· 5% für jedes 
weitere Jahr erhöht. 
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(2) Die Vorauszahlung ist je zu einem Viertel am 
10. März, 10. Juni, 10. September und 10. Dezem­
ber zu leisten. 

(3) Bereits fällig gewordene oder innerhalb eines 
Monates ab Bekanntgabe einer Erhöhung der V or­
auszahlungen fällig werdende Vorauszahlungsteil­
beträge werden durch eine Änderung in der Höhe 
der Vorauszahlung (Abs.l) nicht berührt. Der 
Unterschiedsbetrag ist bei Fälligkeit des nächsten 
Vorauszahlungsteilbetrages auszugleichen (Aus­
gleichsviertel). Nach dem 30. September darf das 
Finanzamt Bescheide über die Änderung der V or­
auszahlung für das laufende Kalenderjahr nicht 
mehr erlassen; dies gilt nicht für Bescheide auf 
Grund eines Antrages, den der Steuerpflichtige bis 
zum 30. September gestellt hat, sowie für eine 
Änderung in einem Rechtsmittelverfahren. Erfolgt 
die Bekanntgabe von Bescheiden über die Erhö­
hung oder die erstmalige Festsetzung der V oraus­
zahlung nach dem 10. November, dann ist der 
Unterschiedsbetrag (der Jahresbetrag der Voraus­
zahlung) innerhalb eines Monates nach Bekannt­
gabe des Bescheides zu entrichten. Erfolgt die 
Bekanntgabe eines Bescheides über die Herabset­
zung der Vorauszahlung nachdem 10. Dezember, 
dann ist der Unterschiedsbetrag gutzuschreiben. 

(4) Das Finanzamt kann di~ Vorauszahlung der 
Steuer anpassen, die sich für das laufende Kalen­
derjahr voraussichtlich ergeben wird. Dabei ist 
Abs. 3 anzuwenden. 

Abschlußzahlungen 

§ 46. (1) Auf die Einkommensteuerschuld wer­
den angerechnet: 

1. Die für den Veranlagungszeitraum festgesetz­
ten Vorauszahlungen, 

2. die durch Steuerabzug einbehaltenen Beträge, 
soweit sie auf die im Veranlagungszeitraum 
bezogenen Einkünfte entfallen. Bei einem 
Lohnsteuerpflichtigen sind jedoch nicht anzu­
rechnen: 

Jene Steuerbeträge, die von Einkünften 
aus nichtselbständiger Arbeit, die gemäß 
§ 41 Abs. 4 bei der Veranlagung außer 
Betracht bleiben, entrichtet worden sind, 
sowIe 
die einbehaltene Kapitalertragsteuer, 
soweit die kapitalertragsteuerpflichtigen 
Einkünfte unter den Veranlagungsfreibe­
trag des § 41 Abs. 3 fallen. Eine Anrech­
nung ist aber insoweit vorzunehmen, als 
ohne Anwendung des Freibetrages keine 
oder eine geringere Einkommensteuer zu 
erheben wäre. 

Ist ein Jahresausgleich (§ 72) durchzuführen, so 
tritt an die Stelle der durch Steuerabzug einbehalte­
nen Beträge die auf Grund des durchgeführten Jah­
resausgleichs festgesetzte Lohnsteuer. Lohnsteuer, 
die im Haftungsweg (§ 82) beim Arbeitgeber nach­
gefordert wurde, ist nur insoweit anzurechnen, als 

sie dem Arbeitgeber vom Arbeitnehmer ersetzt 
wurde. 

(2) Ist die Einkommensteuerschuld kleiner als 
die Summe der Beträge, die nach Abs. 1 anzurech­
nen sind, so wird der Unterschiedsbetrag gutge­
schrieben. 

(3) Findet weder eine Veranlagung nach § 39 
noch nach § 41 statt, so gilt die Einkommensteuer, 
die auf steuerabzugspflichtige Einkünfte entfällt, 
für den Steuerschuldner als getilgt, wenn er weder 
gemäß § 83 Abs. 2 noch gemäß § 95 Abs. 2 in 
Anspruch genommen werden kann noch ein Jahres­
ausgleich gemäß § 72 durchzuführen ist. Findet 
eine Veranlagung nach § 41 statt und bleiben hiebei 
Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit gemäß § 41 
Abs. 4 außer Betracht, so gilt die Einkommen­
steuer, die auf diese Einkünfte entfällt, für den 
Steuerschuldner als getilgt, wenn er nicht gemäß 
§ 83 Abs. 2 in Anspruch genommen werden kann. 

5. TE I L 

STEUERABZUG VOM ARBEITSLOHN 
(LOHNSTEUER) 

Arbeitgeber, Arbeitnehmer 

§ 47. (1) Bei Einkünften aus nichtselbständiger 
Arbeit (§ 25) wird die Einkommensteuer durch 
Abzug vom Arbeitslohn erhoben (Lohnsteuer), 
wenn im Inland eine Betriebsstätte (§ 81) des 
Arbeitgebers besteht. Arbeitnehmer ist eine natürli­
che Person, die Einkünfte aus nichtselbständiger 
Arbeit bezieht. Arbeitgeber ist, wer Arbeitslohn im 
Sinne des § 25 auszahlt. 

(2) Ein Dienstverhältnis liegt vor, wenn der 
Arbeitnehmer dem Arbeitgeber seine Arbeitskraft 
schuldet. Dies ist der Fall, wenn die tätige Person in 
der Betätigung ihres geschäftlichen Willens unter 
der Leitung des Arbeitgebers steht oder im 
geschäftlichen Organismus des Arbeitgebers dessen 
Weisungen zu folgen verpflichtet ist. 

(3) Tritt ein Arbeitnehmer seine Pensionsansprü­
che aus der gesetzlichen' Sozialversicherung oder 
gegenüber einer Gebietskörperschaft zur gemeinsa­
men Auszahlung und Versteuerung an seinen frü­
heren Arbeitgeber ab, der ihm Bezüge oder Vor­
teile aus dem früheren Dienstverhältnis im Sinne 
des § 25 Abs. 1 Z 1 gewährt, oder an eine andere 
Gebietskörperschaft, die ihm Bezüge und Vorteile 
aus dem früheren Dienstverhältnis im Sinne des 
§ 25 Abs. 1 Z 1 und 4 gewährt, dann sind die 
Pflichten des Arbeitgebers hinsichtlich des Steuer": 
abzugs vom Arbeitslohn ausschließlich von dem 
Arbeitgeber wahrzunehmen, an den die Bezüge 
abgetreten wurden. Nur diesem Arbeitgeber ist eine 
Lohnsteuerkarte vorzulegen. 

(4) Auf Antrag des Abgabepflichtigen kann der 
Lohnsteuerabzug von zwei oder mehreren Bezügen 
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und Pensionen aus der gesetzlichen Sozialversiche­
rung von einem Sozialversicherungsträger vorge­
nommen werden. In diesem Fall ist eine Lohnsteu­
erkarte nur dem Sozialversicherungsträger vorzule­
gen, der den gemeinsamen Lohnsteuerabzug von 
der Summe der Bezüge und Pensionen vornimmt~ 

Lohnsteuerkarte 

§ 48. (1) Der Arbeitnehmer hat sich für die 
Lohnsteuerberechnung vor Beginn des Kalender­
jahres oder vor der erstmaligen Auszahlung von 
Arbeitslohn von der Gemeinde eine Lohnsteuer­
karte ausschreiben zu lassen. 

(2) Die Lohnsteuerkarten sind auf Grund des 
Ergebnisses einer Personenstandsaufnahme mit 
Wirkung für fünf aufeinanderfolgende Kalender­
jahre auszuschreiben.' 

(3) Für Arbeitnehmer, die eine Pension von einer 
öffentlich-rechtlichen Körperschaft beziehen, 
behalten die bei den pensionsauszahlenden Stellen 
vorgelegten Lohnsteuerkarten ohne Rücksicht auf 
den allgemeinen· Geltungszeitraum ihre Gültigkeit 
dauernd (Dauerlohnsteuerkarten). Der Bundesmi­
nister für Finanzen kann aber aus Gründen der 
Kontrolle anordnen, daß Dauerlohnsteuerkarten 
für bestimmte Gruppen von Arb~itnehmern neu 
auszuschreiben sind. 

Verpflichtung der Gemeinde 

§ 49. (1) Die Lohnsteuerkarten sind unentgeltlich 
von jener Gemeinde auszustellen, in deren Bereich 
der Arbeitnehmer - ausgenommen Arbeitnehmer, 
die unter § 48 Abs. 3 fallen - im Zeitpunkt der 
Personenstandsaufnahme einen Wohnsitz oder sei­
nen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

(2) Die Gemeinde hat ferner auf Antrag Lohn­
steuerkarten auszuschreiben 

1. für Arbeitnehmer, die in der betreffenden 
Gemeinde durch die Personenstandsauf­
nahme zu erfassen waren, ohne Rücksicht 
darauf, ob sie tatsächlich erfaßt worden sind, 

2. für alle Arbeitnehmer, die in der Gemeinde 
einen Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt haben, es sei denn, daß nach Z 1 
eine andere Gemeinde zuständig ist. 

(3) Wenn Arbeitnehmer einen mehrfachen 
Wohnsitz haben, ist 

1. bei verheirateten Arbeitnehmern eine lohn­
steuerkarte von der Gemeinde auszuschrei­
ben, in der sich ihr Familienhaushalt befindet, 

2. bei unverheirateten Arbeitnehmern eine Lohn­
steuerkarte von der Gemeinde auszuschrei­
ben, von der aus sie ihrer Beschäftigung nach-
gehen. . 

(4) Die Gemeinde hat entsprechend dem Vor­
druck der Lohnsteuerkarte den Alleinverdienerab­
setzbetrag (§ 57 Abs. 2) nach Maßgabe der Vor­
schriften des § 57 auf der Ersten Lohnsteuerkarte 

zu bescheinigen und die Anzahl der Kinder (§ 106) 
zu vermerken. 

Kennzeichnung der Lohnsteuerkarten 

§ 50. Die Lohnsteuerkarten sind von der 
Gemeinde fortlaufend mit Nummern zu versehen. 
In den Haushaltslisten (§ 118 der Bundesabgaben­
ordnung) sind 

die laufende Nummer, 
der Vermerk "StK" (Steuerkarte), 
der Alleinverdienerabsetzbetrag, 
die Anzahl der Kinder (§ 106) sowie 
das Jahr (die Jahre), für das (die) die Lohn­
steuerkarte gilt, 

einzutragen. 

Aushändigung der Lohnsteuerkarten 

§ 51. (1) Die Ausschreibung der Lohnsteuerkar­
ten ist so durchzuführen, daß sich' die lohnsteuer­
karten am 10. Dezember im Besitz der Arbeitneh­
mer befinden. 

(2) Die Gemeinde hat die Lohnsteuerkarten 
sofort nach der Ausschreibung durch ihr Außen­
dienstpersonal oder durch die Post den Arbeitneh­
mern auszuhändigen. Ist die Aushändigung der 
Lohnsteuerkarten beendet, so ist dies mit der Auf­
forderung, die Ausschreibung fehlender Lohnsteu­
erkarten zu beantragen (§ 52), öffentlich bekannt­
zumachen. 

Antrag des Arbeitnehmers auf Ausschreibung einer 
Lohnsteuerkarte 

§ 52. Der Arbeitnehmer hat bei der nach § 49 
zuständigen Gemeinde die Ausschreibung einer 
Lohnsteuerkarte zu beantragen: 

1. Vor Beginn des Kalenderjahres, wenn ihm die 
Lohnsteuerkarte nicht gemäß § 51 Abs. 2 
zugeht. 

2. Vor der erstmaligen Auszahlung von Arbeits­
lohn im Sinne des § 25, wenn die Lohnsteuer­
karte nicht schon gemäß Z 1 ausgeschrieben 
worden ist. 

Nachträgliche Ausschreibung von Lohnsteuer­
karten 

§ 53. (1) Die Gemeinde hat über ausgeschriebene 
Lohnsteuerkarten, nachdem sie die für das Finanz­
amt bestimmte Ausfertigung der Haushaltslisten an 
dieses abgeliefert hat, die durch § 50 zweiter Satz 
vorgeschriebenen Vormerkungen in der bei ihr ver­
bliebenen Ausfertigung der Haushaltsliste vorzu­
nehmen. 

(2) Hat die Gemeinde auf den Ersten Lohnsteu­
erkarte des Arbeitnehmers den Aileinverdienerab­
setzbetrag (§ 57 Abs. 2) eingetragen, dann ist dieser 
gleichzeitig mit der Ausschreibung einer Lohnsteu­
erkarte für den Ehegatten zu streichen. Die 
Gemeinde ist verpflichtet, dem Wohnsitzfinanzamt 
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jährlich bis 31. Jänner ein Verzeichnis über jene 
Arbeitnehmer zu übersenden, auf deren Lohnsteu­
erkarte im abgelaufenen Kalenderjahr der Allein­
verdienerabsetzbetrag zu streichen war. Das Ver­
zeichnis muß folgende Angaben enthalten: 

- Laufende Nummer der Lohnsteuerkarte 
- Versicherungsnummer gemäß § 31 ASVG 
- Name und Adresse des Arbeitnehmers. 

Die Übermittlung eines Verzeichnisses kann entfal­
len, wenn die entsprechenden Daten im Wege eines 
Datenträgeraustausches übermittelt werden. Der 
Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, das 
Verfahren des Datenträgeraustausches mit Verord­
nung festzulegen. 

Mehrere Lohnsteuerkarten 

§ 54. (1) Die Gemeinde hat einem Arbeitnehmer, 
der Arbeitslohn (§ 25) von mehreren Arbeitgebern 
oder mehrere Bezüge im Sinne des § 71 zweiter 
Satz vom selben Arbeitgeber erhält, eine Zweite 
oder weitere Lohnsteuerkarte auszuschreiben, die 
mit dem Vermerk "Hinzurechnungsbetrag gemäß 
§ 54 Abs. 2 EStG" zu versehen ist. 

(2) Bei Vorliegen einer Zweiten Lohnsteuerkarte 
sind vor Anwendung des Lohnsteuertarifs dem tat­
sächlichen Arbeitslohn folgende Beträge hinzuzu­
rechnen: 

monatlich 
2 600 S 

wöchentlich 
600 S 

täglich 
100 S. 

Bei Vorliegen einer Dritten bzw. weiteren Lohn­
steuerkarte sind vor Anwendung des Lohnsteuerta­
rifs dem tatsächlichen Arbeitslohn folgende Beträge 
hinzuzurechnen : 

monatlich 
4810 S 

wöchentlich 
1110 S 

täglich 
185 S. 

Wird der Arbeitslohn für andere als die hier 
genannten Lohnzahlungszeiträume gezahlt, so sind 
die vorstehend genannten Beträge nach § 66 Abs. 1 
umzurechnen. 

(3) Erst im Zeitpunkt der Ausschreibung der 
Zweiten Lohnsteuerkarte ist die vorher ausge­
schriebene als "Erste" zu bezeichnen. Eine Lohn­
steuerkarte ohne Ordnungszahl gilt als "Erste 
Lohnsteuerkarte" . 

. (4) Die Gemeinde hat dem Finanzamt über die 
Ausstellung von Zweiten und weiteren lohnsteuer­
karten Mitteilung zu machen. Die Mitteilung hat 
anläßIich der Personenstandsaufnahme und bei 
nachträglicher Ausschreibung bis 31. Jänner des 
Folgejahres durch Übermittlung eines automations­
unterstützten Ausdruckes, durch Datenträgeraus­
tausch oder durch Übersendung des hiefür aufge­
legten amtlichen Vordruckes zu erfolgen. Der Bun­
desminister für Finanzen wird ermächtigt, den 
Inhalt der Mitteilung und das Verfahren des 

Datenträgeraustausches mit Verordnung festzule­
gen. 

Verlust der Lohnsteuerkarte 

§ 55. Verlorene, unbrauchbar gewordene oder 
zerstörte Lohnsteuerkarten sind durch die nach 
§ 49 für die' Ausschreibung der Lohnsteuerkarte 
zuständige Gemeinde gegen einen Betrag von 
höchstens 50 S zu ersetzen, der der Gemeinde 
zufließt. 

Verbot privater Änderungen 

§ 56. (1) Die Eintragungen auf der Lohnsteuer­
karte- dürfen nur durch die zuständigen Behörden 
geändert oder ergänzt werden. 

(2) Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte, die 
nachweislich unrichtig sind, sind auf Antrag oder 
von Amts wegen durch jene Behörde zu ändern, die 
die Eintragung vorgenommen hat. 

Steuerabsetzbeträge 

§ 57. (1) Ein allgemeiner Steuerabsetzbetrag von 
5 000 S jährlich steht jedem Arbeitnehmer zu. 

(2) Einem Alleinverdiener oder Alleinerhalter 
steht ein Alleinverdienerabsetzbetrag von 4 ÖOO S 
jährlich zuzüglich einem Kinderzuschlag von 
1 800 S jährlich für jedes Kind (§ 106) zu. 

Alleinverdiener ist ein Arbeitnehmer, dessen von 
ihm nicht dauernd getrennt lebender Ehegatte, 
sofern er mindestens ein Kind hat, Einkünfte von 
höchstens 40 000 S jährlich, sonst Einkünfte von 
höchstens 20 000 S jährlich erzielt. Die Einkünfte 
aus Kapitalvermögen dürfen aber in bei den Fällen 
höchstens 10000 S betragen. Die nach § 3 Abs. 1 
Z 10 und 11 sowie auf Grund zwischenstaatlicher 
Vereinbarungen steuerfreien Einkünfte sind in 
diese Grenze miteinzubeziehen. Andere steuerfreie 
Einkünfte sind nicht zu berücksichtigen. 

Alleinerhalter ist ein Arbeitnehmer mit Kind, der 
ledig oder geschieden ist oder von seinem 
Ehegatten dauernd getrennt lebt und 
für sich Unterhaltszahlungen von höchstens 
40000 S jährlich erhält. Im Falle einer ehe­
ähnlichen Gemeinschaft gelten die für den 
Alleinverdiener maßgeblichen Einkunftsgren­
zen . 

Ein verwitweter Steuerpflichtiger mit Kind ist 
Alleinerhalter, wenn entweder seine Versorgungs­
leistungen nach dem verstorbenen Ehegatten oder 
seine eigenen Einkünfte hÖGhstens 40 000 S jährlich 
betragen. Im Falle einer ehe ähnlichen Gemein­
schaft gelten die für den Alleinverdiener maßgeben­
den Einkunftsgrenzen. 

(3) Ein Arbeitnehmerabsetzbetrag von 1 500 S 
jährlich sowie ein Verkehrsabsetzbetrag von 
4000 S jährlich stehen dem Arbeitnehmer zu, wenn 
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er lohnsteuerpflichtige Einkünfte aus einem beste­
henden Dienstverhältnis bezieht. 

(4) Ein Pensionistenabsetzbetrag von 5500 S 
jährlich steht dem Steuerpflichtigen zu, wenn· er 
Bezüge oder Voneile im Sinne des § 25 Abs. 1 Z 1 
oder 2 für frühere Dienstverhältnisse, Pensionen 
und gleichanige Bezüge im Sinne des § 25 Abs. 1 
Z 3 oder Ruhe(Versorgungs)bezüge im Sinne des 
§ 25 Abs. 1 Z 4 bezieht. Bei Einkünften, die den 
Anspruch auf denPensionistenabsetzbetrag 
begründen, steht der Werbungskostenpauschbetrag 
nach § 62 Abs. 1 nicht zu. 

(5) Die Absetzbeträge im Sinne der Abs. 1 bis 4 
mit Ausnahme des Kinderzuschlages sind insgesamt 
nur bis zur Höhe der nach § 66 berechneten Steuer 
zu berücksichtigen. Wirkt sich der Kinderzuschlag 
im jeweiligen Lohnzahlungszeitraum nicht zur 
Gänze aus, so ist der Differenzbetrag durch den 
Arbeitgeber auszuzahlen. 

(6) Für die Bescheinigung des Alleinverdienerab­
setzbetrages sind bei Ausschreibung der Lohnsteu­
erkane (§ 49) grundsätzlich die Verhältnisse am 
Stichtag der Personenstands aufnahme vor Beginn 
des Kalenderjahres maßgebend, ab dem die Lohn­
steuerkane zu gelten hat. 

Änderung des Alleinverdienerabsetzbetrages und 
des Vermerkes von Kindern (§ 106) 

§ 58. (1) Wurde auf der Lohnsteuerkarte eines 
Arbeitnehmers kein Alleinverdienerabsetzbetrag 
eingetragen oder wurde dieser gestrichen, weil sein 
(Ehe)Panner Einkünfte im Sinne des § 2 Abs.3 
oder der Alleinerhalter U nterhalts- oder Versor­
gungsleistungen oder andere Einkünfte bezog, lie­
gen aber die Voraussetzungen des § 57 Abs. 2 vor, 
so ist der Alleinverdienerabsetzbetrag auf Antrag 
auf der Lohnsteuerkane zu bescheinigen. Dieser 
Antrag kann nach dem Stichtag der Personen­
standsaufnahme beim Wohnsitzfinanzamt gestellt 
werden. Das gleiche gilt, wenn die V oraussetzun­
gen für den Vermerk von Kindern (§ 106) nach 
dem Stichtag der Personenstandsaufnahme einge­
treten sind. 

(2) Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, die Berich­
tigung der Eintragungen auf der Lohnsteuerkane 
zu beantragen, wenn 

1. der Alleinverdienerabsetzbetrag eingetragen 
ist, die Voraussetzungen für die Gewährung 
dieses Absetzbetrages aber weggefallen sind, 
oder 

2. die Voraussetzungen für den Vermerk von 
Kindern weggefallen sind. 

(3) Der Arbeitnehmer hat den entsprechenden 
Antrag gemäß Abs. 2 innerhalb eines Monats nach 
dem Eintritt des Ereignisses bei seinem Wohnsitzfi­
nanzamt zu stellen. Kommt der Arbeitnehmer sei­
ner Verpflichtung nicht nach, so ist die Berichti-

gung der Lohnsteuerkane von Amts wegen vorzu­
nehmen. 

(4 ) Verlegt der Arbeitnehmer nach der Aus­
schreibung der Lohnsteuerkarte seinen Wohnsitz, 
so hat das Wohnsitzfinanzamt die in den Abs. 1 bis 
3 vorgesehenen Änderungen oder Ergänzungen 
vorzunehmen. 

Wirksamkeitsbeginn von Änderungen oder Ergän­
zungen der Lohnsteuerkarte 

§ 59. (1) Der Alleinverdienerabsetzbetrag ist im 
Falle des § 58 Abs. 1 erster Satz rückwirkend ab 
dem Beginn des Kalenderjahres einzutragen, im 
Falle des § 53 Abs. 2 oder bei Wegfall der Voraus­
setzungen rückwirkend ab dem Beginn des Kalen­
derjahres zu streichen. Die Streichung des Allein­
verdienerabsetzbetrages infolge Todes des Ehegat­
ten hat mit Beginn des nächstfolgenden Kalender­
jahres zu erfolgen. Kinder (§ 106) sind rückwir­
kend ab Beginn des Lohnzahlungszeitraumes ein­
zutragen, für den erstmals Familienbeihilfe bezo­
gen oder gesetzlicher Unterhalt geleistet wird. Im 
Falle des § 58 Abs. 2 Z 2 ist der Vermerk von Kin­
dern mit Ablauf des Kalenderjahres zu streichen, in 
dem die Auszahlung der Familienbeihilfe oder die 
Leistung des gesetzlichen Unterhalts eingestellt 
wird. Der Alleinverdienerabsetzbetrag sowie Kin­
der dürfen rückwirkend nur für das laufende 
Kalenderjahr eingetragen werden. 

(2) Hat die Änderung oder die Ergänzung der 
Lohnsteuerkarte durch Eintragung eines zurücklie­
genden Zeitpunktes rückwirkende Kraft (Abs. 1), 
so ist, abgesehen von den Fällen einer Veranlagung, 
im Zuge der Durchführung eines Jahresausgleichs 
(§ 72) die zuviel einbehaltene Lohnsteuer zu erstat­
ten, die zu wenig einbehaltene Lohnsteuer nachzu­
fordern. 

Vermerk in der Hausbaltsliste 

§ 60. In den Fällen des § 56 Abs. 2 hat die zustän­
dige Behörde dafür zu sorgen, daß die Änderungen 
in der Haushaltsliste yermerkt werden. Zu diesem 
Zweck hat 

1. die Gemeinde, wenn die für das Finanzamt 
bestimmte Ausfertigung der Haushaltsliste 
bereits an das Finanzamt abgeliefert ist, die­
sem eine von ihr vorgenommene Änderung 
zum Vermerk in der Haushaltsliste mitzutei­
len, 

2. das Finanzamt, wenn die Haushaltsliste bei 
ihm noch nicht eingelangt ist, eine von ihm 
vorgenommene Änderung nach Eingang der 
Haushaltsliste in dieser nachzutragen. 

Sicherung der Durchführung der §§ 49 bis 60 

§ 61. Die Gemeinden sind verpflichtet, den 
Anweisungen des Finanzamtes zur Durchführung 
der §§ 49 bis 60 nachzukommen. Das Finanzamt 
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kann erforderlichenfalls Handlungen im Sinne die­
ser Anweisungen selbst vornehmen. 

Berücksichtigung besonderer Verhältnisse 

§ 62. (1) Für Werbungskosten (§ 16) sind beim 
Steuerabzug vom Arbeitslohn ohne weiteren Nach­
weis folgende Pauschbeträge abzusetzen: 
Bei täglicher Lohnzahlung .......... . 
bei wöchentlicher Lohnzahlung ..... . 
bei monatlicher Lohnzahlung ., ..... . 
bei jährlicher Lohnzahlung ......... . 

5,75 S, 
34,60 S, 

150,- S, 
1800,- S. 

(2) Beim Steuerabzug vom Arbeitslohn sind vor 
Anwendung des Lohnsteuertarifes (§ 66), ohne 
Anrechnung auf die Pauschbeträge des Abs. 1, vom 
Arbeitslohn abzuziehen: 

1. Pflichtbeiträge zu gesetzlichen Interessenver­
tretungen auf öffentlich-rechtlicher Grund­
lage und vom Arbeitgeber einbehaltene Bei­
träge für die freiwillige Mitgliedschaft bei 
Berufsverbänden und Interessenvertretungen, 

2. Beiträge im Sinne des § 16 Abs. 1 Z 4, 
3. der entrichtete Wohnbauförderungsbeitrag im 

Sinne des § 16 Abs. 1 Z 5, 
, 4. der sich gemäß § 16 Abs. 1 Z 6 ergebende 

Pauschbetrag und Kosten gemäß § 16 Abs. 1 
Z 6 letzter Satz, 

5. die Erstattung (Rückzahlung) von Arbeits­
lohn gemäß § 16 Abs. 2 zweiter Satz, 

6. Freibeträge auf Grund eines Freibetragsbe­
scheides (§ 63), 

7. der Freibetrag gemäß § 104, 
8. der Freibetrag gemäß § 35 Abs. 3 von jenem 

Arbeitgeber, der eine Pflege- oder Blindenzu­
lage (Pflege- oder Blindengeld) oder einen 
Hilflosenzuschuß (Hilflosenzulage) ausbe­
zahlt, 

9. Freibeträge gemäß §§ 35 und 105, wenn eine 
(Erste) Dauerlohnsteuerkarte vorliegt. 

(3) Den Pensionistenabsetzbetrag (§ 57 Abs.4) 
hat der Arbeitgeber, bei dem die (Erste) Lohnsteu­
erkarte aufliegt, beim Steuerabzug vom Arbeitslohn 
zu berücksichtigen. Ist der Arbeitnehmer während 
des Kalenderjahres in den Ruhestand getreten oder 
hat die unbeschränkte Steuerpflicht nicht während 
des vollen Kalenderjahres bestanden, so ist der 
Pensionistenabsetzbetrag mit den entsprechenden 
monatlichen Teilbeträgen zu berücksichtigen. 

Freibetragsbescheid 

§ 63. (1) Das Finanzamt hat für die Berücksichti­
gung bestimmter Werbungskosten, Sonderausga­
ben und außergewöhnlicher Belastungen beim 
Steuerabzug vom Arbeitslohn gemeinsam mit 
einem Jahresausgleichsbescheid einen F reibetrags­
bescheid und eine Mitteilung zur Vorlage beim 
Arbeitgeber zu erlassen. Der Freibetragsbescheid 
und eine Mitteilung sind jeweils für das dem Jah­
resausgleichs- oder Veranlagungszeitraum zweit­
folgende Jahr zu erstellen, wenn beim Jahresaus-

gleich oder er Veranlagung mindestens einer der 
folgenden B träge berücksichtigt wurde: 

1. Werbu gskosten, die weder gemäß § 62 
Abs. 1 nd 2 Z 1 bis 5 noch gemäß § 72 Abs. 1 
zu ber' cksichtigen sind, 

2. Sonder usgaben im Sinne des § 18 Abs. 1 Z 2 
bis 4, soweit sie den Jahrespauschbetrag 
gemäß § 18 Abs.2 übersteigen, oder Sonder­
ausgaben im Sinne des § 18 Abs. 1 Z 1, 6 und 
7, 

3. außergewöhnliche Belastungen gemäß § 34, 
ausgenommen jene, bei denen § 34 Abs. 4 zur 
Anwen ung kommt, 

4. Freibet äge gemäß §§ 35 und 105, sofern sie 
nicht emäß § 62 Abs. 2 Z 8 und 9 vom 
Arbeitg ber berücksichtigt werden. 

Dem Freibet agsbescheid sind die gemäß Z 1 bis 4 
im Jahresausgleichs- oder Einkommensteuerbe­
scheid berüc sichtigten Beträge zugrunde zu legen. 
Ein Freibetr gsbescheid ist jedoch nicht zu erlas­
sen, wenn d s Kalenderjahr, für das er zu ergehen 
hätte, bereits abgelaufen ist oder die unbeschränkte 
Steuerpflicht nicht mehr besteht. 

(2) Auf ntrag des Arbeitnehmers hat das 
Finanzamt k inen Freibetragsbescheid zu erlassen 
oder einen betragsmäßig niedrigeren als den sich 
gemäß Abs. 1 ergebenden Freibetrag festzusetzen. 

(3) Auf der Mitteilung zur Vorlage beim Arbeit­
geber sind d r Freibetrag sowie das Kalenderjahr, 
für das der F eibetrag festgesetzt wurde, auszuwei­
sen. Hiebei i t bei einem Taglohn der Tagesbetrag 
mit einem S chsundzwanzigstel des Monatsbetra­
ges und bei e nem Wochenlohn der Wochenbetrag 
mit dem Sec sfachen des Tagesbetrages anzuge­
ben. Die Bet äge sind in der folgenden Weise auf­
zurunden: 

1. Der Ta es betrag auf den nächsten durch fünf 
teilbare Groschenbetrag, 

2. der W chenbetrag auf den nächsten durch 
zehn tei baren Groschenbetrag, 

3. der M natsbetrag auf den nächsten vollen 
Schillin betrag. 

Für andere als die vorstehend genannten Lohnzah­
lungszeiträume sind die Freibeträge nach § 66 
Abs. 1 umzurechnen. 

(4) Das Finfnzamt hat auf Antrag des Arbeitneh­
mers losgelö t von einem Jahresausgleichs- oder 
Veranlagungs erfahren einen Freibetragsbescheid 
zu erlassen, 

a) wenn glaubhaft gemacht wird, daß im Kalen­
derjahrJ zusätzliche Werbungskosten im 

, Sinne d s Abs. 1 Z 1 von mindestens 12000 S 
vorliegen; 

b) wenn f' r einen Arbeitnehmer erstmalig eine 
LOhnst~erkarte (§ 52) ausgestellt wurde. 

Gleichzeitig it der Erlassung eines solchen Freibe­
tragsbescheid s ist eine Mitteilung zur Vorlage 
beim Arbeitg ber im Sinne des Abs. 1 zu erstellen. 
Dieser Freib tragsbescheid ist für das nächstfol-
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gende Kalenderjahr, bei einer AntragsteIlung bis 
zum 30. Juni auch für das laufende Kalenderjahr 
zu erlassen. 

(5) Wird der einem Freibetragsbescheid zugrun­
deliegende Jahresausgleichs- oder Einkommensteu­
erbescheid abgeändert, so sind der Freibetragsbe­
scheid und die Mitteilung zur Vorlage beim Arbeit­
geber anzupassen. 

(6) Wurde für ein Kalenderjahr ein Freibetrags­
bescheid erlassen, ist dieser mit Erlassung eines 
neuen Freibetragsbescheides zu widerrufen. Der 
Widerruf ist auch auf der Mitteilung zur Vorlage 
beim Arbeitgeber anzuführen. 

(7) Beschränkt steuerpflichtige Arbeitnehmer 
haben ihre Werbungskosten beim Finanzamt der. 
Betriebsstätte (§ 81) geltend zu machen. 

Berücksichtigung des Freibetragsbeschei~es 

§ 64. (1) Der Arbeitgeber hat den auf der Mittei­
lung zur Vorlage beim Arbeitgeber (§ 63) ausge­
wiesenen Freibetrag beim Steuerabzug vom 
Arbeitslohn zu berücksichtigen und die Mitteilung 
zum Lohnkonto zu nehme~. I 

(2) Wechselt der Arbeitnehmer während des 
Kalenderjahres den Arbeitgeber, so hat di~ser auf 
dem Lohnkonto und dem Lohnzettel die !Summe 
der bisher berücksichtigten Freibeträge au~zuwei­
sen und dem Arbeitnehmer die Mitteilung zur V or­
lage beim Arbeitgeber auszuhändigen. 

Mitteilungspflicht des Arbeitnehmers 

§ 65. Wurden von einem Arbeitnehmer die dem 
Freibetragsbescheid zugrunde gelegten Aufwen­
dungen nicht in der berücksichtigten HöHe getä­
tigt, so hat ~ies der Arbeitnehmer, wenn e~ keinen 
Jahresausgleich gemäß § 72 Abs.2 Z 3 beantragt, 
dem Finanzamt bis 30. Juni nach Ablauf de~ betref­
fenden Kalenderjahres mitzuteilen. Die Mitteilung 
kann in Form einer Erklärung für die Einkbmmen­
steuer oder für den Jahresausgleich voh Amts 
wegen erfolgen. 

Lohnsteuertarif 

§ 66. (1) Die Lohnsteuer wird nach dem Taglohn 
bemessen. Taglohn ist der durch die Z~hl der 
Arbeitstage des Lohnzahlungszeitraumes geteilte 
steuerpflichtige Lohn. Hiebei ist die Woche mit 
sechs, der Monat mit 26 und das Jahr mit 312 
Arbeitstagen zu berechnen. Bei mehrtägigen Lohn­
zahlungszeiträumen, die hicht in vollen "}Vochen 
oder in vollen Monaten bestehen, ist zur Feststel­
lung der Zahl der Arbeitstage für je sieberl Kalen-
dertage ~in Tag abzuziehen. I 

(2) Die Lohnsteuersätze werden aus dem Ein­
kommensteuertarif (§ 33) abgeleitet. Wehn sich 
hiebei Beträge ergeben, die nicht durch vdlle Gro­
schen teilbar sind, so sind Restbeträge bis ein-

schließlich 0,5 Groschen zu vernachlässigen und· 
Restbeträge von mehr als 0,5 Groschen als volle 
Groschen zu rechnen. 

(3) Für andere als eintägige Lohnzahlungszeit­
räume sind die nach Abs. 2 erster Satz auf den Tag­
lohn entfallenden Lohnsteuerbeträge mit der Zahl 
der Arbeitstage des Lohnzahlungszeitraumes 
(Abs. 1) zu vervielfachen. Wenn die auf den 
Wochen- oder Monatslohn entfallenden Lohnsteu­
erbeträge nicht durch 10 Groschen teilbar sind, 
sind Restbeträge bis einschließlich 5 Groschen zu 
vernachlässigen und Restbeträge von mehr als 5 
Groschen als volle 10 Groschen zu rechn~n. 

(4) Bei Anwendung des Lohnsteuertarifs (Abs. 1 
bis 3) sind für die Berücksichtigung von Hinzu­
rechnungen gemäß § 54 und für die Anwendung 
des Alleinverdienerabsetzbetrages die Eintragungen 
auf der Lohnsteuerkarte und zwar des Kalender­
jahres maßgebend, in dem 

1. bei Vorauszahlung des Arbeitslohnes der 
Lohnzahlungszeitraum (§ 77) beginnt, 

2. bei nachträglicher Zahlung des Arbeitslohnes 
der Lohnzahlungszeitraum (§ 77) endet. 

Bei Geltendmachung besonderer Verhältnisse sind 
die §§ 62 und 64 zu beachten. 

(5) § 33 Abs. 9 ist anzuwenden. 

Sonstige Bezüge 

§ 67. (1) Erhält der Arbeitnehmer neben dem 
laufenden Arbeitslohn von demselben Arbeitgeber 
sonstige, insbesondere einmalige Bezüge (zum Bei­
spiel 13. und 14. Monatsbezug, Belohnungen), so 
beträgt die Lohnsteuer, soweit die sonstigen 
Bezüge innerhalb eines Kalenderjahres 8.500 S 
übersteigen, 6%. Dieser Steuersatz ermäßigt sich 
bei Arbeitnehmern mit Kindern (§ 106) 
bei einem Kind auf ....................... 2%, 
bei zwei Kindern auf . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 1 %, 
bei mehr als zwei Kindern auf .............. 0%. 
Die Besteuerung der sonstigen Bezüge unterbleibt, 
wenn das Jahressechstel gemäß Abs.2 höchstens 
14 400 S beträgt. Den Freibetrag von 8 500 Sund 
die Freigrenze von 14400 S darf nur der Arbeitge­
ber beim Steuerabzug vom Arbeitslohn berücksich­
tigen, bei dem die (Erste) Lohnsteuerkarte vorliegt. 

(2) Soweit die sonstigen, insbesondere einmali­
gen Bezüge (Abs. 1) innerhalb eines Kalenderjahres 
ein Sechstel der bereits zugeflossenen, auf das 
Kalenderjahr umgerechneten laufenden Bezüge 
übersteigen, sind sie dem laufenden Bezug des 
Lohnzahlungszeitraumes zuzurechnen, in dem sie 
ausgezahlt werden. Bei der Berechnung des Sech­
stels ist derjenige laufende Bezug, der zusammen 
mit dem sonstigen Bezug ausgezahlt wird, bereits 
zu berücksichtigen. Wird ein sonstiger Bezug in 
einem Kalenderjahr vor Fälligkeit des ersten lau­
fenden Bezuges ausgezahlt, ist dieser erste laufende 
Bezug in seiner voraussichtlichen Höhe auf das 
Kalenderjahr umzurechnen. 

673 der Beilagen XVII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 53 von 74

www.parlament.gv.at



54 673 der Beilagen 

(3) Die Lohnsteuer von Abfertigungen, deren 
Höhe sich nach einem von der Dauer des Dienst­
verhältnisses abhängigen Mehrfachen des laufen­
den Arbeitslohnes bestimmt, wird so berechnet, daß 
die auf den laufenden Arbeitslohn entfallende tarif­
mäßige Lohnsteuer mit der gleichen Zahl verviel­
facht wird, die dem bei der Berechnung des Abferti­
gungsbetrages angewendeten, Mehdachen ent­
spricht. Ist die Lohnsteuer bei Anwendung der 
Steuers ätze des Abs. 1 niedriger, so edolgt die 
Besteuerung der Abfertigungen nach dieser Bestim­
mung. Unter Abfertigung ist die einmalige Entschä­
digung durch den Arbeitgeber zu verstehen, die an 
einen Arbeitnehmer bei Auflösung des Dienstver­
hältnisses auf Grund 

gesetzlicher Vorschriften, 
Dienstordnungen von Gebietskörperschaften, 
aufsichtsbehördlich genehmigter Dienst­
(Besoldungs)ordnungen der Körperschaften 
des öffentlichen Rechts, 
eines Kollektivvertrages oder 
der für Bedienstete des Österreichischen 
Gewerkschaftsbundes geltenden Arbeitsord­
nung 

zu leisten ist. 
Die vorstehenden Bestimmungen sind auf 

Bezüge und Entschädigungen im Sinne des 
§ 14 des Bezügegesetzes sowie gleichartige 
Bezüge und Entschädigungen auf Grund lan­
desgesetzlicher Regelungen, 
Bezüge und Entschädigungen im Sinne des 
§ 5 des Verfassungsgerichtshofgesetzes, 
Abfertigungen durch die Urlaubs- und Abfer­
tigungskasse auf Grund des Bauarbeite~­

. Urlaubs- und Abfertigungsgesetzes, BGBL 
Nr.414/1972 

anzuwenden. Di~ Versteuerung der Abfertigung 
durch die Urlaubs- und Abfertigungskasse richtet 
sich nach den Merkmalen der Lohnsteuerkarte, die 
der Arbeitnehmer seinem Arbeitgeber vorgelegt 
hat. 

(4) Die Lohnsteuer von Abfertigungen der Wit­
wer- oder Witwenpensionen, die auf Grund bun­
des- oder landesgesetzlicher Vorschriften aus dem 
Grunde der Wiederverehelichung geleistet werden, 
wird so berechnet, daß die auf die letzte laufende 
Witwer- oder Witwenpension entfallende tarifmä­
ßige Lohnsteuer mit der gleichen Zahl vervielfacht 
wird, die dem bei der Berechnung des Abferti­
gungsbetrages angewendeten Mehrfachen ent­
spricht. Ist die Lohnsteuer bei Anwendung der 
Steuersätze des Abs. 1 niedriger, so erfolgt die 
Besteuerung der Abfertigung der Witwer- oder 
Witwenpension nach dieser Bestimmung.· Diese 
Bestimmungen sind auch auf die Ablösung von 
Pensionen des unmittelbar Anspruchsberechtigten 
auf Grund bundes- oder landesgesetzlicher Vor­
schriften oder auf Grund von Satzungen der Ver­
sorgungs- und Unterstützungseinrichtungen der 
Kammern der selbständig Erwerbstätigen anzuwen­
den. 

(5) Von d m Urlaubsentgelt oder der Abfindung 
gemäß den § 8 bis 10 des Bauarbeiter-Urlaubs­
und Abferti ungsgesetzes, BG BI. Nr. 414/1972, ist 
die Hälfte al sonstiger Bezug zu behandeln, es sei 
denn, daß A s. 6 anzuwenden ist. 

(6) Sonsti e Bezüge, die bei oder nach Beendi­
gung des Di nstverhältnisses anfallen (wie zum Bei­
spiel freiwill ge Abfertigungen und Abfindungen), 
sind mit den~teuerSätzen des Abs. 1 zu versteuern, 
soweit sie i sgesamt ein Viertel der laufenden 
Bezüge der etzten zwölf Monate nicht überstei­
gen; Abs.2 st nicht anzuwenden. Über das Aus­
maß des erst n Satzes hinaus sind freiwillige Abfer­
tigu~gen bei einer nachgewiesenen 

. Dienstzeit von 

3 Jahren 

5 Jahren 

10 Jahren 

15 Jahren 

20 Jahren 

25 Jahren .. 

bis zur Höhe von 

7"12 der laufenden Bezüge der letz­
ten 12 Monate 
%2 der laufenden Bezüge der letz­
ten 12 Monate 
4ft2 der laufenden Bezüge der letz­
ten 12 Monate 
%z der laufenden Bezüge der letz­
ten 12 Monate 
9hz der laufenden Bezüge der letz­
ten 12 Monate 
1712 der laufenden Bezüge der 
letzten 12 Monate 

mit den Ste ersätzen des Abs. 1 zu versteuern; 
Abs. 2 ist icht anzuwenden. Während dieser 
Dienstzeit bereits erhaltene Abfertigungen im Sinne' 
des Abs. 3 oder gemäß den Bestimmungen dieses 
Absatzes sowie bestehende Ansprüche auf Abferti­
gungen im Sinne des Abs. 3 kürzen das steuerlich 
begünstigte Ausmaß. Den Nachweis über die zu 
berücksichtig nde Dienstzeit sowie darüber, ob 
und in welch r Höhe Abfertigungen im Sinne des 
Abs. 3 oder ieses Absatzes bereits früher ausge­
zahlt worden sind, hat der Arbeitnehmer zu erbrin­
gen; bis zu eichern Zeitpunkt zurück die Dienst­
.verhältnisse achgewiesen werden, bleibt dem 
Arbeitnehme überlassen. Der Nachweis ist vom 
Arbeitgeber um Lohnkonto (§ 76) zu nehmen. 
Soweit die Genzen des ersten und zweiten Satzes 
überschritten werden, sind solche sonstige Bezüge 
wie ein laUfe1der Bezug nach dem Lohnsteuertarif 
der Besteue ng zu unterziehen; hiebei ist ein 
monatlicher ohnzahlungszeitraum zu un~erstellen. 

(7) Auf Grund lohngestaltender Vorschriften im 
Sinne des § 68 Abs. 5 Z 1 bis 7 gewährte Prämien 
für Verbesserungsvorschläge im Betrieb sowie Ver­
gütungen an Arbeitnehmer für Dienstedindungen 
sind im Ausmaß eines Sechstels der bereits zuge­
flossenen, au das Kalenderjahr umgerechneten 
laufenden Be üge, mit den Steuersätzen des Abs. 1 
zu versteuern (zusätzliches Sechstel); Abs. 2 zwei­
ter und dritte Satz ist anzuwenden. 
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(8) Mit dem Steuers atz, der tarifmäßig dem 
Arbeitslohn des letzten vollen Kalenderjahres ent­
spricht, sind zu versteuern 

Zahlungen für den Verzicht auf Arh>eitslei­
stungen für künftige Lohnzahludgszeit-

räume, I 

~ahl~ngen für Pensions~bfindungen, soweit 
sie mcht nach Abs. 6 mit den Steuers ätzen 
des Abs. 1 zu versteuern sind, I 
Nachzahlungen und nachträgliche Zahlun­
gen von laufenden und sonstigen Bbzügen 
für abgelaufene Kalenderjahre, die I neben 
laufendem Arbeitslohn von demselben 
Arbeitgeber oder in einem Konkursverfahren 
geleistet werden und nicht auf einer willkürli­
chen Verschiebung des AuSzahlujl gszeit­
punktes beruhen, 
Vergleichssummen, gleichgültig, ob diese auf 
gerichtlichen oder außergerichtlicheh Ver­
gleichen beruhen, und zwar auch dan~, wenn 
sie nicht neben laufendem Arbeitslohn von 
demselben Arbeitgeber gewährt werdJn. 

Soweit die Nachzahlungen oder nachträ~lichen 
Zahlungen laufenden Arbeitslohn für das ldufende 
Kalenderjahr betreffen, ist die Lohnsteue~ durch 
Aufrollen der in Betracht kommenden Lohnzah­
lungszeiträume zu berechnen. Die Ermittlung der 
Lohnsteuer durch Aufrollen unterbleibt bei Nach­
zahlungen und nachträglichen Zahlungen in einem 
Konku'rsverfahren. . 

(9) Sonstige Bezüge, die mit festen Steuersätzen 
versteuert werden, bleiben bei der Veranlagung der 
Einkommensteuer außer Betracht. Als fester Steu­
;rsatz gelten auch die vervielfachte Tarifloh!nsteuer 
der Abs.3 und 4 sowie die Tariflohnste~er des 
Abs.8. I 

(10) Sonstige Bezüge, die nicht unter Abs. 1 bis 8 
fallen, sind wie ein laufender Bezug nadh dem 
Lohnsteuertarif der Besteuerung zu untetf,iehen; 
hiebei ist ein monatlicher Lohnzahlungszyitraum 
zu unterstellen. Fließen derartige sonstige Bezüge 
einem beschränkt steuerpflichtigen Arbeithehmer 
zu, dann ist an Stelle eines monatlichen Ldhnzah­
lungszeitraumes ein jährlicher Lohnzahlubgszeit-
raum anzunehmen. I 

(11) Die Abs. 1,2,6 und 8 sind auch bei der Ver­
anlagung von Arbeitnehmern anzuwenden. 

Besteuerung bestimmter Zulagen und Zuslllil.äge 

§ 68. (1) Schmutz-, Erschwernis- und G~fahren­
zulagen sowie Zuschläge für Sonntags-, Feiertags­
und Nachtarbeit und mit diesen Arbeiten Izusam­
menhängende Überstundenzuschläge sind insge­
samt bis 4 940 S monatlich (1 140 S wöchentlich, 
190 S täglich) steuerfrei. 

(2) Zusätzlich zu Abs.1 sind Zuschläge für die 
ersten fünf Überstunden im Monat im Ausmaß von 
höchstens 50% des Grundlohnes steuerfrei. 

(3) Soweit Zulagen und Zuschläge durch Abs. 1 
und 2 nicht erfaßt werden, sind sie nach dem Tarif 
zu versteuern. 

(4) Als Überstunde gilt jede über die Normalar­
beitszeit hinaus geleistete Arbeitsstunde. Als Nor~ 
malarbeitszeit gilt jene Arbeitszeit, die auf Grund 

1. gesetzlicher Vorschriften, 
2. von Dienstordnungen der Gebietskörper­

schaften, 
3. aufsichtsbehördlich genehmigter Dienst-

(Besoldungs)ordnungen der Körperschaften 
des öffentlichen Rechts, 

4. der vom Österreichischen Gewerkschaftsbund 
für seine Bediensteten festgelegten Arbeits­
ordnung, 

5. von Kollektivverträgen oder Betriebsvereinba­
rungen, die auf Grund besonderer kollektiv­
vertraglicher Ermächtigungen abgeschlossen 
worden sind, 

6. von Betriebsvereinbarungen, die wegen Feh­
lens eines kollektivvertragsfähigen Vertrags­
teiles (§ 4 des Arbeitsverfassungsgesetzes, 
BGBL Nr. 22/1974) auf der Arbeitgeberseite 
zwischen einem einzelnen Arbeitgeber und 
dem kollektivvertragsfähigen Vertragsteil auf 
der Arbeitnehmerseite abgeschlossen wurden, 

festgesetzt wird oder die 

7. innerbetrieblich für alle Arbeitnehmer oder 
bestimmte Gruppen von Arbeitnehmern allge­
mein übliche Normalarbeitszeit. Als Über­
stunde gilt jedoch nur jene Arbeitszeit, die· 
40 Stunden in der Woche übersteigt oder 
durch die die Tagesarbeitszeit überschritten 
wird, die sich auf Grund der Verteilung einer 
mindestens 40stündigen wöchentlichen Nor­
malarbeitszeit auf die einzelnen Arbeitsta.ge 
ergibt. 

Als Zuschläge für Mehrarbeit gelten die durch die 
Vorschriften im Sinne der Z 1 bis 6 festgelegten 
Zuschläge oder die im Sinne der Z 7 innerbetrieb­
lich für alle Arbeitnehmer oder bestimmte Gruppen 
von Arbeitnehmern allgemein gewährten 
Zuschläge. 

(5) Unter Schmutz-, Erschwernis- und Gefah­
renzulagen sind jene Teile des Arbeitslohnes zu 
verstehen, die dem Arbeitnehmer deshalb gewährt 
werden, weil die von ihm zu leistenden Arbeiten 
überwiegend unter Umständen erfolgen, die 

in erheblichem Maß zwangsläufig eine Ver­
schmutzung des Arbeitnehmers und seiner 
Kleidung bewirken, 
im Vergleich zu den allgemein üblichen 
Arbeitsbedingungen eine außerordentliche 
Erschwernis darstellen, oder 
infolge der schädlichen Einwirkungen von 
gesundheitsgefährdenden Stoffen oder Strah­
len, von Hitze, Kälte oder Nässe, von Gasen, 
Dämpfen, Säuren, . Laugen, Staub oder 
Erschütterungen oder infolge einer Sturz-
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oder anderen Gefahr zwangsläufig eine 
Gefährdung von Leben, Gesundheit oder 
körperlicher Sicherheit des Arbeitnehmers 
mit sich bringen. 

Diese Zulagen sind nur begünstigt, soweit sie 
1. auf Grund gesetzlicher Vorschriften, 
2. auf Grund von Gebietskörperschaften erlasse­

ner Dienstordnungen, 
3. auf Grund aufsichtsbehördlich genehmigter 

Dienst(Besoldungs)ordnungen der Körper­
schaften des öffentlichen Rechts, 

4. auf Grund der vom Österreichischen Gewerk­
schaftsbund für seine Bediensteten festgeleg­
ten Arbeitsordnung, 

5. auf Grund von Kollektivverträgen oder 
Betriebsvereinbarungen, die auf Grund beson­
derer kollektivvertraglicher Ermächtigungen 
abgeschlossen worden sind, 

6. auf Grund von Betriebsvereinbarungen, die 
wegen Fehlens eines kollektivvertragsfähigen 
Vertragsteiles (§ 4 des Arbeitsverfassungsge­
setzes, BGBI. Nr. 22/1974) auf der Arbeitge­
berseite zwischen einem einzelnen Arbeitge­
ber und dem kollektivvertragsfähigen Ver­
tragsteil auf der Arbeitnehmerseite abge­
schlossen wurden, 

7. innerbetrieblich für alle Arbeitnehmer oder 
bestimmte Gruppen von Arbeitnehmern 

gewährt werden. 

(6) Als Nachtarbeit gelten zusammenhängende 
Arbeitszeiten von mindestens 3 Stunden, die auf 
Grund betrieblicher Erfordernisse zwischen 19 Uhr 
und 7 Uhr erbracht werden müssen. Für Arbeitneh­
mer, deren Normalarbeitszeit im Lohnzahlungs­
zeitraum auf Grund der Beschaffenheit ihrer Arbeit 
überwiegend in der Zeit von 19 Uhr bis 7 Uhr liegt, 
erhöht sich der Freibetrag gemäß Abs. 1 um 50%. 

(7) Gemäß Abs. 1 bis 5 sind auch zu behandeln 
Zulagen und Zuschläge, die in dem an frei­
gestellte Mitglieder des Betriebsrates fortge­
zahlten Entgelt enthalten sind, 
gleichartige Zulagen und Zuschläge an Per­
sonalvertreter im Sinne des Bundes-Personal­
vertretungs gesetzes und ähnlicher landesge­
setzlicher Vorschriften, 
Zulagen und Zuschläge, die im Arbeitslohn, 
der an den Arbeitnehmer im Krankheitsfall 
weitergezahlt wird, enthalten sind. . 

(8) Schmutz-, Erschwernis- und Gefahrenzula­
gen, in Überstundenentlohnungen enthaltene 
Zuschläge für Mehrarbeit und Zuschläge für Sonn­
tags-, Feiertags- und Nachtarbeit sind bei den im 
§ 67 Abs. 11 genannten Personen unter Anwen­
dung der Abs. 1 bis 6 zu versteuern, sofern auf 
Grund eines Vertrages über Rechtsschutz und 
Rechtshilfe in Abgabensachen überprüft werden 
kann, daß die Voraussetzungen der Abs. 1 bis 6 
vorliegen. 

Vorübe gehend beschäftigte Arbeitnehmer 

§ 69. (1) er Bundesminister für Finanzen kann 
bestimmte ruppen von 

ausschließlich körperlich tätigen Arbeitneh­
mern, 
Arbeitnehmern, die statistische Erhebungen 
für Gebietskörperschaften durchführen, 
Arbeitnehmern der Berufsgruppen Musiker, 
Bühnenangehörige, Artisten und filmschaf­
fende, die ununterbrochen nicht länger als 
eine Woche beschäftigt werden, 

von der Pflicht zur Vorlage einer Lohnsteuerkarte 
befreien un die Einbehaltung und Abfuhr der 
Lohnsteuer bweichend von den §§ 57 bis 66, 71, 
74 und 75 it einem Pauschbetrag gestatten. Der 
Pauschbetra für ausschließlich körperlich tätige 
Arbeitnehm r darf höchstens 7,5%, für die anderen 
Berufsgrupp n höchstens 15% des vollen Betrages 
der Bezüge betragen. Diese Bestimmungen sind 
nicht anzuw nden, wenn der Taglohn 750 S oder 
der Wochen ohn 3000 S übersteigt. 

(2) Werd n durch einen Versicherungsträger 
vorübergehe d Bezüge aus einer gesetzlichen 
Kranken- der Unfallvetsorgung gemäß § 25 
Abs. 1 Z 1 li . c und e an einen Arbeitnehmer ausge­
zahlt, so sin von diesen Beträgen 22% Lohnsteuer 
einzubehalte ,soweit sie 230 S täglich übersteigen. 
Die Vorlage einer Lohnsteuerkarte hat zu unter­
bleiben. Zu Berücksichtigung dieser Bezüge im 
J ahresausgle chsverfahren haben die Versiche­
rungsträger hne Aufforderung bis zum 31. Jänner 
des folgend n Kalenderjahres einen Lohnzettel 
(§ 84) auszu teilen und an das Wohnsitzfinanzamt 
des Arbeitne mers zu übermitteln. Dies kann ent­
fallen, wenn die entsprechenden Daten im Wege 
eines Datenträgeraustausches gemäß § 72 Abs. 3 
übermittelt werden. 

Beschränkt steuerpflichtige Arbeitnehmer 

§ 70. (1) Beschränkt lohnsteuerpflichtig sind 
Arbeitnehme , bei denen die Voraussetzungen der 
§§1 Abs. 3 nd 98 Z 4 vorliegen. 

(2) Die L hnsteuer wird berechnet: 
1. Wenn s sich um Arbeitslohn aus inländischen 

öffentli hen Kassen - ausgenommen Theater 
von Ge ietskörperschaften - oder von T rä­
gern de gesetzlichen Sozialversicherung han­
delt, n ch § 57 Abs. 1 und 3 sowie nach § 66. 
Der bei~nehmer hat dem Arbeitgeber die 
Anzahl der Kinder (§ 106) durch eine amtli­
che Bescheinigung nachzuweisen, 

2. wenn d e Voraussetzungen der Z 1 nicht vor­
liegen, bei Zahlung von laufendem Arbeits­
lohn m t 10 % des vollen Betrages der steuer­
pflichti en Bezüge bis zu einem 
Tagloh von .................. . 
Woche lohn von ............... . 
Monats ohn von ............... . 

120 S 
720 S 

3 120 S; 
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für den darüber hinausgehenden' laffenden 
Arbeitslohn einschließ.lich der den F~eibetrag 
gemäß § 68 übersteigenden Zulag~n und 
Zuschläge so,,:,ie für die sonstigen I Bezüge 
gemäß § 67 mit 20% des vollen Betrtges der 
steuerpflichtigen Bezüge. Für ausschließlich 
körperlich tätige Arbeitnehmer, diel in der 
Land- und Forstwirtschaft tätig sind, beträgt 
der Steuers atz für alle Bezüge 10%. 

(3) Weist der beschränkt steuerpflichtige Arbeit­
nehmer in den Fällen des Abs.2 Z 1 seine Wer­
bungskosten nach, so sind die nachgewiesenen 
Werbungskosten von dem zu verstehernden 
Arbeitslohn abzusetzen (§ 63). . I 

(4) Der an ausländische Arbeitnehmer gezahlte 
Arbeitslohn unterliegt nicht der Lohnsteuer, wenn 
es sich um eine Arbeitsleistung von nur votüberge­
hender Dauer während des Aufenthalt~s eines 
österreichischen Schiffes in einem auslä~dischen 
Hafen h~ndelt.. . I 

(5) Die Bestimmungen über die Lohnst~uerkar­
ten sind auf. beschränkt steuerpflichtige Ari1beitneh­
mer nicht anzuwenden. 

Arbeitslohn von mehreren Arbeitgebern 

§ 71. Bezieht ein Arbeitnehmer ArJeitslohn 
(§ 25) gleichzeitig von mehreren Arbeitgebern, so 
ist die Lohnsteuer von jedem Arbeitslohn gesondert 
zu berechnen, soweit nicht § 47 Abs. 4 angewendet 
wird. Dies gilt auch, wenn vom selben Arbeitgeber 
neben Bezügen und Vorteilen aus einem bestehen­
den oder früheren Dienstverhältnis Bezüge oder 
Vorteile im Sinne des § 25 Abs. 1 Z 1 od~r 2 für 
frühere Dienstverhältnisse, Pensionen und ~leichar­
tige Bezüge im Sinne des § 25 Abs. 1 Lt 3 oder 
Bezüge oder Ruhe(V ersorgungs )bezüge il-n Sinne 
des § 25 Abs. 1 Z 4 gezahlt werden. 

Jahresausgleich 

§ 72. (1) Der Arbeitgeber hat ohne AntragsteI­
lung ein~n Jahresa.usgl~ich durchzuf~hr+, we~n 
der Arbeitnehmer ui emem Kalenderjahr! ständig 
nur von diesem Arbeitgeber Arbeitslohn (§ 25) 
erhalten hat, eine Lohnsteuerkarte ohne Otdnungs­
zahl vorgelegt wurde und keine Freibethge auf 
Grund einer Mitteilung zur Vorlage beim Arbeitge­
ber (§ 63) berücksichtigt wurden. Beiträgd für die 
freiwillige Mitgliedschaft bei Berufsvdrbänden 
gemäß § 16 Abs. 1 Z 3 lit. b bei Einkünften, die den 
Anspruch auf den Pensionistenabsetzbetrag 
begründen und tatsächlich geleistete Beiträge an 
gesetzlich anerkannte Kirchen und Religionsgesell­
schaften gemäß § 18 Abs. 1 Z 5 sind zu berücksich­
tigen, wenn dem Arbeitgeber die entspre1chenden 
Belege bis 31. Jänner des Folgejahres +rgelegt 
werden. Der Jahresausgleich ist vom ArlJeitgeber 
auch für Arbeitnehmer durchzuführen, di~ infolge 
Krankheit oder Karenzurlaub für bestimmte Lohn­
zahlungszeiträume des Kalenderjahres keinen 

Arbeitslohn erhalten haben und bei denen keine 
Bezüge gemäß § 69 Abs. 2 vorliegen. Wurde vom 
Arbeitgeber nach Ablauf des Kalenderjahres ein 
Lohnzettel (§84) ausgestellt, so ist die Durchfüh­
rung eines Jahresausgleichs für das Jahr, für das der 
Lohnzettel ausgestellt ist, durch den Arbeitgeber 
unzulässig. 

(2) Liegen die Voraussetzungen für die Durch­
führung eines Jahresausgleichs von Amts wegen 
(Abs. 3) nicht vor, so hat das Finanzamt auf Antrag 
des Arbeitnehmers einen Jahresausgleich durchzu­
führen, wenn 

1. die Zuständigkeit des Arbeitgebers gemäß 
Abs. 1 nicht gegeben ist oder vom Arbeitgeber 
vor Durchführung eines Jahresausgleichs ein 
Lohnzettel (§ 84) ausgestellt wurde oder 

2. der Arbeitnehmer den Alleinverdienerabsetz­
betrag nicht fristgerecht geltend gemacht hat 
oder 

3. ein Freibetragsbescheid ausgestellt wurde 
oder vom Arbeitnehmer Werbungskosten, 
Sonderausgaben oder außergewöhnliche 
Belastungen geltend gemacht werden oder 

4. die Kinderzuschläge zum Alleinverdienerab­
setzbetrag nicht oder nicht zur Gänze berück­
sichtigt wurden. 

Erklärungen für die Durchführung eines Jahresaus­
gleichs von Amts wegen sowie Einkommensteuer­
erklärungen, wenn eine Veranlagung (§ 41 Abs. 2) 
nicht durchzuführen ist, gelten als solche Anträge. 
Der Antrag kann bis zum Ende des zweitfolgenden 
Kalenderjahres beim Wohnsitzfinanzamt oder 
einem anderen sich aus § 57 Abs. 4 Bundesabgaben­
ordnung ergebenden Finanzamt gestellt werden. 

(3) Das Wohnsitzfinanzamt des Arbeitnehmers 
hat einen Jahresausgleich von Amts wegen durch­
zuführen, wenn 

1. im Kalenderjahr steuerpflichtige Einkünfte 
zumindest zeitweise gleichzeitig von zwei 
oder mehreren Arbeitgebern (§ 47) bezogen 
worden sind, deren Summe 120000 S über­
steigt. Dies 'gilt auch, wenn ein Arbeitnehmer 
vom selben Arbeitgeber mehrere Bezüge im 
Sinne des § 71 zweiter Satz erhalten hat, 

2. Bezüge gemäß § 69 Abs. 2 zugeflossen sind 
und die Summe der nichtselbständigen Ein­
künfte insgesamt 120 000 S übersteigt, 

3. in einem Freibetragsbescheid berücksichtigte 
besondere Verhältnisse gemäß § 63 Abs. 1 im 
betreffenden Kalenderjahr nicht in der 
berücksichtigten Höhe getätigt wurden, ein 
Jahresausgleich gemäß Abs. 2 nicht beantragt 
wurde und eine Veranlagung nicht durchzu­
führen ist, 

4. der Alleinverdienerabsetzbetrag rückwirkend 
gestrichen wurde, ein Jahresausgleich gemäß 
Abs. 2 nicht beantragt wurde und eine Veran­
lagung nicht durchzuführen ist. 

Zur Durchführung des Jahresausgleichs haben die' 
Arbeitgeber dem Wohnsitzfinanzamt ohne Auffor-
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derung bis zum 31. Jänner des folgenden Kalender­
jahres Lohnzettel (§ 84) jener Arbeitnehmer zu 
übermitteln, die keine oder eine Lohnsteuerkarte 
mit Ordnungszahl vorgelegt haben. Di~s kann ent­
fallen, wenn die entsprechenden Daten im Wege 
eines Datenträgeraustausches übermittelt werden. 
Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, 
den Inhalt der Meldung und das Verfahren des 
Datenträgeraustausches mit Verordnung festzule­
gen. 

(4) Ein Jahresausgleich gemäß Abs. 2 oder 3 hat 
zu unterbleiben, wenn die Einkünfte aus nichtselb­
ständiger Arbeit gemäß § 41 zur Einkommensteuer 
veranlagt werden. 

(5) Vom Finanzamt ist ein Jahresausgleich nur 
durchzuführen, wenn sich hiedurch eine Änderung 
gegenüber der einbehaltenen Lohnsteuer um mehr 
als den im § 242 der Bundesabgabenordnung ange­
führten Betrag ergibt. 

(6) Auf Anträgen auf Durchführung eines Jah­
resausgleichs (Abs. 2) sowie auf Erklärungen für 
die Durchführung eines Jahresausgleichs von Amts 
wegen ist die Versicherungsnummer gemäß § 31 
ASVG anzugeben. 

Durchführung des Jahresausgleichs 

§ 73. (1) Bei Durchführung des Jahresausgleichs 
ist die Lohnsteuer neu zu berechnen. In diese 
Berechnung sind Bezüge nicht einzubeziehen, die 
gemäß §§ 67 oder 68 steuerfrei bleiben oder mit 
den festen Steuersätzen des § 67 oder mit den 
Pauschsätzen des § 69 Abs. 1 zu versteuern waren. 

(2) Unter Beachtung des Abs. 1 zweiter Satz ist 
bei der Neuberechnung der im Kalenderjahr tat­
sächlich zugeflossene steuerpflichtige Arbeitslohn 
(§ 25) 

i. durch das Finanzamt um 
Werbungskosten (§ 16) 
Sonderausgaben (§ 18 Abs. 1 bis 5) 
außergewöhnliche Belastungen (§§ 34 und 
35) 
den Landarbeite.rfreibetrag (§ 104) 
den Freibetrag gemäß § 105 

2. durch den Arbeitgeber um 
Pauschbeträge gemäß §§ 16 Abs. 3 und 18 
Abs.2 
Beträge gemäß § 62 Abs. 2 Z 1 bis 5, 7 
bis 9 
tatsächlich geleistete Beiträge an gesetz­
lich anerkannte Kirchen und Religionsge­
sellschaften gemäß § 18 Abs. 1 Z 5 
bei Einkünften, die den Anspruch auf den 
Pensionistenabsetzbetrag begründen, Bei-

, träge für die freiwillige Mitgliedschaft bei 
Berufsverbänden und Interessenvertretun­
gen, die nicht nach § 62 Abs. 2 Z 1 zu 
berücksichtigen waren, 

zu kürzen. Der sich so ergebende Unterschiedsbe­
trag ist in zwölf gleichen Teilen auf die Monate des 

Kalenderjahr s als Lohnzahlungszeiträume zu ver­
teilen. Auf en sich so ergebenden Monatslohn 
wird unter erücksichtigung der Steuerabsetzbe­
träge (§ 57 bs. 1 bis 4) der Lohnsteuertarif ange­
wendet. 

(3) Die Sjmme der auf die zwölf monatlichen 
Lohnzahlung zeiträume entfallenden Lohnsteuer 
ist der einbe altenen Lohnsteuer gegenüberzustel­
len, wobei je och die von solchen Bezügen einbe­
haltene Loh steuer auszuscheiden ist, die gemäß 
Abs. 1 in die Durchführung des Jahresausgleichs 
nicht einzubeziehen sind. Ist der verbleibende Teil 
der einbehaltenen Lohnsteuer höher, so ist der 
Mehrbetrag zu erstatten; ist er niedriger, so ist der 
Unterschiedsbetrag vorzuschreiben. Sofern sich die 
Kinderzuschläge beim Alleinverdienerabsetzbetrag 
nicht oder ni ht zur Gänze ausgewirkt haben, ist 
der volle Kin erzuschlag oder der Differenzbetrag 
unter Berück ichtigung des § 72 Abs. 5 zu erstatten. 
Der vorzusch eibende Steuerbetrag darf bei V orlie­
gen von zwei oder mehreren Bezügen im Sinne des 
§ 72 Abs. 3 1 und 2 nicht höher sein als der 
120 000 S üb rsteigende Betrag. 

Vorlage und Aufbewahrung der Lohnsteuerkarte 
und der Mitteilung gemäß § 63 

§ 74. (1) D r Arbeitnehmer hat dem Arbeitgeber 
seine Lohnst uerkarte nach ihrer Ausschreibung 
oder vor der erstmaligen Auszahlung von Arbeits­
lohn im Sinn des § 25 sowie die Mitteilung gemäß 
§ 63 vorzuleg n. Der Arbeitgeber hat die lohnsteu­
erkarte sowie die Mitteilung so lange aufzubewah­
ren, als dem Arbeitnehmer Arbeitslohn zufließt. 

(2) Benötigt der Arbeitnehmer die Lohnsteuer­
karte zur Vorlage bei einer Behörde, so hat ihm der 
Arbeitgeber die Lohnsteuerkarte auszuhändigen. 
N ach Ablauf er Gültigkeitsdauer der Lohnsteuer­
karte oder n ch der letztmaligen Auszahlung von . 
Arbeitslohn i Sinne des § 25 hat der Arbeitgeber 
die Lohnsteu rkarte sowie die Mitteilung gemäß 
§ 63 dem Ar eitnehmer zurückzugeben. Hinsicht­
lich der Rück abe der Lohnsteuerkarten kann der 
Bundesminist r für Finanzen zu statistischen Zwek­
ken ein ande es Verfahren vorschreiben; dies gilt 
nicht für Dau rlohnsteuerkarten im Sinne des § 48 
Abs.3. 

(3) Weigert sich der Arbeitgeber, die Lohnsteuer­
karte ·dem Ar eitnehmer zurückzugeben oder vor­
übergehend a szuhändigen, so hat das Finanzamt 
der Betriebsst 'tte (§ 81) die körperliche Übergabe 
der Lohnsteu rkarte an den Arbeitnehmer mit 
Bescheid anz ordnen. 

(4) In den Fällen der §§ 69, 70 und 92 ist vom 
Arbeitnehmer keine Lohnsteuerkarte vorzulegen. 

(5) Lohnsteuerkarten können grundsätzlich nur 
zu Beginn eines Kalenderjahres ausgetauscht wer­
den. Der ent prechende Antrag ist bis 31. März 
dieses Kalend rjahres beim Wohnsitzfinanzamt zu 
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stellen. Während des Kalenderjahres können Lohn­
steuerkarten über entsprechenden Antrak beim 
Wohnsitzfinanzamt nur ausgetauscht werden, 
wenn der Arbeitslohn, der nach der Erste2 Lohn­
steuerkarte versteuert wird, nicht mehr zufließt. 

(6) Wenn nach einem verstorbenen Arbeitneh­
mer an dessen Rechtsnachfolger kein laufender 
Arbeitslohn bezahlt wird, hat die Versteuerung von 
Bezügen auf Grund der dem Arbeitgeber vorliegen­
den Lohnsteuerkarte des verstorbenen Arbeitneh­
mers zu erfolgen. Soweit solche Bezüge in den Jah­
resausgleich einzubeziehen sind, sind sie beiID~rch­
führung des Jahresausgleichs des verstorbenen 
Arbeitnehmers zu berücksichtigen. 

Nichtvorlage der Lohnsteuerkarte 

§ 75. (1) Legt der Arbeitnehmer seine Lohnsteu­
erkarte dem Arbeitgeber s~huldhaft nicht +r oder 
verzögert er schuldhaft die Rückgabe der Lohn­
steuerkarte, so hat der Arbeitgeber für die IBerech­
nung der Lohnsteuer vor Anwendung des Lohn­
steuertarifes dem tatsächlichen Arbeitslohn (lau­
fende Bezüge) 

monatlich wöchentlich täglich 
4810S 11105 1855 

hinzuzurechnen und § 57 Abs. 2 und 4 nicJt anzu­
",:enden. Wird der Arbeitslohn .für andere I als die 
hier genannten Lohnzahlungszeiträume gezahlt, so 
sind die vorstehend genannten Beträge nich § 66 
Abs. 1 umzurechnen. Von dem nach der I Hinzu­
rechnung sich ergebenden Betrag ist die Lonnsteuer 
nach dem Lohnsteuertarif (§ 66) so lange Jinzube­
halten, bis der Arbeitnehmer die Lohnsteilierkarte 
dem Arbeitgeber vorlegt oder zurückgibt. Sonstige 
Bezüge sind mit 6% zu versteuern. I ' 

(2) Abs. 1 ist auf Arbeitnehmer, für die nach den 
§§ 69, 70 und 92 keine Lohnsteuerkarteri auszu-
schreiben sind, nicht anzuwenden. I 

Lohnkonto 

§ 76. Der Arbeitgeber hat am Ort der Betriebs­
stätte (§ 81) für jeden Arbeitnehmer ein Lohnkonto 
zu führen. In dem Lohnkonto hat der ArbFitgeber 
unter Beachtung der Eintragungen auf der Lohn­
steuerkarte und auf der Mitteilung gemäß § 63 fol-
gendes anzugeben: I 

Name 
Beruf 
Geburtsdatum 
Kinder (§ 106) 
Alleinverdienerabsetzbetrag 
Pensionistenabsetzbetrag 
Wohnsitz 
die Gemeinde und das Finanzamt, in deren 
Bereich die Lohnsteuerkarte ausgesthrieben 
wurde 
Nummer der Lohnsteuerkarte 

Versicherungsnummer gemäß § 31 ASVG 
und ' 
Vermerke über hinzuzurechnende Beträge 
(§ 54). 

Außerdem sind fortlaufend in Schilling der 
gezahlte Arbeitslohn (geldwerte Vorteile gemäß 
§ 15 Abs.2) ohne jeden Abzug unter Angabe des 
Zahltages und des Lohnzahlungszeitraumes, und 
zwar getrennt nach Bezügen, die nach dem Tarif 
(§ 66), und Bezügen, die nach festen Steuersätzen 
(§ 67) zu versteuern sind, und die einbehaltene 
Lohnsteuer festzuhalten. Auch Bezüge, die nicht 
zum steuerpflichtigen Arbeitslohn gehören (§§ 3 
und 26), sind im Lohnkonto anzugeben. Das 
Finanzamt kann aber auf Antrag zulassen, daß die 
steuerfreien Bezugsteile gemäß § 3 und die im § 26 
bezeichneten Bezüge im Lohnkonto nicht ange­
führt werden, wenn die Möglichkeit der Nachprü­
fung (§§ 86 ff) in anderer Weise sichergestellt ist 
oder wenn es sich um Fälle von geringer Bedeutung 
handelt. Das Finanzamt kann weiters für die Füh­
rung des Lohnkontos Erleichterungen zulassen, 
wenn sichergestellt ist, daß die für den Steuerabzug 
vom Arbeitslohn notwendigen Angaben aus ande­
ren Aufzeichnungen des Arbeitgebers hervorgehen. 
Diese Bestimmungen gelten auch für vorüberge­
hend beschäftigte Arbeitnehmer (§ 69) und für 
beschränkt steuerpflichtige Arbeitnehmer (§ 70). 

Lohnzahlungszeitraum 

§ 77. (1) Lohnzahlungszeitraum ist der Zeitraum, 
für den der Arbeitslohn gezahlt wird. Dies gilt auch 
dann, wenn der Arbeitslohn nicht nach der Dauer 
der Arbeit, sondern zB nach der Stückzahl der her­
gestellten Gegenstände berechnet wird. Maßge­
bend ist, daß ein Zeitraum, für den der Arbeitslohn 
gezahlt wird, festgestellt werden kann. Dies trifft 
insbesondere dann zu, wenn zwischen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer regelmäßig abgerechnet wird 
(Lohnabrechnungszeitraum). Es ist nicht erforder­
lich, daß stets nach gleichmäßigen Zeitabschnitten 
abgerechnet wird. Kann wegen der besonderen 
Entlohnungsart ein Zeitraum, für den der Arbeits­
lohn gezahlt wird, ausnahmsweise nicht festgestellt 
werden, so gilt als Lohnzahlungszeitraum minde­
stens die tatsächlich aufgewendete Arbeitszeit. 

(2) Steht der Arbeitnehmer während eines Lohn­
zahlungszeitraumes dauernd und derart im Dienst 
eines Arbeitgebers, daß seine Arbeitskraft während 
dieses Zeitraumes vollständig oder überwiegend 
dem Arbeitgeber zur Verfügung steht, so sind, 
solange das Dienstverhältnis fortbesteht, die in die­
sen Lohnzahlungszeitraum fallenden Arbeitstage 
auch dann mitzuzählen, wenn der Arbeitnehmer 
für einzelne Tage keinen Lohn bezogen hat. Dies 
gilt insbesondere bei Kurzarbeit infolge Betriebs­
einschränkung sowie in Krankheitsfällen. 

(3) Der Arbeitgeber kann im laufenden Kalen­
derjahr bei schwankenden Lohnsteuerbemessungs­
grundlagen der laufenden Bezüge durch Aufrollen 
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der vergangenen Lohnzahlungszeiträume die 
Lohnsteuer neu berechnen. 

Einbehaltung der Lohnsteuer 

§ 78. (1) Der Arbeitgeber hat die Lohnsteuer des 
Arbeitnehmers bei jeder Lohnzahlung einzubehal­
ten. Als Lohnzahlungen gelten auch V orschuß­
oder Abschlagszahlungen, sonstige vorläufige Zah­
lungen auf erst später fällig werdenden Arbeitslohn 
sowie ~ezüge aus einer gesetzlichen Krankenver­
sorgung. 

(2) Arbeitgeber, die ihren Arbeitnehmern den 
Arbeitslohn für den üblichen Lohnzahlungszeit­
raum (§ 77) nur in ungefährer Höhe auszahlen 
(Abschlagszahlung) und somit eine genaue Lohn­
abrechnung erst für einen längeren Zeitraum vor­
nehmen, können den Lohnabrechnungszeitraum als 
Lohnzahlungszeitraum betrachten und die Lohn­
steuer abweichend von Abs. 1 erst bei der Lohnab­
rechnung einbehalten. Das Finanzamt kann jedoch 
anordnen, daß die Lohnsteuer gemäß Abs. 1 einzu­
behalten ist. 

(3) Reichen die dem Arbeitgeber zur Verfügung 
stehenden Mittel zur Zahlung des vollen vereinbar­
ten Arbeitslohnes nicht aus, so hat er die Lohn­
steuer von dem tatsächlich zur Auszahlung gelan­
genden niedrigeren Betrag zu berechnen und ein­
zubehalten. 

(4) Besteht der Arbeitslohn ganz oder teilweise 
aus geldwerten Vorteilen und reicht der Barlohn 
zur Deckung der unter Berücksichtigung des Wer­
tes der geldwerten Vorteile (§ 15 Abs.2) einzube­
haltenden Lohnsteuer nicht aus, so hat der Arbeit­
nehmer dem Arbeitgeber den zur Deckung der 
Lohnsteuer erforderlichen Betrag, soweit er nicht 
durch Barlohn gedeckt ist, zu zahlen. Soweit der 
Arbeitnehmer dieser Verpflichtung nicht nach­
kommt, hat der Arbeitgeber einen dem Betrag im 
Wert entsprechenden Teil des Arbeitslohnes (geld­
werten Vorteiles) zurückzubehalten und daraus die 
Lohnsteuer für Rechnung des Arbeitnehmers zu 
decken. 

Abfuhr der Lohnsteuer 

§ 79. (1) Der Arbeitgeber hat die gesamte Lohn­
steuer, die in einem Kalendermonat einzubehalten 
war, spätestens am zehnten Tag nach Ablauf des 
Kalendermonates in einem Betrag an das Finanz­
amt der Betriebsstätte abzuführen. Der Arbeitgeber 
muß auf dem Zahlungsabschnitt angeben oder 
durch die von ihm beauftragte überweisende Stelle 
angeben lassen: Die Steuernummer, das Wort 
"Lohnsteuer" und den Kalendermonat, für den die 
Lohnsteuer einbehalten worden ist. Die Namen der 
Arbeitnehmer, auf die die -Lohnsteuerbeträge ent­
fallen, sind nicht anzugeben. 

(2) Das Finanzamt hat die Höhe der rückständi­
gen Lohnsteuer zu schätzen und den Arbeitgeber in 

Höhe des geschätzten Rückstandes haftbar zu 
machen (§ 82), wenn die fällige Abfuhr 'der Lohn­
steuer unterbleibt oder die geleistete Abfuhr auffal­
lend gering erscheint und eine besondere Erinne­
rung keinen Erfolg hat. 

Lohnsteueranmeldung 

§ 80. (1) Das Finanzamt der Betriebsstätte kann 
verlangen, daß ein Arbeitgeber, der die Lohnsteuer 
nicht ordnungsmäßig abführt, eine Lohnsteueran- . 
meldung abgibt. Die Lohnsteueranmeldung ist spä­
testens am zehnten Tag nach Ablauf des Kalender­
monates dem Finanzamt der Betriebsstätte (§ 81) 
zu übersenden. Der Arbeitgeber hat in der Lohn­
steueranmeldung unabhängig davon, ob er die ein­
behaltene Lohnsteuer an das Finanzamt abgeführt 
hat oder nicht, zu erklären, wieviel Lohnsteuer im 
Kalendermonat einzubehalten war (§ 79 Abs. 1). 

(2) Hat das Finanzamt der Betriebsstätte die 
Abgabe der Lohnsteueranmeldung verlangt, so muß 
der Arbeitgeber die Lohnsteueranmeldung auch 
dann abgeben, wenn er im Anmeldungszeitraum 
keine Lohnsteuer einzubehalten hatte. Der Arbeit­
geber hat in diesem Fall in der Lohnsteueranmel­
dung zu erklären, daß er im Anmeldungszeitraum 
keine Lohnsteuer einzubehalten hatte. Der Arbeit­
geber wird von der Verpflichtung zur Abgabe wei­
terer Lohnsteueranmeldungen befreit, wenn er 
Arbeitnehmer nicht mehr beschäftigt und dies dem 
Finanzamt mitteilt. 

Betriebsstätte 

§ 81. Betriebsstätte ist für Zwecke des Steuerab­
zuges vom Arbeitslohn der Betrieb oder Teil des 
Betriebes des Arbeitgebers, in dem die Berechnung 
des Arbeitslohnes und der Lohnsteuer vorgenom­
men wird. Als Betriebsstätte gilt auch der Heimat­
hafen österreichischer Handelsschiffe, wenn die 
Reederei im Inland keine Niederlassung hat. 

Haftung 

§ 82. Der Arbeitgeber haftet dem Bund für die 
Einbehaltung und Abfuhr der vom Arbeitslohn ein­
zubehaltenden Lohnsteuer. 

Steuerschuldner 

§ 83. (1) Der Arbeitnehmer ist beim Lohnsteuer­
abzug Steuerschuldner. 

(2) Der Arbeitnehmer (Steuerschuldner) wird 
unmittelbar in Anspruch genommen, wenn 

1. der Arbeitnehmer die ihm nach § 58 Abs. 3 
obliegende Verpflichtung, die Berichtigung 
der Lohnsteuerkarte zu beantragen, nicht 
rechtzeitig erfüllt hat, 

2. ein Jahresausgleich von Amts wegen (§ 72 
Abs. 3) durchgeführt wird, 
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3. der Arbeimehmer eine unrichtige Er~ärUng der nunmehr zuständigen Kasse erstattet wird. Die 
abgegeben hat oder seiner MeldJpflicht nunmehr zuständige Kasse hat den der früher 
gemäß § 16 Abs. 1 Z 6 nicht nachgek~mmen zuständigen Kasse erstatteten Teil des Arbeitsloh­
is:, . I nes in den von ihr auszuschreibenden Lohnzettel 

4. die Voraussetzungen für eme Nachversteue- nicht aufzunehmen. 
rung gemäß § 18 Abs. 4 vorliegen, I 

5. Freibeträge wegen Werbungskosten (§ 16), 
Sonderausgaben (§ 18) oder außergewöhnli­
cher Belastungen (§§ 34 und 35) auf Grund 
eines Freibetragsbescheidesberücksichtigt 
wur~en und . . . I 

Sich nachträglich ergibt, daß die beHeffen­
den Aufwendungen nicht in der Herück­
sichtigten Höhe getätigt worden sihd 
die berücksichtigten Aufwendungbn die 
zustehenden Höchstbeträge übersdhritten 

haben. I 

Lohnzettel 

§ 84. (1) Der Arbeitgeber hat dem Arbeitnehmer 
oder dem Finanzamt gemäß § 72 Abs. 3 oder über 
besondere Aufforderung für Zwecke der Einkom­
mensteuerveranlagung oder eines Jahresau~gleichs 
einen Lohnzettel nach dem amtlichen V drdruck 
ausgefüllt zu übergeben. I 

(2) Der Arbeitgeber hat bei Beendigung des 
Dienstverhältnisses eines Arbeitnehmers einen 
Lohnzettel nach dem amtlichen Vordruck auszu­
stellen. 

(3) Der Lohnzettel ist auf Grund der Eintragun-
gen im Lohnkonto (§ 76) auszuschreiben. . 

(4) Ein Lohnzettel ist auch für Arbeimehmer aus­
zuschreiben, bei denen eine Pauschbesteferung 
gemäß § 69 vorgenommen wurde, und für 
beschränkt steuerpflichtige Arbeitnehmer (§170). 

(5) Auf dem Lohnzettel ist die Versicherungs-
nummer gemäß § 31 ASVG anzuführen. I 

(6) Dem Arbeitnehmer ist jede Änderurg der 
vom Arbeitgeber vorgenommenen Eintragungen 
untersagt. I 

Körperschaften des öffentlichen Rechts 

§ 85. (1) Körperschaften des öffentlichen IRechts 
haben die Lohnsteuer nach diesem Bundesgesetz 
wie alle sonstigen Arbeitgeber einzubdhalten. 
.. I 
Offentliche Kassen haben bei Auszahlurng des 
Arbeitslohnes die Rechte und Pflichten des l-\rbeit-
gebers im Sinne dieses Bundesgesetzes. I 

(2) Wird ein Arbeitnehmer, der den Arbeitslohn 
im voraus für einen Lohnzahlungszeitrau~ erhal­
ten hat, während dieser Zeit einer anderen Dienst­
stelle zugeteilt und geht die Zahlung des Arbeits­
lohnes auf die Kasse dieser Dienststelle über, so hat 
die früher zuständige Kasse im Lohnzettel (§ 84) 
den vollen von ihr gezahlten Arbeitslohn Jnd die 
davon einbehaltene Lohnsteuer auch dann I aufzu­
nehmen, wenn ihr ein Teil des Arbeitslohnes von 

Außenpcüfung 

§ 86. (1) Das Finanzamt hat die ordnungsge­
mäße Einbehaltung und Abfuhr der Lohnsteuer 
durch eine Prüfung (Außen prüfung) aller Arbeitge­
ber, die im Amtsbereich des Finanzamtes eine 
Betriebsstätte (§ 81) unterhalten, zu überwachen. 

(2) Ergibt sich bei einer Außenprüfung, daß die 
genaue Ermittlung der auf den einzelnen Arbeit­
nehmer infolge einer Nachforderung entfallenden 
Lohnsteuer mit unverhälmismäßigen Schwierigkei­
ten verbunden ist, so kann die Nachforderung in 
einem Pauschbetrag erfolgen. Bei der Festsetzung 
dieses Pauschbetrages ist auf die Anzahl der durch 
die Nachforderung erfaßten Arbeitnehmer, die 
Steuerabsetzbeträge sowie auf die durchschnittliche 
Höhe des Arbeitslohnes der durch die Nachforde­
rung erfaßten Arbeitnehmer Bedacht zu nehmen. 

(3) Lohnsteuernachforderungen auf Grund der 
Haftung des Arbeitgebers (§ 8~), für die der Arbeit­
geber seine Arbeimehmer nicht inAnspruch nimmt, 
sind nicht als Vorteil aus dem Dienstverhältnis im 
Sinn~ des § 25 anzusehen. 

Verpflichtung der Arbeitgeber 

§ 87. (1) Die Arbeitgeber und ihre Angestellten 
haben den Organen des Finanzamtes Einsicht in 
die von ihnen aufbewahrten Lohnsteuerkarten der 
Arbeitnehmer, in die nach § 76 vorgeschriebenen 
Aufzeichnungen und in die Lohnaufzeichnungen 
der Betriebe sowie in die Geschäftsbücher und 
Unterlagen zu gewähren, soweit dies für die Fest­
stellung der den Arbeitnehmern gezahlten Vergü­
tungen aller Art und für die Lohnsteuerprüfung 
erforderlich ist. 

(2) Die Arbeitgeber haben ferner jede vom Prü­
fungsorgan zum Verständnis der Aufzeichnungen 
verlangte Erläuterung zu geben. 

(3) Die Arbeitgeber haben auf Verlangen dem 
Prüfungsorgan des Finanzamtes auch über sonstige 
für den Betrieb tätige Personen" bei denen es zwei­
felhaft ist, ob sie Arbeitnehmer des Betriebes sind, 
jede gewünschte Auskunft zur Feststellung ihrer 
Steuerverhältnisse zu geben. 

Verpflichtung der Arbeitnehmer 

§ 88. (1) Die Arbeitnehmer des Betriebes haben 
dem Prüfungsorgan jede gewünschte Auskunft 
über Art und Höhe ihres Arbeitslohnes zu geben 
und auf Verlangen die etwa in ihrem Besitz befind­
lichen Lohnsteuerkarten (§ 74), Aufzeichnungen 
und Belege über bereits entrichtete Lohnsteuer vor­
zulegen. 

673 der Beilagen XVII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 61 von 74

www.parlament.gv.at



62 673 der Beilagen 

(2) Das Prüfungs organ ist auch berechtigt, von 
Personen, bei denen es zweifelhaft ist, ob sie 
Arbeitnehmer des Betriebes sind, jede Auskunft zur 
Feststellung ihrer Steuerverhältnisse zu verlangen. 

Mitwirkung der Versicherungsträger 

§ 89. Die Träger der gesetzlichen Sozialversiche­
rung haben den Abgabenbehörden jede Zur Durch­
führung des Steuerabzuges und der den Finanzäm­
tern obliegenden Prüfung und Aufsicht dienliche 
Hilfe zu leisten (§ 158 Abs. 1 der Bundesabgaben­
ordnung). 

Auskunftspflicht der Behörde 

§ 90. D~s Finanzamt der Betriebsstätte hat auf 
Anfrage eines Beteiligten darüber Auskunft zu 
geben, ob und inwieweit im einzelnen Fall die V or­
schr·iften über die Lohnsteuer anzuwenden sind. 
Hat ein Arbeitgeber, dessen Geschäftsleitung sich 
im Inland befindet, Betriebsstätten in verschiedenen 
Finanzamtsbereichen, so ist zur Erteilung von Aus­
künften über Anfragen des Arbeitgebers das 
Finanzamt zuständig, in dessen Bereich sich die 
Geschäftsleitung des Arbeitgebers befindet. 

Arbeitnehmer ohne inländischen Wohnsitz 

§ 91. Soweit in diesem Abschnitt der Wohnsitz 
des Arbeitnehmers maßgebend ist, ein inländischer 
Wohnsitz jedoch nicht besteht, tritt an seine Stelle 
der inländische gewöhnliche Aufenthalt und, wenn 
ein solcher nicht besteht, die Betriebsstätte. 

Auslandsbeamte 

§ 92. (1) Für Auslandsbeamte im Sinne des § 26 
Abs. 3 der Bundesabgabenordnung sind keine 
Lohnsteuerkarten auszuschreiben. Die Lohnsteuer 
ist nach den §§ 57 bis 59 und 66 bis 68 zu berech­
nen. Der Arbeitnehmer hat die für die Anwendung 
dieser Bestimmungen maßgebenden Verhältnisse 
durch eine amtliche Bescheinigung nachzuweisen. 

(2) Weisen die im Abs. 1 genannten Arbeitneh­
mer nach, daß bei ihnen besondere Verhältnisse 
gemäß § 63 vorliegen, so stellt das Betriebsstättenfi­
nanzamt auf Antrag des Arbeitnehmers einen den 
§§ 63 und 64 entsprechenden Freibetragsbescheid 
und die Mitteilung zur Vorlage beim Arbeitgeber 
aus. Auf Grund dieser Mitteilung hat der Arbeitge­
ber die ausgewiesenen Freibeträge zu berücksichti­
gen. 

6. TE IL 

STEUERABZUG VOM KAPITALERTRAG 
(KAPITALERTRAGSTEUER) 

Steuerabzugspflichtige Kapitalerträge 

§ 93. (1) Bei inländischen Kapitalerträgen 
(Abs. 2) sowie bei im Inland bezogenen Kapitaler­
trägen aus !orderungswertpapieren (Abs.3) wird 

die Einkommensteuer durch Abzug vom Kapitaler­
trag erhoben (Kapitalertragsteuer). 

(2) Inländische Kapitalerträge liegen vor, wenn 
der Schuldner·. der Kapitalerträge Wohnsitz, 
Geschäftsleitung oder Sitz im Inland hat und es 
sich um folgende Kapitalerträge handelt: , 

1. a) Gewinnanteile (Dividenden), Zinsen und 
sonstige Bezüge aus Aktien, Anteilen an 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung. 

b) Gleichartige Bezüge und Rückvergütun -
gen aus Anteilen an Erwerbs- und Wirt­
schaftsgenossenschaften, ausgenommen 
jene nach § 13 des Körperschaftsteuerge­
setzes 1988. 

c) Gleichartige Bezüge aus Genußrechten 
und aus Partizipationskapital im Sinne des 
Kreditwesengesetzes oder des Versiche­
rungsaufsichtsgesetzes. 

2. Einkünfte aus der Beteiligung an einem Han­
delsgewerbe als stiller Gesellschafter. 

3. a) Zinserträge aus Geldeinlagen bei Banken 
. (§ 1 des Kreditwesengesetzes). Als Geld­

einlagen bei Banken gelten auch von Ban­
ken treuhändig oder zur Verwaltung auf­
genommene Gelder, für deren Verlust sie 
das wirtschaftliche Risiko tragen. 

b) Zinserträge aus sonstigen Forderungen 
gegenüber Banken, denen ein Bankge­
schäft zugrunde liegt. 

(3) Kapitalerträge aus Forderungswertpapieren 
sind Kapitalerträge aus 

1. Wertpapieren, die ein Forderungsrecht ver­
briefen und nach dem 31. Dezember 1983 in 
Schillingwährung begeben wurden, 

2. Wertpapieren, die ein Forderungsrecht ver­
briefen und nach dem 31. Dezember 1988 in 
anderer Währung als Schillingwährung bege­
ben wurden, 

3. Wandel- und Gewinnschuldverschreibungen 
und 

4. Anteilscheinen an einem Kapitalanlagefonds 
im Sinne des Investmentfondsgesetzes 1963 
sowie aus vergleichbaren Anteilsrechten an 
vergleichbaren ausländischen Kapitalanlage­
fonds, soweit die ausgeschütteten Beträge aus 
Kapitalerträgen gemäß Abs. 2 Z 3 und aus 
Kapitalerträgen gemäß Z 1, 2 und 3 bestehen. 

Diese Kapitalerträge sind im Inland bezogen, wenn 
sich die kuponauszahlende Stelle (§ 95 Abs. 3 Z 2) 
im Inland befindet. 

(4) Kapitalertragsteuerpflichtig sind auch: 
1. Besondere Entgelte oder Vorteile im Sinne 

des § 27 Abs. 2 Z 1, die der zum Abzug Ver­
pflichtete oder ein Dritter unmittelbar oder 
mittelbar neben Kapitalerträgen im Sinne der 
Abs. 2 und 3 gewährt. 

2. Unterschiedsbeträge gemäß § 27 Abs. 2 Z 2. 
3. Vom Schuldner der Kapitalerträge oder Drit" 

ten übernommene Kapital ertragsteuerbe­
träge. 
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(5) Der Kapitalertragsteuer unterlIegen du: Kapl- 5. Bel Zmsertragen aus G~ldeml.agen u~d ~onstI-
talerträge ohne jeden Abzug. I gen Forderungen, die bel auslandischen 

Betriebsstätten von Banken bestehen. 
(6) Die Kapitalertragsteuer ist auch abzuziehen, 6. Bei Kapitalerträgen gemäß § 93 Abs.3 unter 

wenn die Kapitalerträge beim Empfänger :tu den folgenden V orau~setzungen: . 
Einnahmen eines in- oder ausländischen Beltriebes a) Das Wertpapier und der Kupon smd auf 
gehören, sofern nicht die Voraussetzungen dbs § 94 dem Depot einer Bank hinterlegt. 
Z 6 vorliegen. I' b) Der Empfänger erklärt de.m ~um Abzu? 

Befreiung von der Kapitalertragsteuer 

§ 94. Der zum Abzug Verpflichtete (§ 95 Abs. 3) 
hat keine Kapitalertragsteuer abzuziehen: 

1. 'Bei jeglichen Kapitalerträgen, wenn Gläubi­
ger und Schuldner der Kapitalerträge dieselbe 
Person sind. I 

2. Unter folgenden Voraussetzungen bei den 
Kapitalerträgen von Körperschaften i~ Sinne 
des § 1 Abs. 2 des Körperschaftsteuergesetzes 

1988: I 

- Es handelt sich um Gewi~nanteile (Divi-
denden), Zinsen und sonstige Bezüge aus 
Aktien, Anteilen an Gesellschaftrin mit 
beschränkter Haftung und an Ererbs­
und Wirtschaftsgenossenschaften und 
die Körperschaft ist mindestens zu einem 
Viertel unmittelbar am Grund- oder 
Stammkapital beteiligt. 

3. a) Bei Zinserträgen aus Geldeinlagen bei 
Banken und sonstigen Fordetungen 
gegenüber Banken, wenn der Zin~ertrag 
nicht höher ist als jener, der sich ailis dein 
Zinssatz bei Spareinlagen mit geset~licher 
Kündigungsfrist (§ 19 des KreditwJsenge­
setzes) ergibt. Besteht ein EckzinsJbkom­
men (§ 20 Abs. 2 des Kreditwesettgeset­
.zes), so ist der darin vereinbarte Zlinssatz 
maßgebend. Besteht kein Eckzinsabkom­
men, so ist im jeweiligen Kalenderviertel­
jahr der für das zweitvorangegangene 
Kalendervierteljahr nach folgender Be­
rechnung ermittelte Zinssatz. maßgebend: 

Durchschnittliche 
Sekundärmarkt­
rendite der 
Bundesanleihen 

Durchschnittlicher 
Diskontsatz CBank-

+ rate) der I 
Oesterreichischen 
Nationalbank I 

4 I 

Dieser Zinssatz ist auf das nächste fehtel­
prozent aufzurunden. Der BundesIIJ-inister 
für Finanzen kann den derart ermittelten 
Zinssatz kundmachen. .. I. 

b) Bei Zinserträgen aus Sichtemlagen 'Ist nur 
dann keine Kapitalertragsteuer aBzuzie­
hen, wenn der Zinssatz 1 % nich~ über-

steigt. j 
4. Bei Zinserträgen aus Geldeinlagen und sonsti-

gen Forderungen bei Banken, wenn de ' Gläu­
biger der Kapitalerträge eine in- oder iuslän­
dische Bank ist. 

Verpflichteten bei Nachweis semer Identi­
tät schriftlich, daß die Kapitalerträge als 
Betriebseinnahmen eines in- oder auslän­
dischen Betriebes, ausgenommen eines 
Hoheitsbetriebes (§ 2 Abs. 5 des l<.örper­
schaftsteuergesetzes 1988), zu erfassen 
sind (Befreiungserklärung). 

c) Der Empfänger leitet eine Gleichschrift 
der Befreiungserklärung unter Angabe sei­
ner Steuernummer im Wege des zum 
Abzug Verpflichteten dem zuständigen 
Finanzamt zu. 

Der Empfänger hat dem zum Abzug Ver­
pflichteten und dem zuständigen Fi~anzamt 
im Wege des zum Abzug Verpfhchteten 
unverzüglich alle Umstände mitzuteilen, die 
dazu führen, daß die Kapitalerträge nicht 
mehr zu den Einnahmen eines in- oder aus­
ländischen Betriebes gehören (Widerrufser­
klärung). Die Befreiung beginnt mit dem Vor­
liegen sämtlicher unter lit. abis c angeführter 
Umstände und endet mit dem Wegfallen der 
Voraussetzung der lit. a oder der Abgabe der 
Widerrufserklärung. 

7. Bei Kapitalerträgen aus Geldeinlagen und 
sonstigen Forderungen bei Banken (§ 93 
Abs. 2 _ Z 3) sowie aus Forderungswertpapie­
ren (§ 93 Abs.3), wenn die Kapitalerträge 
einem Kapitalanlagefonds im Sinne des 
Investmentfondsgesetzes, einer Pensions­
oder Unterstützungskasse und sonstigen 
Hilfskasse oder einer Versorgungs- oder 
Unterstützungseinrichtung einer öffentlich-
rechtlichen Körperschaft zugehen. -

8. Bei Kapitalerträgen aus jungen Aktien und 
Genußscheinen, wenn die Voraussetzungen 
des § 27 Abs. 3 vorliegen. 

9. Bei Kapitalerträgen aus Forderungswertpapie­
ren die von internationalen Finanzinstitutio­
ne~ ausgegeben werden. 

Höhe und Einbehaltung der Kapitalertragsteuer 

§ 95. (1) Die Kapitalertragsteuer beträgt 
- 25% bei Kapitalerträgen gemäß § 93 Abs.2 

Z 1 und 2, 
- 10% bei Kapitalerträgen gemäß § 93 Abs.2 

Z 3 und gemäß Abs. 3. 

(2) Schuldner der Kapitalertragsteuer ist der 
Empfänger der Kapitalerträge. Die Kapitalertrag­
steuer ist durch Abzug einzubehalten.' Der zum 
Abzug Verpflichtete (Abs. 3) haftet dem Bund für 
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die Einbehaltung und Abfuhr der Kapitalertrag­
steuer. 

(3) Zum Abzug der Kapitalertragsteuer ist ver­
pflichtet: 

1. Bei inländischen Kapitalerträgen (§ 93 Abs. 2) 
der Schuldner der Kapitalerträge. 

2. Bei im Inland bezogenen Kapitalerträgen aus 
Forderungswertpapieren (§ 93 Abs.3) die 
kuponauszahlende Stelle. Kuponauszahlende 
Stelle ist 

die Bank, die an den Kuponinhaber Kapi­
talerträge im Zeitpunkt der Fälligkeit und 
anteilige Kapitalerträge anläßlich der Ver­
äußerung des Wertpapiers auszahlt, 
der inländische Emittent, der an den 
Kuponinhaber solche Kapitalerträge aus­
zahlt. 

3. Ein Dritter, der Kapitalerträge im Sinne des 
§ 93 Abs. 4 gewährt. 

(4) Der zum Abzug Verpflichtete hat die 
Kapitalertragsteuer. im Zeitpunkt des Zufließens 
der Kapitalerträge abzuziehen. Die Kapitalerträge 
gelten für Zwecke der Einbehaltung der Kapitaler­
tragsteuer als zugeflossen: 

1. Bei Kapitalerträgen, deren Ausschüttung von 
einer Körperschaft beschlossen wird, an 
jenem Tag, der im Beschluß als Tag der Aus­
zahlung bestimmt ist. Wird im Beschluß kein 
Tag der Auszahlung bestimmt, so gilt der Tag 
nach der Beschlußfassung als Zeitpunkt des 
Zufließens. 

2. Bei Einkünften aus der Beteiligung an einem 
Handelsgewerbe als stiller Gesellschafter in 
jenem Zeitpunkt, der im Beteiligungsvertrag 
als Zeitpunkt der Ausschüttung bestimmt ist. 

. Wird im Beteiligungsvertrag darüber keine 
Vereinbarung getroffen, so gilt als Zeitpunkt 
des Zufließens der Tag nach Aufstellung des 
Jahresabschlusses oder einer sonstigen Fest­
stellung des Gewinnanteiles des stillen Gesell­
schafters. 

3. Bei Kapitalerträgen aus Forderungswertpapie­
ren im Zeitpunkt der Fälligkeit der Kapitaler­
träge und im Zeitpunkt des Zufließens (§ 19) 
anteiliger Kapitalerträge anläßlich der Veräu­
ßerung des Wertpapiers oder des Wertpapier­
kupons. Die Meldung des Eintritts von 
Umständen, die die Abzugspflicht beenden 
oder begründen (Befreiungserklärung oder 
Widerrufserklärung), gilt als Veräußerung. 

4. Bei anderen Kapitalerträgen, insbesondere bei 
Zinserträgen aus Geldeinlagen und sonstigen 
Forderungen bei Banken, nach Maßgabe des 
§ 19. 

(5) Dem Empfänger der Kapitalerträge ist die 
Kapitalertragsteuer ausnahmsweise vorzuschreiben, 
wenn 

1. der zum Abzug Verpflichtete die Kapitaler­
träge nicht vorschriftsmäßig gekürzt hat oder 

2. der Empfänger weiß, daß der Schuldner die 
einbehaltene Kapitalertragsteuer nicht vor­
schriftsmäßig abgeführt hat und dies dem 
Finanzamt nicht unverzüglich mitteilt. 

(6) Werden Kapitalerträge rückgängig gemacht, 
dann sind von dem zum Abzug Verpflichteten die 
entsprechenden Beträge an Kapitalertragsteuer gut­
zuschreiben. Die gutgeschriebene Kapitalertrag­
steuer darf die von den rückgängig gemachten 
Kapitalerträgen erhobene oder zu erhebende Kapi­
tal ertrags teuer nicht übersteigen. 

Abfuhr der Kapitalertragsteuer 

§ 96. (1) Die Kapitalertragsteuer ist innerhalb 
folgender Zeiträume abzuführen: 

1. Bei Kapitalerträgen gemäß § 93 Abs. 2 Z 1 
und 2 hat der zum Abzug Verpflichtete (§ 95 
Abs. 3) die einbehaltenen Steuerbeträge 
abzüglich gutgeschriebener Beträge unter der 
Bezeichnung "Kapitalertragsteuer" binnen 
einer Woche nach dem Zufließen der Kapital­
erträge abzuführen, und zwar auch dann, 
wenn der Gläubiger die Einforderung des 
Kapitalertrages (zum Beispiel die Einlösung 
der Gewinnanteilscheine) unterläßt. 

2. Bei Kapitalerträgen gemäß § 93 Abs. 2 Z 3 hat 
der zum Abzug Verpflichtete am 20. Dezem­
ber jeden Jahres eine Vorauszahlung zu ent­
richten. Der Berechnung der Vorauszahlung 
sind folgende Werte zugrunde zu legen: 

Der Bestand an laufend verzinsten Geld­
einlagen und sonstigen Forderungen zum 
letzten vorangegangenen Jahresabschluß. 
Das bis 1. Dezember des laufenden Kalen­
derjahres ermittelte jeweilige arithmeti­
sche Mittel der den laufend verzinsten 
Einlagen und sonstigen Forderungen 
zuzuordnenden Zinssätze des laufenden 
Kalenderjahres. 
Der bis 30. Oktober des laufenden Jahres 
angefallene Zinsaufwand für nicht laufend 
verzinste Geldeinlagen und sonstige For­
derungen. Dieser Zinsaufwand ist um 15% 
zu erhöhen. 

Die Vorauszahlung beträgt 90% der aus die­
sen Werten errechneten Jahressteuer. Die 
restliche Kapitalertragsteuer ist am 30. Sep­
tember des Folgejahres zu entrichten. 

3. Bei Kapitalerträgen gemäß § 93 Abs. 3 hat der 
zum Abzug Verpflichtete die in einem Kalen­
dermonat einbehaltenen Steuerbeträge abzüg­
lich gutgeschriebener Beträge unter der 
Bezeichnung "Kapitalertragsteuer" spätestens 
am zehnten Tag nach Ablauf des folgenden 
Kalendermonates abzuführen. 

(2) Die Kapitalertragsteuer ist an das Betriebsfi­
nanzamt des zum Abzug Verpflichteten (§ 59 der 
Bundesabgabenordnung) abzuführen. Ist eine Kör­
perschaft des öffentlichen Rechts zum Abzug ver­
pflichtet, obliegt die Erhebung 
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dem Finanzamt für Körperschaften ir Wien 
für Zahlstellen, die in den Bundesländern 
Wien, Niederösterreich und Bur~enland 
gelegen sind und I 
dem nach Maßgabe des § 8 Abgaben~erwal­
tungsorganisationsgesetz für den S~rengel 
einer Finanzlandesdirektion jeweils zlliständi­
gen Finanzamt fur Zahlstellen in lnderen 
Bundesländern. I 

(3) Der zum Abzug Verpflichtete hat innerhalb 
der im Abs. 1 festgesetzten Frist dem Finlanzamt 
eine Anmeldung nach dem amtlichen V ~rdruck 
einzureichen. Bei Einkünften aus der BetJiligung 
an einem Handelsgewerbe als stiller Gesell~chafter 
ist diese Anmeldung in doppelter AusfertigJng ein­
zureichen. Die Anmeldung ist innerhalb 'der im 
Abs. 1 angeführten Fristen auch da.nn einzureichen, 
wenn ein Steuerabzug nicht vorzunehmen ist. In 
diesem Fall ist das Unterbleiben des Steuerabzugs 
zu begründen. 

(4) Der zum Abzug Verpflichtete hat dem Emp­
fänger eine Bescheinigung über die Höhe der Kapi­
talerträge und des Steuerbetrages, über den Zah­
lungstag und über die Zeit, für welche die Kapital­
erträge gezahlt worden sind, zu erteilen unH hierin 
das Finanzamt, an das der Steuerbetrag a8geführt 
worden ist, anzugeben. Diese VerpflichtJng des 
zum Abzug Verpflichteten entfällt, wenn KJpitaler­
träge für seine Rechnung durch eine Bank Igezahlt 
werden und wenn über die Zahlung ejne der 
Bescheinigung gleichartige Bestätigung erteilt wird. 

Überwachung des Steuerabzuges I 

§ 97. Das Finanzamt hat die rechtzeitige und 
vollständige Abfuhr der Kapitalertragste1uer an 
Hand einer Kapitalertragsteuerliste zu ~berwa­
ehen. Bei der Veranlagung der Einkommehsteuer, 
Körperschaftsteuer und Vermögensteuer tmd bei 
allen Aufsichtsmaßnahmen und abgabenbkhördli­
ehen Prüfungen, die bei dem zum Abzug VJrpflich­
teten vorgenommen werden, ist auch zu pr*fen, ob 
die Kapitalertragsteuer ordnungsgemäß einbehal­
ten und abgeführt worden ist. 

7. TEIL 

BESTEUERUNG BEi BESCHRÄNKTER 
STEUERPFLICHT I 

Einkünfte bei beschränkter Steuerpflicht 

§ 98. Der beschränkten Einkommensteuerpflicht 
(§ 1 Abs.3) unterliegen nur die folgenden Ein­
künfte: 

1. Einkünfte aus einer im Inland betriebenen 
Land- und Forstwirtschaft (§ 21). 

2. Einkünfte aus selbständiger Arbeit (§ 22), die 
im Inland ausgeübt oder verwertet wird oder 
worden ist. Die Arbeit wird im Inlandl . 

ausgeübt, wenn der Steuerpflichtige 1m 
Inland persönlich tätig geworden ist 
verwertet, wenn sie zwar nicht im Inland 
persönlich ausgeübt wird, aber ihr wirt­
schaftlicher Erfolg der inländischen 
Volkswirtschaft . unmittelbar zu dienen 
bestimmt ist. 

3. Einkünfte aus Gewerbebetrieb (§ 23), für den 
im Inland eine Betriebsstätte unterhalten 
wird oder 
im Inland ein ständiger Vertreter bestellt 
ist. 

Einkünfte 
aus kaufmännischer oder technischer 
Beratung im Inland, 
aus der Gestellung von Arbeitskräften zur 
inländischen Arbeitsausübung und 
aus der gewerblichen Tätigkeit als Sport­
ler, Artist oder als Mitwirkender an 
Unterhaltungsdarbietungen im Inland 

sind jedoch auch dann steuerpflichtig, wenn 
keine inländische Betriebsstätte unterhalten 
wird und kein ständiger Vertreter im Inland 
bestellt ist. 

4. Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit 
(§ 25), die 

im Inland oder auf österreichischen Schif­
fen ausgeübt oder verwertet wird oder 
worden ist (Z 2), 
aus inländischen öffentlichen Kassen mit 
Rücksicht auf ein gegenwärtiges oder frü­
heres Dienstverhältnis gewährt werden. 

Eine Erfassung von Einkünften aus nichtselb­
ständiger Arbeit nach· dieser Ziffer hat zu 
unterbleiben, wenn die Einkünfte wirtschaft­
lich bereits nach Z 3 erfaßt wurden. 

5. Einkünfte aus Kapitalvermögen im Sinne des 
§27, 

wenn es sich dabei um Kapitalerträge 
gemäß § 93 Abs. 2 handelt und Kapitaler­
tragsteuer abzuziehen war oder 
wenn das Kapitalvermögen durch inlän­
dischen Grundbesitz, durch inländische 
Rechte, die den Vorschriften des bürgerli­
chen Rechtes über Grundstücke unterlie­
gen, oder durch Schiffe, die in ein inlän­
disches Schiffsregister eingetragen sind, 
unmittelbar oder mittelbar gesichert ist. 

Von der beschränkten Steuerpflicht sind aus­
genommen 

Zinserträge aus Geldeinlagen und Forde­
rungen bei Banken (§ 93 Abs.2 Z 3), 
wenn der Steuerpflichtige glaubhaft 
macht, daß die Zinserträge als Betriebsein­
nahmen eines in- oder ausländischen 
Betriebes zu erfassen sind . 
Kapitalerträge aus Forderungswertpapie­
ren (§ 93 Abs. 3) 
Zinsen aus Forderungen, die in ein öffent­
liches Schuldbuch eingetragen sind. 
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6. Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 
(§ 28), wenn das unbewegliche Vermögen, die 
Sachinbegriffe oder Rechte 

im Inland gelegen sind oder 
in ein inländisches öffentliches Buch oder 
Register eingetragen sind oder 
in einer inländischen Betriebsstätte ver­
wertet we~den. 

7. Spekulationseinkünfte (§ 30), soweit es sich 
um Spekulationsgeschäfte mit inländischen 
Grundstücken oder mit inländischen Rechten 
handelt, die den Vorschriften des bürgerli­
chen Rechts über Grundstücke unterliegen. 

8. Einkünfte im Sinne des § 31, wenn die Kapi­
talgesellschaft, an der die Beteiligung bestand, 
Geschäftsleitung oder Sitz im Inland hat. 

Steuerabzug in besonderen Fällen 

§ 99. (1) Die Einkommensteuer beschränkt Steu­
erpflichtiger wird durch Steuerabzug erhoben 
(Abzugsteuer) : 

1. Bei Einkünften aus im Inland ausgeübter oder 
verwerteter selbständiger Tätigkeit als Schrift­
steller, Vortragender, Künstler, Architekt, 
Sportler, Artist oder Mitwirkender an Unter­
haltungsdarbietungen, wobei es gleichgültig 
ist, an wen die Vergütungen für die genann­
ten Tätigkeiten geleistet werden. 

2. Bei Gewinnanteilen von Gesellschaftern (Mit­
unternehmern) einer ausländischen Gesell­
schaft, die an einer inländischen Personenge­
sellschaft beteiligt ist. Ein Steuerabzug unter­
bleibt insoweit, als 

die ausländische Gesellschaft der inländi­
schen Personengesellschaft bekannt gibt 
oder 
die zuständige Abgabenbehörde auf 
andere Weise davon Kenntnis erlangt, 

welche natürlichen Personen oder juristischen 
Personen Empfänger der Gewinnanteile sind. 
Die inländische PersonengeseUschaft gilt 
dabei als Schuldner der Gewinnanteile. 

3. Bei den im § 28 Abs. 1 Z 3 aufgezählten Ein­
künften, wobei es gleich gültig ist, welcher der 
Einkunftsarten des § 2 Abs. 3 Z 1 bis 3 und 6 
diese Einkünfte grundsätzlich zuzurechnen 
sind. 

4. Bei Aufsichtsratsvergütungen. 
5. Bei Einkünften aus im Inland ausgeübter 

kaufmännischer oder technischer Beratung 
und bei Einkünften aus der Gestellung von 
Arbeitskräften zur inländischen Arbeitsaus­
übung. 

(2) Der Abzugsteuer unterliegt der volle Betrag 
der Einnahmen (Betriebseinnahmen) oder der 
Gewinnanteile. Vom Schuldner übernommene 
Abzugsteuer unterliegt als weiterer Vorteil eben-
falls dem. Steuerabzug. . 

(3) Der Schuldner ist von der Verpflichtung zum 
Steuerabzug befreit, wenn er die geschuldeten 

Beträge auf Grund eines Übereinkommens nicht an 
den beschränkt steuerpflichtigen Gläubiger, son­
dern an eine inländische juristische Person abführt, 
die die Urheberrechte wahrt und von dem für die 
juristische Person zuständigen Betriebsfinanzamt 
(§ 59 der Bundesabgabenordnung) zur Vornahme 
des Steuerabzuges zugelassen worden ist. Diese hat 
den Steuerabzug vorzunehmen. 

Höhe und Einbehaltung der Steuer 

§ 100. (1) Die Abzugsteuer gemäß § 99 beträgt 
20%. 

(2) Schuldner der Abzugsteuer ist der Empfänger 
der Einkünfte gemäß § 99 Abs. 1. Der Schuldner 
dieser Einkünfte (in den Fällen des § 99 Abs. 3 die 
zum Steuerabz4g zugelassene Person) haftet für 
die Einbehaltung und Abfuhr der Steuerabzugsbe­
träge im Sinne des § 99. 

(3) Dem Empfänger der Einkünfte ist die Abzug­
steuer ausnahmsweise vorzuschreiben, wenn 

1. der Schuldner die geschuldeten Beträge nicht 
vorschriftsmäßig gekürzt hat oder 

2. der Empfänger weiß, daß der Schuldner (in 
den Fällen des § 99 Abs. 3 die zum Steuerab­
zug zugelassene Person) die einbehaltene 
Abzugsteuer nicht vorschriftsmäßig abgeführt 
hat, und dies dem Finanzamt nicht unverzüg­
lich mitteilt. 

(4) Der Steuerabzug ist vom Schuldner vorzu­
nehmen, 

1. bei Einkünften im Sinne des§ 99 Abs. 1 Z 1, 
3, 4 und 5 in jenem Zeitpunkt, in dem sie dem 
Empfänger zufließen, 

2. bei Einkünften im Sinne des § 99 Abs. 1 Z 2 
am Tag nach Aufstellung des Jahresabschlus­
ses, in dem der Gewinnanteil ermittelt wird. 

Abfuhr der· Abzugsteuer 

§ lOt. (1) Der Schuldner hat die innerhalb eines 
Kalendermonates gemäß § 99 einbehaltenen Steu­
erbeträge unter der Bezeichnung "Steuerabzug 
gemäß § 99 EStG" spätestens am zehnten Tag nach 
Ablauf des Kalendermonates an sein Betriebsfi­
nanzamt (§ 59 der Bundesabgabenordnung) bzw. 
an sein Wohnsitzfinanzamt (§ 55 der Bundesabga­
benordnung) abzuführen. Sind Steuerabzüge für 
mehrere Gläubiger vorgenommen worden, so ist 
der Gesamtbetrag in einer Summe ohne Bezeich­
nung der einzelnen Gläubiger abzuführen. 

(2) Der Schuldner hat die dem Steuerabzug 
unterliegenden Beträge in Schilling laufend aufzu­
zeichnen. Die Aufzeichnungen müssen insbeson­
dere den Zeitpunkt der Zahlung oder der Gut­
schrift oder der Verrechnung sowie die Höhe Jnd 
den Zeitpunkt der Abfuhr der einbehaltenen Steuer 
enthalten. Das nach Abs. 1 zuständige Finanzamt 
kann den Schuldner ganz oder teilweise von dieser 
Aufzeichnungspflicht befreien, soweit andere zur 
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Überprüfung der Ordnungs mäßigkeit des Steuer­
abzuges hinreichende Aufzeichnungen gefünrt wer-
den. ' I 

(3) Der Schuldner hat spätestens am zehnten 
Tag nach Ablauf des Kalendermonates dein nach 
Abs. 1 zuständigen Finanzamt die Höhe d1er dem 
Steuerabzug unterliegenden Beträge und di~ Höhe 
der abgezogenen Steuerbeträge mitzuteilen! 

I 

Veranlagung beschränkt Steuerpffichtiger 
I 

§ 102. (1) Beschränkt Steuerpflichtige sind mit 
ihren Einkünften, von denen kein Steuerabz~g vom 
Arbeitslohn, vom Kapitalertrag oder nabh den 
§§ 99 bis 101 vorzunehmen ist, zur Einkdmmen­
steuer zu veranlagen. Bei der Veranlagung I dürfen 
Betriebsausgaben (§ 4 Abs. 4) oder Werbungsko­
sten (§ 16) nur insoweit berücksichtigt werden, als 
sie mit diesen Einkünften in wirtschaftlichem 
Zusammenhang stehen. Die §§ 34, 35, 38, 41 und 
105 sind nicht anwendbar. 

(2) Die Einkommensteuer ist bei beschränkt 
Steuerpflichtigen gemäß § 33 Abs. 1, 2 und 7 zu 
berechnen. I 

(3) Die Einkommensteuer für Einkünfte, die dem 
St~uer~bzug unte~liegen, gilt bei beschränkt ISteuer­
pflichtlgen außer m den Fällen des Abs. 4 als durch 
den Steuerabzug abgegolten. l 

(4) Steuerabzugspflichtige Einkünfte eines 
beschränkt Steuerpflichtigen, die 

- zu den Betriebseinnahmen eines inlän ischen 
Betriebes I 
zu den Einkünften aus der Beteiligung an 
einem Handelsgewerbe als stiller Gesdllschaf­
ter oder 
zu den Gewinnanteilen gemäß § 99 Abs. 1 
Z2 

gehören, sind unter Anrechnung der durch Steuer­
abzug einbehaltenen Beträge zur Einkommensteuer 
zu veranlagen. I 

8. TEIL 

SONDERVORSCHRIFTEN 

Zuzugsbegünstigung 

§ 103. (1) Bei Personen, die ihren Wohnttz aus 
dem Ausland ins Inland verlegen und hiet, ohne 
erwerbstätig zu werden, ihre Verbrauchswihschaft 
nach Art und Umfang in einer für das Inlantl nütz­
lichen Weise einrichten, kann der Bundesrhinister 
für Finanzen für einen bestimmten Zeitrahm die 
Besteuerung abweichend von den Bestimrhungen 
dieses Bundesgesetzes anordnen. Für diese l-\nord-
nung gilt folgendes: " I. 

- Es können bestimmte, msbesondere ausländi­
sche Einkünfte ganz oder teilweise Aus der 
Besteuerungsgrundlage ausgeschiedeb oder 

mit einem ermäßigten Steuers atz besteuert 
werden oder 
es kann der Besteuerung lediglich der dem 
inländischen Verbrauch entsprechende 
Betrag zugrunde gelegt werden oder 
es können die Besteuerungsgrundlage oder 
die Steuer auch mit einem Pauschbetrag fest­
gesetzt werden. 

Einkünfte im Sinne des § 98, ausgenommen kapital­
ertragsteuerpflichtige Einkünfte, müssen jedoch 
stets voll besteuert werden. 

(2) Abs. 1 ist auf Personen, die ihren Wohnsitz 
aus Österreich wegverlegt haben, nur dann anzu­
wenden, wenn zwischen dem Wegzug und dem 
Zuzug mehr als zehn Jahre verstrichen sind. Der 
Bundesminister für Finanzen kann von dieser Frist 
ganz oder teilweise absehen, wenn der Zuzug im 
Interesse der österreichischen Volkswirtschaft, 
Wissenschaft oder sonst im allgemeinen Interesse 
liegt. 

(3) Abs. 1 kann bei Vorliegen der dort angeführ­
ten Voraussetzungen auch auf Personen angewen­
det werden, die unter Beibehaltung ihres ausländi­
schen Wohnsitzes einen zweiten Wohnsitz in 
Österreich begründen. 

Landarbeiterfreibetrag 

§ 104. (1) Von den Einkünften aus nichtselbstän­
diger Arbeit der Land- und Forstarbeiter ist bei der 
Berechnung der Einkommensteuer (Lohnsteuer) 
ein besonderer Freibetrag (Landarbeiterfreibetrag) 
abzuziehen. Dieser beträgt 
täglich. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 7,50 S, 
wöchentlich ...................... 45,- S, 
monatlich .......... , .. ...... . .. . . 195,-,S, 
jährlich ......................... , 2 340,- S. 
Der Landarbeiterfreibetrag ist ohne Eintragung auf 
der Lohnsteuerkarte zu berücksichtigen. Der Frei­
betrag darf vom Arbeitslohn nicht abgezogen wer­
den, wenn der Arbeitnehmer 

1. keine Lohnsteuerkarte vorgelegt hat oder 
2. eine Zweite oder weitere Lohnsteuerkarte 

vorgelegt hat oder 
3. nur vorübergehend beschäftigt wird (§ 69). 

(2) Land- und Forstarbeiter sind Arbeitnehmer, 
die in land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 
(§ 21) ausschließlich oder überwiegend körperlich 
tätig sind und der Pensionsve~sicherung der Arbei­
ter unterliegen oder nach den Merkmalen ihres 
Dienstverhältnisses unterliegen würden; Arbeitneh­
mer, die der Pensionsv~rsicherung der Angestellten 
unterliegen oder nach den Merkmalen ihres 
Dienstverhältnisses unterliegen würden, haben kei­
nen Anspruch auf einen Landarbeiterfreibetrag. 

Inhaber von Amtsbescheinigungen und Opferaus­
weisen 

§ 105. (1) Den Inhabern von Amtsbescheinigun­
gen und Opferausweisen ist auf Antrag der Abzug 
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eines besonderen Betrages vom Einkommen 
(Arbeitslohn) zu gewähren; dieser beträgt, wenn 
die Einkommensteuer veranlagt wird, 10920 S 
jährlich, wenn die Einkommensteuer im Abzugs­
wege erhoben wird (Lohnsteuer), 
bei täglicher Lohnzahlung . . . . . . . . . . . . . .. 35 S, 
bei wöchentlicher Lohnzahlung .......... 210 S, 
bei monatlicher Lohnzahlung ............ 910 S. 

. (2) Bezieht ein Arbeitnehmer Arbeitslohn (§ 25) 
von zwei oder mehreren Arbeitgebern, dann 
gebührt der Freibetrag nur einmal. 

Kinder 

§ 106. Als Kinder im Sinne dieses Bundesgeset­
zes gelten Kinder, für die dem Steuerpflichtigen 
oder dem nicht dauernd getrennt lebenden Ehegat­
ten Familienbeihilfe auf Grund des Familienlasten­
ausgleichsgesetzes 1967 oder eine gleichartige aus­
ländische Beihilfe im Sinne des § 4 des Familienla­
stenausgleichsgesetzes 1967· gewährt wird. Diese 
Voraussetzung ist erfüllt, 

a) wenn die Einkommensteuer veranlagt wird, 
bei Gewährung dieser Beihilfen für die Dauer 
von mindestens vier Monaten im Veranla­
gungszeitraum; bezieht neben den im ersten 
Satz genannten Personen auch ein anderer 
Steuerpflichtiger oder dessen unbeschränkt 
steuerpflichtiger Ehegatte im Veranlagungs­
zeitraum solche Beihilfen für die Dauer von 
mindestens vier Monaten, so ist diese V or­
aussetzung bei jenem Steuerpflichtigen (Ehe­
gatten) erfüllt, dem die Beihilfe im Veranla­
gungszeitraum für den früheren Viermonats­
zeitraum gewährt wird. Die rückwirkende 
Gewährung von Beihilfen für abgelaufene 
Kalenderjahre ist nicht zu berücksichtigen, 

b) wenn die Einkommensteuer (Lohnsteuer) 
durch Abzug eingehoben oder durch Jahres­
ausgleich festgesetzt wird, für Lohnzahhings­
zeiträume, für die die Gewährung dieser Bei­
hilfen auf der Lohnsteuerkarte vermerkt ist. 

Bei Personen, denen nicht selbst die Beihilfe 
gewährt wird, sind Stiefkinder nur zu berücksichti­
gen, wenn diese Personen die Anspruchsvorausset­
zungen für die Gewährung der Beihilfen grund­
sätzlich erfüllen. 

Mietzinsbeihilfen 

§ 107. (1) Auf Antrag des unbeschränkt steuer­
pflichtigen Hauptmieters werden Erhöhungen des 
Hauptmietzinses als außergewöhnliche Belastung 
(§ 34) berücksichtigt, wenn sie seine wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit wesentlich beeinträchtigen. 
Kommen als Hauptmieter einer Wohnung mehrere 
Personen in Betracht, so kann der Antrag nur von 
einer dieser Personen gestellt werden. 

(2) Die Wohnung muß vom Hauptmieter oder 
den in Abs. 7 genannten Personen in einer Weise 

benutzt werden, daß sie als Wohnsitz der Mittel­
punkt seiner (ihrer) Lebensinteressen ist. 

(3) Die Erhöhungen des Hauptmietzinses sind: 
a) Erhöhungen auf mehr als das Vierfache auf 

Grund einer rechtSkräftigen Entscheidung 
eines Gerichtes (Gemeinde) 

nach § 7 Mietengesetz, BGBI. Nr. 210/ 
1929, in der Fassung BGBI. Nr. 409/ 
1974, 
nach § 2 Zinsstoppgesetz, BGBI. Nr. 132/ 
1954, in der Fassung BGBI. Nr.409/ 
1974, 

b) Erhöhungen auf mehr als 4,50 S je Quadrat-
meter d'er Nutzfläche 

auf Grund einer rechtskräftigen Entschei­
dung eines Gerichtes (einer Gemeinde) 
nach §§ 18, 18 a, 18 b, 19 Mietrechtsge­
setz, BGBI. Nr.520/1981, 
auf Grund einer rechtskräftigen Ent­
scheidung eines Gerichtes nach § 14 
Abs.2 Wohnungsgemeinnützigkeitsge­
setz, BGBI. Nr. 139/1979, 
auf Grund eines vom Vermieter eingeho" 
benen Erhaltungs- und Verbesserungsbei­
trages nach § 45 Mietrechtsgesetz oder 
§ 14 d Wohnungsgemeinnützigkeitsge­
setz. 

(4) Die außergewöhnliche Belastung wird durch 
Zahlung eines monatlichen Betrages abgegolten. 
Der Abgeltungsbetrag ist bescheidmäßig in Höhe 
des Betrages festzusetzen, um den, auf einen 
Kalendermonat bezogen, der erhöhte Hauptmiet­
'zins das Vierfache des gesetzlichen' Hauptmietzin­
ses bzw. 4,50 S je Quadratmeter der Nutzfläche 
übersteigt. Übersteigt das Einkommen des Haupt­
mieters und der im Abs. 7 genannten Personen ins­
gesamt die jeweils maßgebende Einkommens­
grenze, so ist der Abgeltungsbetrag um' den über­
steigenden Betrag zu kürzen. 

(5) Der Abgeltungsbetrag darf nur von dem 
Monat an flüssig gemacht werden, in dem die V or­
aussetzungen hiefür erfüllt sind, sofern der Antrag 
binnen sechs Monaten nach Ablauf des Monates 
der erstmaligen Einhebung des erhöhten Haupt­
mietzinses gestellt wird. Wird der Antrag erst nach 
Ablauf dieser Frist gestellt, so ist der Abgeltungsbe­
trag erst von dem Monat an flüssigzumachen, in 
dem er beantragt wird. Ein Abgeltungsbetrag, der 
monatlich 30 S nicht übersteigt, ist nicht flüssigzu­
machen. 

(6) Eine'wesentliche Beeinträchtigung der wirt­
schaftlichen Leistungsfähigkeit, (Abs. 1) liegt vor, 
wenn das Einkommen des Hauptmieters und der 
im Abs. 7 genannten Personen insgesamt den 
Betrag von jährlich 100 000 S nicht übersteigt. 
Diese Einkommensgrenze erhöht sich für die erste 
der im Abs. 7 genannten Personen um 25 000 Sund 
für jede weitere der dort genannten Personen um je 
8500 S. 
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(7) Als Personen, deren Einkommen ft die maßgebenden Verhältnisse der Abgabenbehörde 
Beurteilung der wirtschaftlichen Leistungsfä~igkeit unverzüglich mitzuteilen. Die Zahlung des Abgel­
heranzuziehen ist, gelten Angehörige im Sinhe des tungsbetrages ist einzustellen bzw. herabzusetzen, 
§ 25 Bundesabgabenordnung sowie solche Ferso- wenn und soweit sich die für die Abgeltung maßge­
nen, die mit dem Hauptmieter dauernd in ehJähnli- benden Verhältnisse ändern oder nachträglich her­
cher Gemeinschaft leben oder die Mitrnietet sind, vorkommt, daß die Voraussetzungen nicht oder 
sofern alle diese Personen in der Wohnurlg des nur für ein geringeres Ausmaß gegeben gewesen 
Hauptmieters leben. I sind. Eine Änderung der Einkommensverhältnisse 

(8) AI E' k'l kann jedoch nur dann zu einer Einstellung (Herab-

1 b
· s InE~mkmen gl t I iP setzung) der Zahlung des Abgeltungsbetrages füh-

. el zur In ommensteuer veran agten I erso- . h d E' k d H . 
d d h h . I' h E' k I h ren, wenn SIC as In ommen es auptmleters 

nen as urc sc nItt IC e In ommen nac d d . b P' 
• I un er Im A s. 7 genannten ersonen Insgesamt 

§ 2 Abs. 2 der drei letztveranlagten Kalender- h I 20 o/c h" h h t Z U h b 1 
. ahre vermehrt um den Durchschnitt der um me r ~ s . 0 er .0 t a.. u n~ec tagego­
J , f' E' k"' f d d b tene Betrage Sind mit Bescheid zuruckzufordern; 
sBteu~.r relen·

h 
dIn un§§te

9 
u
l
n
O 

18erAab gez
Z
ogene

l
n
8 

gleiches gilt, wenn erhöhte Hauptmietzinse vom 
etrage nac en " s. 1 4, V' .. k d 

Abs.6 und 7,24 Abs. 4,31 Abs. 3,34,35,36, ermleter zuruc erstattet wer en. 

41 Abs. 3, 104; (11) Die vorstehenden Bestimmungen sind auch 
2. bei nicht zur Einkommensteuer veranlagten anzuwenden, wenn der Vermieter selbst eine Woh­

Personen das Einkommen nach § 2 Abs. 2 des nung nutzt, für die ein nach Abs: 3 erhöhter Miet­
letztvorangegangenen Kalenderjahres! ver- zins zu entrichten ist. 
mehrt um die steuerfreien Einkünfte uhd um 
die abgezogenen Beträge nach den §§ 18 
Abs. 1 Z 4, 34, 35, 104. 

Bei Ermittlung des Einkommens bleiben außer 
Ansatz: Leistungen nach § 3 Abs. 1 Z 7 und 8, wei­
ters Pflege- oder Blindenzulagen (Pflege-! oder 
Blindengelder, Pflege- oder Blindenbeihilfert) und 
Hilflosenzuschüsse (Hilflosenzulagen). 

(9) Dem Antrag sind folgende Unterlagen anzu­
schließen: 

1. Eine Bescheinigung des Gerichtes (Gemeinde) 
über die rechtskräftige Entscheidung, Juf der 
die Mietzinserhöhung beruht; die Bestheini­
gung hat zusätzlich den Teilbetrag des ~rhöh­
ten Hauptmietzinses zu enthalten, d~r das 
Vierfache des gesetzlichen Hauptmietzinses 
oder 4,50 S je Quadratmeter der Nutifläche 
übersteigt. Außerdem soll aus der Besfheini­
gung hervorgehen, daß der Antragste[Jer in 
den dem Gericht (Gemeinde) vorliegenden 
Unterlagen als Hauptmieter angefüh'rt ist, 
sowie die topographische Bezeichnung seiner 
Wohnung. Bei Eirihebung eines Erhaltungs­
und Verbesserungs beitrages ist die schriftlich 
ergangene Aufforderung des Vennieters vor­
zulegen; 

2. ein Nachweis darüber, daß der Antragsteller 
Hauptmieter der betreffenden Wohnung ist; 

3. die Einkommensnachweise des Hauptrhieters 
und der im Abs. 7 genannten Persondn. Als 
Eink?mm~nsnachweis gelten . I , 

die EInkommensteuerbescheide für die 
drei letztveranlagten Kalenderjahre! 
bei nicht zur Einkommensteuer vetlanlag­
ten Personen geeignete Einkommedsnach­
~eise, wie ~esonders Lohn(Gehalt+ Pen­
slOns)bestäugung(en) für das letztNoran-

gegange~e .Kalende~jahr... I 

(10) Der Hauptmieter hat Jede Anderung aer für 
die Abgeltung der außergewöhnlichen Bel1astung 

Bausparen 

§ 108. (1) Leistet ein unbeschränkt Steuerpflichti­
ger (§ 1 Abs. 2) Beiträge. an eine Bausparkasse, die 
ihre Geschäftsleitung oder ihren Sitz im Inland hat, 
so wird ihm auf Antrag Einkommensteuer (Lohn­
steuer) erstattet. Die Erstattung erfolgt mit einem 
Pauschbetrag in Höhe von 8% des Gesamtbetrages, 
der auf Grund der tatsächlich geleisteten Zahlung. 
und der Steuererstattung gutgeschrieben wird, 
wobei der Anteil der tatsächlichen Zahlung 92% zu 
betragen hat. Die Erstattung steht dem Steuer­
pflichtigen nur für jeweils einen Bausparvertrag zu. 

(2) Die Einkommensteuer (Lohnsteuer) darf dem 
Steuerpflichtigen nur bis zu einer Bemessungs­
grundlage im Sinne des Abs. 1 zweiter Satz von 
8 000 S jährlich erstattet werden. Diese Bemes­
sungsgrundlage erhöht sich für den unbeschränkt 
steuerpflichtigen Ehegatten und für jedes Kind 
(§ 106) um 8 000 S jährlich, sofern diesen Personen 
nicht im selben Kalenderjahr auf Grund einer eige­
nen Abgabenerklärung (Abs. 3 erster Satz)· Erstat­
tungsbeträge zustehen oder sofern diese Personen 
nicht im selben Kalenderjahr in der Abgabenerklä­
rung (Abs. 3) eines anderen Steuerpflichtigen für 
die Erhöhung der Bemessungsgrundlage zu berück­
sichtigen sind. Ehegatten und Kinder, für die dem 
Steuerpflichtigen in einem Kalenderjahr Erhö­
hungsbeträge zustehen, dürfen im selben Kalender­
jahr keine Einkommen(Lohn)steuererstattung gel­
tend machen. Sie können jedoch erklären, daß die 
im Rahmen des betreffenden Bausparvertrages für 
sie geltend gemachten Erhöhungsbeträge dem 
Steuerpflichtigen ab dem folgenden Kalenderjahr 
nicht mehr zustehen sollen. Diese Erklärung ist auf 
dem amtlichen Vordruck in zweifacher Ausferti­
gung bis 30. November bei der Abgabenbehörde im 
Wege jener Bausparkasse abzugeben, mit der der 
Steuerpflichtige den betreffenden Bausparvertrag 
abgeschlossen hat. Für Personen, die eine solche 
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Erklärung abgegeben haben, stehen dem Steuer­
pflichtigen Erhöhungsbeträge ab dem folgenden 
Kalenderjahr nicht mehr zu. Die Bausparkasse ist 
verpflichtet, binnen zwei Wochen den Steuerpflich­
tigen durch Übermittlung der zweiten Erklärungs­
ausfertigung vom Wegfall. der Erhöhungsbeträge 
zu verständigen. Eine Mitteilungspflicht im Sinne 
des Abs. 4 vorletzter Satz besteht nicht. Im Kalen­
derjahr der Auflösung des Vertrages dürfen die in 
der Abgabenerklärung für die Erhöhung der 
Bemessungsgrundlage berücksichtigten Personen 
abweichend von den Bestimmungen des zweiten 
und dritten Satzes nach erfolgter Vertragsauflö­
sung insoweit eine Einkommen(Lohn)steuererstat­
tung geltend machen, als eine Einkom­
men(Lohn)steuererstattung nicht im Rahmen des 
aufgelösten Vertrages für sie in Anspruch genom­
men wurde. Die im Jahr der Auflösung des Vertra­
ges. geltend gemachte Einkommen(Lohn)steuerer­
stattung ist dabei gleichmäßig auf den Steuerpflich­
tigen und die mitberücksichtigten Personen aufzu­
teilen. Im Kalenderjahr der Auflösung des Vertra­
ges steht die Erstattung vor Ablauf von sechs Jah­
ren seit Vertragsabschluß nur für so viele Zwölf tel 
der Bemessungsgrundlage zu, als volle Kalender­
monate bis zur Rückzahlung des Guthabens oder 
von Teilen desselben vergangen sind, sofern der 
Antrag auf Vertragsabschluß nach dem 30. Juni 
1981 gestellt wurde. 

(3) Der Steuerpflichtige hat die Erstattung auf 
dem amtlichen Vordruck im Wege der Bauspar­
kasse bei der Abgabenbehörde zu beantragen und 
dabei zu erklären, daß die in den Abs. 1 und 2 
angeführten Voraussetzungen vorliegen. Diese 
Abgabenerklärung ist mit dem Antrag auf Abschluß 
des Bausparvertrages, auf Grund dessen die Ein­
kommensteuer (Lohnsteuer) erstattet werden soll, 
abzugeben. Mit dem Todestag des Steuerpflichti­
gen sowie mit dem Tag der Übertragung eines Bau­
sparvertrages bei Auf teilung ehelichen Gebrauchs­
vermögens und ehelicher Ersparnisse anläßlich der 
Scheidung, Aufhebung oder Nichtigerklärung der 
Ehe, verliert die Abgabenerklärung ihre Wirksam­
keit. Die Abgabenerklärung kann widerrufen wer­
den; ebenso kann auf Erhöhungsbeträge (Abs. 2) 
verzichtet werden. Sowohl der Widerruf als auch 
der Verzicht sind erst mit Beginn des nächstfolgen­
den Kalenderjahres wirksam. 

(4) Erhöhungsbeträge (Abs. 2), die erSt nach 
einer AntragsteIlung im Sinne des Abs. 3 geltend 
gemacht werden, sind erst ab jenem Kalenderjahr 
zu berücksichtigen, zu dessen Beginn die maßgebli­
chen Voraussetzungen gegeben waren, sofern ein 
entsprechender Antrag spätestens bis 31. Jänner 
dieses Jahres gestellt wird. Der Steuerpflichtige hat 
den Wegfall der für die Erstattung bzw. für die 

, Gewährung von Erhöhungsbeträgen maßgeblichen 
Voraussetzungen im Wege der Bausparkasse inner­
halb eines Monats der Abgabenbehörde mitzutei­
len. Eine solche Änderung ist erst nach Ablauf des 

Kalenderjahres zu berücksichtigen, in dem sie ein­
getreten ist. 

(5) Die pauschale Erstattung erfolgt durch die 
Bausparkasse, bei welcher der Bausparvertrag abge­
schlossen worden ist. Diese fordert den zu erstat­
tenden Steuerbetrag bei der für sie zuständigen 
Finanzlaildesdirektion an. Die Finanzlandesdirek­
tion überweist der Bausparkasse den Betrag zugun­
sten des Bausparkontos des Steuerpflichtigen. 

(6) Die Bausparkasse ist verpflichtet, der Abga­
benbehörde ohne amtliche Aufforderung Mittei­
lung zu machen, wenn Beiträge, die als Grundlage 
einer Steuererstattung geleistet wurden, und die 
erstattete Steuer selbst ganz oder zum Teil zurück­
gezahlt werden oder die Ansprüche aus dem Bau­
sparvertrag als Sicherstellung dienen. Die Mittei­
lung hat die erstatteten Beträge auszuweisen. Die 
Mitteilungspflicht bleibt durch einen Widerruf der 
Abgabenerklärung (Abs. 3 vorletzter Satz) unbe­
rührt. Erfolgt die Rückzahlung oder Sicherstellung 
im Sinne des. ersten Satzes erst nach Ablauf von 
sechs Jahren seit Vertragsabschluß, so erstreckt sich 
die Mitteilungspflicht nur auf jene Beiträge, die 
nach diesem Zeitpunkt ~m Kalenderjahr der Rück­
zahlung oder Sicherstellung Grundlage einer Steu­
ererstattung waren, und auf die erstattete Steuer 
selbst. Die Mitteilungspflicht entfällt, wenn in den 
Fällen des Abs. 3 dritter Satz Beiträge zurückge­
zahlt werden. 

(7) Zu Unrecht erstattete Einkommensteuer 
(Lohnsteuer) ist vom Steuerpflichtigen zurückzu­
fordern. Die Rückforderung hat auch insoweit zu 
erfolgen, als eine Rückzahlung oder Sicherstellung 
erfolgt, für die eine Mitteilungspflicht der Bauspar­
kasse besteht (Abs.6). Eine Rückforderung hat 
jedoch zu unterbleiben, wenn 

1. die Bausparkasse den zurückzufordernden 
Betrag mit Zustimmung des Steuerpflichtigen 
an die für sie zuständige Finanzlandesdirek­
tion abführt, 

2. in den Fällen des Abs. 6 die rückgezahlten 
Beiträge oder die Sicherstellung begünstigten 
Maßnahmen im Sinne des § 18 Abs. 1 Z 3 die­
nen, wobei eine Rückforderung auch dann zu 
unterbleiben· hat, wenn die Maßnahmen 
durch oder für im Abs. 2 genannte Personen 
gesetzt werden. 

(8) Einkommensteuer(Lohnsteuer)erstattungen 
und Rückforderungsansprüche, die sich auf Grund 
der Abs. 1 bis 7 ergeben, gelten als Abgaben im 
Sinne der Bundesabgabenordnung. 

(9) Erstattungsbeträge, die keinen vollen Schil­
lingbetrag ergeben, sind bis einschließlich 50 Gro­
schen auf einen solchen Betrag abzurunden und 
über 50 Groschen aufzurunden. 

(10) Sobald das Guthaben aus dem Bausparver­
trag ganz oder zum Teil zurückgezahlt wird oder 
die Ansprüche aus dem Bausparvertrag als Sicher-
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stellung dienen, kann der Bausparvertrag nicht 
mehr die Grundlage für eine Steuererstattun~ bil­
den, wobei es unmaßgeblich ist, ob eine Rückflorde­
rung im Sinne der Abs. 7 bis 9 zu erfolgen had Dies 
gilt auch, wenn dem Steuerpflichtigen nach Ablauf 
von sechs Jahren seit Vertrags abschluß in binem 
der folgenden Kalenderjahre keine Steuer mdhr zu 
erstatten war: I 

Verrechnung von Abgeltungs- und Erstattungsbe-
trägen 

§ 109. Abgeltungsbeträge .gemäß § 107 und 
Erstattungsbeträge gemäß § 108 sind insgesarpt mit 
25% zu Lasten des Aufkommens an veranllagter 
Einkommensteuer und mit 75% zu Lasten de~ Auf-
kommens an Lohnsteuer zu verrechnen. I 

Verweisungen auf andere Bundesgesetze 

§ 110. Soweit in diesem Bundesgesetz auf dndere 
Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese iJ ihrer 
jeweils geltenden Fassung anzuwenden. I 

9. TEl L 

ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN 

Verweisungen anderer Bundesgesetze 

§ ~ 11. Beziehen s~ch bundesgesetzliehe I. V or­
schnften über öffenthche Abgaben oder Beiträge 
auf Bestimmungen des Einkommensteuergdsetzes 
1972, BGBl. Nr. 440 (EStG 1972), so treten ~n die 
Stelle dieser Bestimmungen die entsprec~enden 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes. I 

Weitergeltung von Bestimmungen des EStG 1972 

§ 112. Folgende Bestimmungen des EStG 1972 
sind auch für Zeiträume nach dem 31. De~ember 
1988 anzuwenden: . I 

1. §3Z31. 
2. § 9 Abs.4 bis : f~r Rücklagen (steufrfreie 

Beträge), soweit sie vor dem 1. Jänner 1989 
durch Wertpapieranschaffung verw

l

l endet 
worden sind. 

3. § 11 für Rücklagen, die für Wirtschaftsjahre 
gebildet wurden, die vor dem 1. Jänn~r 1989 
abgelaufen sind. 

3a. § 18 Abs. 1 Z 3 lit. e für Energiesparmaßnah­
men, die vor dem 1. Jänner 1989 durchge­
führt worden sind. Derartige Beträg~ kön­
nen als Sonderausgaben im Sinne d~s § 18 
Abs. 1 Z 3 nach Maßgabe des § 18 Ab~. 3 Z 2 
geltend gemacht werden. I 

4. § 23a für Verluste im Sinne dieser :Bestim­
mung, die nicht bis zum Veranlagukgsjahr 
1988 verrechne~ werde.n konnten ... I 

5. § 23b für Gewmnanteile aus Betelh~ungen, 
die vor dem 1. Jänner 1989 erworbeh wor­
den sind. 

6. § 27 Abs. 2 Z 3 für stille Beteiligungen, die 
vor dem 1. Jänner 1989 erworben worden 

sind. Gewinnanteile aus derartigen Beteili­
gungen sind auch insoweit steuerpflichtig, 
als sie zur Auffüllung einer durch Verluste 
herabgeminderten Einlage zu verwenden 
sind. 

7. § 27 Abs. 5 für Wertpapiere, die vor dem 
1. Jänner 1989 erworben worden sind. Im 
Rahmen der Kapitalertragsteuer gilt jedoch 
§ 123. 

8. § 27 Abs. 6 Z 3 für Gewinnanteile aus Betei­
ligungen, die vor dem 1. Jänner 1989 erwor­
ben worden sind. Im Rahmen der Kapitaler­
tragsteuer gilt jedoch § 123. 

9. § 107. 
10. § 110 Abs. 1 Z 1 und 3. 

Bewertung 

§ 113. (1) Bei der Bewertung von Wirtschaftsgü~ 
tern, die bereits am Schluß des letzten vor dem 
1. Jänner 1989 abgelaufenen Wirtschaftsjahres zum 
Betriebsvermögen gehört haben,ist von den Wert­
ansätzen des § 6 EStG 1972 auszugehen. 

(2) Nach § 123 EStG 1972 vorgenommene Wert­
berichtigungen gelten dem Grunde nach als solche 
nach § 6 Z 2 lit. c dieses Bundesgesetzes. 

Absetzung für Abnutzung 

§ 114. (1) Wurde die Absetzung für Abnutzung 
von Wirtschaftsgütern, die in einem vor dem 1. Jän­
ner 1989 abgelaufenen Wirtschaftsjahr in Betrieb 
genommen worden sind, degressiv oder nach der 
Leistung berechnet, dann ist diese Berechnungs­
methode weiterhin anzuwenden. 

(2) § 8 Abs. 2 ist erstmals auf Assanierungsvor­
gänge in Wirtschaftsjahren anzuwenden, die nach 
dem 31. Dezember 1988 enden. 

(3) § 8 Abs. 3 einschließlich § 6 Z 1 ist nur auf 
Firmenwerte anzuwenden, die nach dem 31. De­
zember 1988 entgeltlich erworben worden sind. 

(4) Durch § 16- Abs. 1 Z 8 wird gegenüber § 16 
Abs. 1 Z 8 EStG 1972 für Wirtschaftsgüter, die vor 
dem 1. Jänner 1989 angeschafft, hergestellt oder 
unentgeltlich erworben worden sind und dem Steu­
erpflichtigen bereits am 31. Dezember 1988 zur 
Erzielung von Einkünften im Sinne des § 2 Abs. 3 
Z 4 bis 7 gedient haben, weder eine neue Bemes­
sungsgrundlage noch ein neues Wahlrecht für die 
Berechnung der Absetzung für Abnutzung oder für 
Substanzverringerung begründet. 

Vorzeitige Abschreibung 

§ 115. (1) Bei Wirtschaftsgütern, die bis zum 
Schluß des letzten vor dem 1. Jänner 1989 abgelau­
fenen Wirtschaftsjahres nach § 8 Abs. 4 EStG 1972, 
§ 38 Abs. 1 des Stadterneuerungsgesetzes, Art. IV 
des Bundesgesetzes über die Änderung mietrechtli­
cher Vorschriften und über Mietzinsbeihilfen, 
BGBI. Nr. 40911974, und § 19 Abs. 1 des Denkmal-
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schutzgesetzes noch nicht zur Gänze vorzeltlg 
abgeschrieben worden sind, sind die restlichen 
Abschreibungen der bis zum Schluß dieses Wirt­
schaftsjahres angefallenen Anschaffungs-, Herstel­
lungs- oder Teilherstellungskosten nach den ange­
führten Bestimmungen vorzunehmen. 

(2) Wurden vorzeitige Abschreibungen von Teil­
herstellungskosten vorgenommen, die bis zum 
Schluß des letzten vor dem 1. Jänner 1989 abgelau­
fenen Wirtschaftsjahres angefallen sind, so kann 
von den restlichen Teilherstellungskosten ein Inve­
stitionsfreibetrag geltend gemacht werden. 

Rücklagen, steuerfreie Beträge, Rückstellungen 

§ 116. (1) Rücklagen und steuerfreie Beträge, die 
nach §§ 4 Abs. 7, 9, 12 und 28 Abs. 3 EStG 1972 
gebildet wurden, gelten als Rücklagen und steuer­
freie Beträge im Sinne der §§ 9, 11, 12 und 28 
Abs.5. 

(2) Investitionsfreibeträge, die nach § 10 EStG 
1972 geltend gemacht wurden, gelten als Investi­
tionsfreibeträge im Sinne des § 10. 

(3) Abfertigungsrücklagen (steuerfreie Beträge); 
die nach § 14 Abs. 1 bis 5 des EStG 1972 gebildet 
wurden, gelten als Abfertigungsrückstellungen 
(steuerfreie Beträge) im Sinne des § 14 Abs. 1 bis 6. 
Beträge aus Abfertigungsrücklagen im Sinne des 
§ 14 EStG 1972, auf die Art. III des Bundesgeset­
zes, mit dem das Bauarbeiter-Urlaubsgesetz 1972, 
das Arbeiter-Abfertigungsgesetz, das Insolvenz­
Entgeltsicherungsgesetz sowie abgaben'rechtliche 
Bestimmungen geändert werden, BGBI. Nr. 618/ 
1987, zutrifft, gelten als Beträge aus Abfertigungs­
rückstellungen. 

(4) Für die Pensionsrückstellung gilt folgendes: 
1. Abweichend von § 125 Z 1 sind auf Rückstel­

lungen für Wirtschaftsjahre, die vor dem 
1. Jänner 1990 enden, noch die Bestimmun­
gen des EStG 1972 in Verbindung mit 
Abschnitt I Art. II Z 2 des 2. Abgabenände­
rungsgesetzes 1977, BGBI. Nr. 645, anzuwen­
den. 

2. Übersteigt zum Schluß des letzten vor dem 
1. Jänner 1990 endenden Wirtschaftsjahres 
die Rückstellung, die sich nach § 14 errechnen 
würde (fiktive Neurückstellung), die steuer­
wirksam gebildete Rückstellung (Altrückstel­
lung), so ergibt sich die jeweils steuerlich 
maßgebende Rückstellung aus der Rückstel­
lung nach § 14 abzüglich eines seit dem 
genannten Bilanzstichtag jährlich um 5% ver­
minderten Unterdeckungsbetrages. Der 
Unterdeckungsbetrag ergibt sich aus dem 
Unterschied zwischen der fiktiven Neurück­
stellung und der Altrückstellung. Vermindert 
sich die nach § 14 berechnete Rückstellung 
gegenüber der nach § 14 zum Schluß des vor­
angegangenen Wirtschaftsjahres berechneten 
Rückstellung, so vermindert sich der Unter-

deckungsbetrag im gleichen Verhältnis; dabei 
sind der Berechnung der zu vergleichenden 
Rückstellungen jene Pensionsleistungen 
zugrunde zu legen, die an dem genannten 
Stichtag zugesagt wurden. 

3. Der Bundesminister für Finanzen kann ver­
einfachte Berechnungen der fiktiven Neu­
rückstellung nach anerkannten Regeln der 
Versicherungsmathematik durch Verordnung 
festlegen. 

4. Die Wertpapierdeckung muß erstmalig am 
Schluß des im Kalenderjahr 1991 endenden 
Wirtschaftsjahres gegeben sein. Abweichend 
von § 14 Abs. 7 Z 7 ist das prozentuelle Aus­
maß von 50% auf 20 Wirtschaftsjahre gleich­
mäßig verteilt zu erreichen. 

5. In den Fällen des § 14 Abs. 9 ist die steuerlich 
maßgebende Rückstellung in der Höhe anzu­
setzen, in der sie sich beim früheren Arbeitge­
ber (Vertragspartner) unter Berücksichtigung 
einer gleichen Pensionszusage nach Z 2 erge­
ben hätte. 

Sonderausgaben 

§ 117. (1) Der dritte Satz des § 18 Abs. 1 Z 2 ist 
hinsichtlich der für den Fall des Ablebens zu verein­
barenden Versicherungssumme auf Versicherungs­
verträge anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 
1988 abgeschlossen wurden. 

(2) Für Versicherungsverträge, die vor dem 
1. Jänner 1989 abgeschlossen worden sind, treten 
an die Stelle der im § 18 Abs. 1 Z 2 und Abs. 4 Z 1 
genannten Zeiträume von zehn bis zwanzig Jahren 
folgende Zeiträume: 

1. Zehn Jahre, wenn der Antrag auf Vertragsab­
schluß vor dem 7. September 1979 gestellt 
wurde. Weiters ist für solche Versicherungs­
verträge § 18 Abs. 4 Z 1 hinsichtlich der Vor­
auszahlung und Verpfändung nicht anzuwen­
den. 

2. Zehn bis fünfzehn Jahre, wenn der Antrag auf 
Vertragsabschluß nach dem 6. September 
1979 gestellt wurde. Weiters tritt bei solchen 
Versicherungsverträgen an die Stelle des im 
§ 18 Abs. 1 Z 2 und Abs. 4 Z 1 genannten 
41. Lebensjahres das 46. Lebensjahr. 

(3) Wurden für Beiträge (Versicherungsprämien) 
im Sinne des § 18 Abs. 1 Z 2 vor dem 1. Jänner 
1989 anstelle des geleisteten Einmalbetrages Teilbe­
träge (Zehntel, Zwanzigstel) als Sonderausgaben in 
Anspruch genommen, so können die restlichen 
Teilbeträge auch für Zeiträume nach dem 
31. Dezember 1988 nach Maßgabe des § 18 Abs. 3 
Z 2 in Anspruch genommen werden. 

(4) Eine Nachversteuerung von Beträgen im 
Sinne des § 18 Abs. 1 Z 3 lit. a EStG 1972, die vor 
dem 1. Jänner 1982 geleistet wurden, hat wegen 
Unterschreitens der achtjährigen Bindungsfrist 
nicht zu erfolgen. 
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(5) § 18 Abs. 4 und 5 gilt auch für die Nadhver­
steuerung von Sonderausgaben, die bei delill Ein­
kdmmensermittlung für Zeiträume vor dem 1. Jän­
ner 1989 zu berücksichtigen w~ren. 

(6) § 18 Abs.6 gilt auch für Verluste, die vor 
dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes erltstan­
den sind. § 18 Abs. 7 gilt erstmals für Verlusrle, die 
im Jahr 1989 entstanden sind. 

Veräußerungsgewinne, Stille Reserven 
'I 

§ 118. (1) § 24 Abs.6 ist nur auf Gebäude 
(Gebäudeteile) anzuwenden, die nicht gem~ß § 8 
Abs. 2 Z 1 lit. a EStG 1972 vorzeitig abgeschtieben 
wurden. ' 

(2) Die in § 12 Abs.2 genannte Frist von fünf­
zehn Jahren gilt auch für Gebäude (Gebäud~teile), 
die nach den §§ 8 und 122 Abs. 3 EStG 197~, § 38 
Abs. 1 des Stadterneuerungsgesetzes, Art. rv des 
Bundesgesetzes über die Änderung mietrechtIicher 
Vorschriften und über Mietzinsbeihilfen, 'IBGB!. 
Nr. 409/1974, oder § 19 Abs. 1 des Denkmal­
schutzgesetzes vorzeitig abgeschrieben w1lorden 
sind. 

Einkünfte aus Kapitalvermögen und aus Vermie­
tung und Verpachtung 

§ 119. (1) § 27 Abs. 3 ist auch auf Genußs~heine 
und junge Aktien anzuwenden, die vor dem I" Jän­
ner 1989 erworben worden sind. 

(2) Bei Erwerben von Todes wegen gelten Zehn­
telabsetzungen gemäß § 28 Abs.2 EStG 1972 als 
Teilbeträge im Sinne des § 28 Abs. 3. I 

(3) Wurden Werbungskosten nach § 28 Abs.2 
EStG 1972 auf zehn Jahre verteilt geltend gemacht, 
so sind die restlichen Teilbeträge auch nach 
Inkraf:treten dieses ~un~esgesetzes in unvelil'änder­
ter Hohe zu berücksichtigen. 

(4) § 28 Abs. 6 gilt nicht, soweit vor dem Inkraft­
treten dieses Bundesgesetzes Anschaffungsr oder 
Herstellungskosten sowie Instandhaltungs) oder 
Instandsetzungsaufwand als Werbungskosten 
berücks~cht~gt wu~den. . .1 

(5) Fur die Ermittlung der besonderen EInkünfte 
aus Vermietung und Verpachtung (§ 28 Abs. 7) gel­
ten Zehntelabsetzungen gemäß § 28 Abs. 2 EStG 
1972, insoweit als Teilbeträge gemäß § 28 lAbs. 3, 
als sie auf Herstellungsaufwand entfallen. 

Sonstige Einkünfte 

§ 120. Die §§ 30 und 31 gelten für Veräuße­
rungsvorgänge nach dem 31. Dezember 198~8. 

'Vorauszahlungen I 

§ 121. Die nach § 45 EStG 1972 für Kalender­
jahre ab 1989 festgesetzten Vorauszahlungen sind 
um 5% zu erhöhen. I 

Lohnsteuerverfahren 

§ 122. (1) Der Arbeitgeber hat die Freibetrags­
eintragungen betreffend das Kalenderj ahr 1988 für 
die Kalenderjahre 1989 und 1990 zur Hälfte zu 
berücksichtigen, ohne daß es einer weiteren Eintra­
gung auf der Lohnsteuerkarte bedarf. 

(2) Werden im Zuge eines Freibetragsantrags die 
besonderen Verhältnisse (§ 63 des Kalenderjahres 
1989 in ihrer voraussichtlichen Höhe bis spätestens 
30. Juni 1989 geltend gemacht, so ist die Freibe­
tragseintragung für die Kalenderjahre 1989 und 
1990 vorzunehmen; Abs. 1 ist in diesen Fällen nicht 
anzuwenden. Freibeträge gemäß den §§ 35 oder 
105 sind für die Kalenderjahre 1989 und 1990 auf 
Dauerlohnsteuerkarten nicht einzutragen. Diese 
Freibeträge sind gemäß § 62 Abs. 2 Z 9 von der 
pensionsauszahlenden Stelle zu berücksichtigen. 

(3) Freibetragsbescheide und Mitteilungen 
gemäß § 63 auf Grund eines Antrages gemäß § 63 
Abs. 4 sind erstmals im Kalenderjahr 1990 auszu­
stellen. 

(4) Über Antrag des Arbeitn~hmers hat das 
Finanzamt die für die Kalenderjahre 1989 und 
1990 auf der Lohnsteuerkarte gemäß Abs. 1 und 2 
geltenden Freibeträge zu widerrufen oder der 
Höhe nach zu vermindern. 

(5) Freibetragseintragungen für die Kalender­
jahre 1989 und 1990 sowie die für diesen Zeitraum 
weitergeltenden Freibeträge im Sinne der Abs. 1 
und 2 gelten als Freibetragsbescheide im Sinne des 
§ 63. 

(6) Die entsprechend dem EStG 1972 ausgestell­
ten Lohnsteuerkarten 1988/89/90/91/92 sind wei­
terhin Grundlage der Berechnung der Einkommen­
steuer im Abzugsweg. Vermerke gemäß § 54 Abs. 2 
EStG 1972 gelten als solche im Sinne dieses Bun­
desgesetzes. Vermerke betreffend Kinder im Sinne 
des § 119 EStG 1972 gelten als Vermerke betref­
fend Kinder im Sinne des § 106. 

(7) Für die Ermittlung des festen Steuersatzes 
gemäß § 67 Abs. 8 ist § 33 auch auf das Kalender­
jahr 1988 anzuwenden. 

Kapitalertragsteuer 

§ 123. (1) Die Kapitalertragsteuer ist von 
Kapitalerträgen im Sinne des § 93 Abs. 2 Z 3 einzu­
behalten, die auf Zeiträume nach dem 31. Dezem­
ber 1988 entfallen. Dies gilt auch für Kapitalerträge 
im Sinne des § 93 Abs. 3, deren Fälligkeit nicht 
jedes Jahr eintritt. 

(2) Abweichend von § 95 beträgt der Steuersatz 
für Kapitalerträge gemäß § 93 Abs. 3, die bis 
31. Dezember 1989 fällig werden, bei Fälligkeit im 
1. Kalendervierteljahr 1989 ............ 2,5% 
2. Kalendervierteljahr 1989 ............ 5 % 
3. Kalendervierteljahr 1989 ............ 7,5% 
4. Kalendervierteljahr 1989 ............ 10 %. 
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(3) Die Kapitalertragsteuer ist insoweit nicht auf 
die Einkämmensteuer anzurechnen, als sie auf steu- ' 
erfreie Einkünfte gemäß § 112 Z 7 und 8 entfällt. 
Eine Anrechnung ist aber insoweit vorzunehmen, 
als von den Kapitalerträgen auch ohne Anwendung 
dieser Steuerbefreiungen keine oder eine geringere 
Einkommensteuer zu erheben wäre. 

Pensionskassen 

§ 124. Werden Ansprüche aus Pensionszusagen 
auf Pensionskassen übertragen, so ist für die Über­
tragung die 10%-Grenze nach § 4 Abs. 4 Z 2 nicht 
anzuwenden. Der Unterschiedsbetrag zwischen der 
steuerwirksam gebildeten Pensionsrückstellung und 
dem Deckungserfordernis einschließlich der Rech­
nungszinsen im Zeitpunkt der Übertragung ist 
gleichmäßig auf zehn Jahre verteilt abzusetzen. 
Voraussetzung ist, daß 

die Mehrzahl der übertragenen Pensionszu­
sagen vor dem 1. Jänner 1988 erteilt worden 
sind und 
die Übertragung zu einem Bilanzstichtag, 
spätestens zum 31. Dezember 1998, erfolgt. 

10. TEIL 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

§ 125. Dieses Bundesgesetz ist anzuwenden, 
1. wenn die Einkommensteuer veranlagt wird, 

erstmalig bei der Veranlagung für das Kalen­
derjahr 1989, 

2. wenn die Einkommensteuer (Lohnsteuer) 
durch Abzug eingehoben oder durch Jahres­
ausgleich festgesetzt wird, für Lohnzahlungs­
zeiträume die nach dem 31. Dezember 1988 
enden, 

3. beim St~uerabzug in sonstigen Fällen für Zeit­
räume nach dem 31. Dezember 198'8, sofern 
sich aus § 123 nicht anderes ergibt. 

Vollziehung 

§ 126. Mit der Vollziehung dieses Bundesgeset­
zes sind 

1. hinsichtlich des § 4 Abs.4 Z 4 zweiter Satz 
der Bundesminister für wirtschaftliche Ange­
legenheiten, 

2. hinsichtlich des § 4 Abs. 4 Z 5 dritt- und vor­
letzter Satz der Bundesminister für Wissen­
schaft und Forschung, 

3. hinsichtlich des § 106 der Bundesminister für 
Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundes­
minister für Justiz, 

4. hinsichtlich des § 111 der jeweils in Betracht 
kommende Bundesminister, 

5. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der 
Bundesminister für Finanzen 

betraut. 

Anlage zu § 4 Abs. 4 Z 2 Iit. b 

Die Jahresbeträge der laufenden Unterstützun­
gen sind zu vervielfachen 

bei Unterstützungen. 
Erreichtes Alter des Unter- bei Unterstützungen an Witwen (Waisen) 

stOtzungsempfängers an ehemalige Betriebs- ehemaliger Betriebs:-
(Jahre) zugehörige mit zugehöriger mit 

bis 24 ........... 10 20 
25 .............. 11 20 
26 .............. 12 20 
27 bis 28 ........ 13 20 
29 bis 31 ........ 14 20 
32 bis 37 . ....... 15 19 
38 bis 43 ........ 15 18 
44 bis 46 ........ 15 17 
47 bis 49 ........ 15 16 
50 .............. 15 15 
51 bis 52 ........ 14 15 
53 bis 55 ........ 14 14 
56 bis 57 ........ 14 13 
58 bis 60 ........ 13 12 
61 bis 62 ........ 13 11 
63 bis 64 ........ 12 10 
65 .............. 11 10 
66 bis 67 ........ 11 9 
68 .............. 10 9 
69 .............. 10 8 
70 .............. 9 8 
71 bis 72 ........ 9 7 
73 .............. 8 7 
74 bis 75 . ....... 8 6 
76 .............. 7 6 
77 .............. 7 5 
78 bis 79 ........ 6 5 
80 ............ " 6 4 
81 bis 84 ........ 5 4 
85 bis 87 ........ 4 3 
88 bis 91 ~ ....... 3 3 
92 bis 97 ........ 2 2 
98 bis 100 ....... 1 1 
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